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Welche Voraussetzungen,erfüHt sein müsse,n, damit ein gültiger
völkerrechtlicher Vertrag zwischen Mitgliedern der Völkerrechts-,
gemeinschaft zustande kommt, kann nur nach, den Normen. desV01-
kerrechts bestimmt werden. Eine Darstellung der Methode des Ab-
schlusses Internationaler Verträge nach. deutschem Pecht kann sich
also nur mIt der Frage, beschäftigen, wie nach innerstaatlichern
deutschem Recht der Tatbestand geschaffeln -wird, der nach inter-
riatio Recht%eIne Bindung desReiForm zur

Folge -hat.,
Z. ausl. öff. Recht u. VöIkerr. Bd. 3, T. i: Abh. - -
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314, Schmitz

j
Dem Begriff des völkerrechtlichen Vertrages sInd die über-

einstimmenden. Willenserklärungen der vertragschfießenden Teile

wesentlich. Als Willenserklärungen, dielür die betrCffe Staaten
verbindlich sind, erkennt das Völkerrecht diie Erklärungen der Organe
an, die nach der, jeweilig-en Verfassung. -zur. -Abgabe dieser -Erklä1 rungen-nach außen hin berufen sind.

i Wer dies im EinzelfgIle, ist, ergibt sich nicht aus der
-

Verfas-

sung. Vielmehr werden die Namen der Personen, die, nach internem

Recht als vertretungsbierechtigte Organe berufen sind, den fremden

Mächten notifiziert; damit sind sie, vorbehaltlich einer etwaigen
Nichtanerkennung, Wie dies etwa, nach gewaltsamen Umwälzungen
vorzuko,mmen pflegt,&apos; völkerrechtlich ihre,..Erklärungen
gelten als Erklärung jg$,5. selbst. Nur die in bestimmt-er Form,

abgegebenen Erklärungen dIeses den Staat nach außen hi&apos;n repräsen-
tierenden- Organs sind, vOlkerrechtlich erheblich; nur auf dieses for-

male Element, der Erklärung kommt es, an. Wie der Wille, der dIe
Erklärung trägt, zustande kommt, ist. als innere Angelegenheit jedes
Staates der Regelung durch völkerrechtliche Normen entzogen, so-

daß -es vom Standpunktdes Völkerrechts gleichgültig ist, ob die ab-

gegebene, Erklärung den innerstaatlichen Regeln über die Willens

bildunz entspricht oder nicht.
Da das Völkerrecht im allgemeinen lediglich den Inhalt einer

abgegebenen, Erklärung als allein maßgebend- ansieht und eine fehler-

hafte Willensbildung unberücksichtigt läßt, so wirLeing
ausdrücklichen völkerrechtlichen-R, l_ --gi -_ErkläMng-&quot;,-&quot;d-es-.-ver-
ia--ssungsmäßig zuständigen Organs nicht da_&apos; un-

&quot;,er...W-ille,ns-wir sam, a sie, en gegen, en innerstaatlichen Regeln üb,
&apos;bildung Ist; :d. Ii. eine Erki, &apos;r-u-n-&apos;g&quot;&apos;.;de-s berufenen

&apos; Pepräsentanten-&apos;-&apos;if auch dann gültig, wenn.,sie mit
J fit im Ein-dem Willen der innerstaatlich maßgebenden Organe niC.

klang steht.
Die Darstellung der&apos;Methode des Abschtusseis völkerrechtlicher

Verträge nach deutschein Recht dagegen muß, unabhängig von der

1: der internationalen Gültigkeit, untersuchen, wie&apos;die fÜr den

Abschluß der&apos;Vertrag erforderlichen Willenserklärungen staatsrecht-
libh gültig zustande kommen.

I. Erklärungsberechtigte Organe.
1. Der Reichspräsident.

Art..45 Abs&apos;. 1 Öer Reichsverfassung&apos;bestiMmt:,
&quot;Der, Reichspräsident vertritt das&apos; ReivEr

schließt im, Namen des Reiches Bündnisse und andere Verträge,
mit auswärtigen Mächten. &apos;Er beglaubigt und empfängt, die Ge-
sandten.&quot;
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Die Methode des Abschlusses internationaler Verträ&quot;,e nach deutschem Recht 315

,Nach dieser Vorschrift schließt der Reichspräsident die Ver-

träge mit fremden Mächten. Es ist aber in Theorie und Praxis aner-

kannt und entspricht !&apos;in übrigen der völkerrechtlichen Übung, daß
&apos;der- völkerrechtliche, Repräsentant die Verträge weder selbst zu ver,

&apos;handeln noch zu--unterzeIchnen braucht, sondern daß er seine Ver-,
tretu, -,_, diepngsliQfugnis durch Erteilung, einer schriftlichen Vollmacht
,eigenhändig von ihn! zu vollziehen ist, üb,-ertraZp kann. Zu be-
rücksichtigen ist dabei, daß sowohl die U n t e r z e 1 c h n u n Z der
Verträge ,durch den Reichspräsi,denten, wie auch jede Vollmachtser
teilung- nach Art. 50 R. V. der Gegenzeichnung durch -den- Peichs-
kanzler oder den zuständigen Peichsminister, in diesem falle den

-Außenmin-Ister&quot;be-darf.
Dabel.kommt es auf die äußere Form und auf die Bezeichnung

der Abmachungen nicht an. Der Ausdruck mit auswärt!.-

gen Mächten&quot; in Art. 45 Abs. 1 ist im weitesten Sinne zu, verstehen.
Die Ttriüino1,ogie der Reichsverfassunz. und der Peichszesetze- ist

ebensowenig einheitlich wie die &apos;Internationale Praxis. Während Art.
45 Abs. 1 nur von &quot;Verträgen mit auswärtigen Mächten&quot;, Abs. 3 voll

.&quot;Verträgen mit* fremden Staaten&quot; spricht, ist in Art. 78 Abs. 2 von

.&quot;Verträgen mit auswärtigen Staaten&quot;, in Abs. 3&apos;von &quot;Vereinbarungen.
-mit fremden Staaten&quot; die Pe-de. Art. 82, Abs. 3 und&gt; 5 erwähnen
&quot;,Staatsverträge&quot; und &quot;Übereinkommen&quot; nebeneinander&apos;). In der
Praxis Spricht man von Verträgen., Abkommen, Übereinkommen,
Übereinkünften. Vereinbartinzen. In Bezug auf letzteren Ausdruck
geben die Ausführungen des Vertreters der französischen Pegierung -

-vor den! Ständigen Internationalen Gerichtshof in dem Verfahren
-über das deutsch-österreichische Zollregime (Public. S C Nr. 53
-p. 395) Veranlassung zu dein Hinweis&quot;daß dieser letztere Ausdruck
&amp;r Gesetzesspräche nichts mit dem Begriff,d-er&quot;,Vereinbarung&apos;4 zu

tun hat, den&apos; die Wissenschaft als objektiv-normsetzendeg. Geschäft
&apos;

in G,eggh$,ätz zu
1

detri nur Sghidktiv-re &quot;Vertrag&quot;
gebrachthat (vgl. T r i e p e 1, Völkerrecht, und Landesrecht, S. 49 ff.).

Der Ausdruck &quot;Verträge mit auswärtigen Mächten&quot; umfaßt im

übrIgenalle der Vorm nach verschiedenen, der Sache nach aber stets
auf die&apos;Übernahme von Pflichten oder Erwerb von Rechten gerich
leten Abmachungen. Grundsätzlich müssen daher alle Erklärungen,
die Uas Reich völkerrechtlich binden sollen, auf eine. Erklärung des
Reichspräsidenten zurückgehen.

1) Vgl. N e c k e 1, Verträge des Reichs und der Länder mit äuswärtigen
Staaten nach der Reichsverfassung, Archiv d. öffenfl. ecchts, neue Folge, Bd. 7
S. 211..,Seine Auffassung, daß, man unter Staatsverträgen, in Arti 92 Vertrage &quot;in
-solenner Form&quot; unter, Ütier-einkommen ti

&apos;

rertrggliche Abmachungen&quot;
&apos;

IJOAS, ige, 3
-%, stimtüttnit-der nichtluberein., i.,daiübe9
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2. Die Re-ichsreglerung.

Dieser Grundsatz der Verfassung er-leidet aber eine erste Aus-

nahme durch diiie Regel,d als völkerrechtliches Gewohnheits-

&apos;reclitbezeichnen kann, daß sogenannte R tuügs-
abkommen auch von der Regierung bezw. dem zuständigen.. Pessort-.

n den, Sta - schlossen weminister i at bindender Weise abge rden kön

,iien,.,es se,1, denn, daß-. einzelne Verfassung ausdrücklich etwas.

anderes best)!&quot;,inmt. Der völkerrechtliche Begriff der Regierun,os- und-
der Verwaltungsabkommen steht nicht genau fest. Im allgemeinen

&apos;-M egt man zu sagen, s. und Verwaltunosabkommenpf.1 aß,
solche Vereinbarungen sind, jcile--Jediglich die verwaltungsmäßige1

_11 -
- __.- ;..-, - --- IM&apos; 1-,.&apos;

er Verträge oder rein ver f.--,-
_--

wa tungs-&quot;bereits bestehend
&apos; technIstheTragen behanddii&apos;.&quot;-&apos;bli&apos; Praxis ist nicht

- ohne auf die Innerstaatlichen Auffassungen über die

des Art.. 45 A4s.. 1 geblieben. und bat zu der heute alIge-
inein herrschenden Ansicht,geführt, daß ;die Pe.!-vhsir,12gi bezw.

die&apos;,einzelnen P, alis generell zum Abschluß,yon Re-.
und erwaltungsabkommen &apos;ermächtigt angesehen wer-

den&apos;). Dabei ist allerdings theoretisch für den Reichspräsidenten
jederzeit bestehen geblieben, von sich aus einzugrei-

le g&apos; ärti Praxis hat ihren Ausdruck hiJen. D1 egenw ge 106 der ge-

hieinsamen Geschäftsord-nunz der Reichsmin.isterien, Allgemeiner
gefunden, der bestimmt:

&quot;Die zum Abschluß und Abkommen not

wendigen Vollmachten sind dem,Reichspräsidenten zur.Vollzieh
ung vorzulegen.

Soweit bisher bei Verwaltungsabmachungen im völkerrecht-.
lichen VerkehtVollmachten des Staatsoberhauptes nicht üblich
waren, -bleibt, es dabei. Der Peichspräsident ist jedoch zu unter-

richten, bevor Verhandlungen eingeleitet werden, die vertrag
liche Abmachungen - beZwecken..&quot;,

Der Abschluß - von. Pegierungs- und Verwaltungsabkommen hatt.
zu Differenzen&quot; zwischen dern Reichspräsidenten und der Reichs-
recierung geführt. Der Reichspräsident hatte Sich im Jahre 1923 auf

den Standpunkt gestellt, daß er daran festhalten, müsse, daß,verfas-
rechtlich bei dem Abschluß von-Verträgen des,Pe:iches mit aus-

wärtigen. Mächten die deutschen Vertreter einer von- dem .Re-Ichs-

1) &quot;Vgl. hierzu&quot; oLI&quot;.Völkerrecht und, Außenpolitik in der&apos;Reichsverfassung-
e &apos;.Z6) S. 34, dQr,die gegenw verf-a-see

der-Nerigssung kann.kein Zweifel darüber,Üerrse.hen,&apos;&apos;daß.--beim
Abs hluß Staatsvertragen de Reichs mit auswärtigen Mächten&apos;die dutsghen
Vertreter in jedem einzelnen Fall einer vom Reichspräsidenten erteilten_Voll-
macht bedürfen.&quot;

.2) - Genehmigt durch BeschlUg der: Reichsregi-erung, vom 2. September 1926,
in Kraft getreten am 1. Januar 1927.
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räs erteilten Vollmacht in -jedem einzelnen Falle. bep identen* dürften. J
Nach Verhandlungen hatte erisIch damit einverstandew:erklärt, daß- f
es bei der bisherigen Praxis&quot; verbleibe, soweit im - völkerrechtlichen /

-

Verkehr Vollmachten des Staatshauptes nicht
-

üblich selen,..j&quot;-&apos;,do.c*hi
unter der Vorau:,ssetzung, daß ervon:der Einleitung von Verhandlun-i
gen, die vertragliche Abmachungen- bezwecken, vorher unterrichtet&quot;
-wird &apos;). Auf&apos;!diese ]Regelung -ist § 106 der Gesc4äftsordnung zurück:
zuführen. Durch diese Bestimmung behält der Peichspräsident &apos;) die
Möglichkelt, jederzeit die .-Kontrolle über die&apos; geplanten Verhandlun-
gen auszuüben,und -eventuell die Erteilung der Vollmacht für sich in

Anspruch zu nehmen, wobel,er dann diese mit der Einschränkung er-

teilen kann, daß er sich die -Ratifikation des zu schließenden Ab-
kommens vorbehält. Macht er von dieser Möglichkeit keinen Ge-
brauch, so wird die Vollmacht von der PZeichsregierung, d. h. in der

Regel voll&apos; d&apos;em&apos;Aubenminister, erteilt, der dafür als allgemein er-

mächtigt gilt.
In einen&apos; gewissen Widersprüch hat sich die Reichsregierung

zu dieser Auffassung bei ihrer Stellungnahme gegenüber dem Ent-
wurf eines&quot;,Gesetzes gegen die Versklavung des deutschen&apos;Volkes,&apos;
gesetzt. Der erste Paragraph des Entwurfes wollte. - der Reichs-
regierung zur Pflicht machen&quot; bestimmte Erklärungen gegenüber den

auswärtigen,Mächten abzugeben&apos;). Dagegen wandte sich die Kritik
der PZeichsregierung

&quot;Der Gesetzentwurf ist verfassungsändernd. Die,&apos; Bestim-
mung des § 1 Verpflichtet die Reic-hsregierung den auswärtigen
Mächten in ieieflicher Form Kenntnis davon zu geben, daß das
erzwungene Kriegsschuldanerkenntnis des Versailler Vertrags
völkerrechtlich unverbindlich ist. Damit wird die Reichsregierung
beauftragt, eine völkerrechtlich rechtserhübliche Erklärung für
d Reich abzugeben. Das steht im Widerspruch mit Art. 45 deras

Reichsverfassung, nach dem&apos;der Reichspräsident das Reich völ-
kerrechtlich vertritt *Und somit ausschließlich befugt ist, Völker-
rechtliche Erklärungen für das Reich abzugeben.&quot;,

Diese Begründung geht nun entschieden zu weit. Mit&apos;-Recht hat
in der Debatte darüber (Verhandl. -des keichstags, Wahlperlode
1928 Bd. 426, S. 3314) - der Abgeordnete v. Freytagh-Loringhoven
dagegen eingewandt, daß.dann das Auswärtige Amt überhaupt nicht

1) P o h 1 a. a 0., S. 34.

&apos;) Ein allgemeines Recht auf Information wird besonders von

P o e t z s c h, Vom&apos;Staatsleben &gt;unter der Weimarer Verfassung (Jahrbuch des
.öffentlichen Rechts Bd. XIII $. 134) hervorgehoben.

3). § 1: Die Reichsregierung hat den auswärtigen Mächten gnverzüglich in
feierlicher Form Kenntnis davon zu geben, daß das erzwungene Kriegsschuld- -

.anerkenntnis des Versailler Vertrags der Wahrheit widerspricht,
-auf falschen Voraussetzungen beruht und völkerrechtlich unverbindlich ist.

-

- 4) -Verhandlungen des R-eichtags,- IV. Wahlperlode. 192,8, Anlagen zu den

stenographischen Berichten Nr. 1429 Anlage 4.
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tnehr in der Lage sei, irgendwelche -Noten, .an das- Ausland zu richten,

irgendwelche Erklärungen abzuge.ben, da es dann in die ausschließ-.

liehe Domäne des:Reichspräsidenten.eingreife. Richtig. ist nur, da3

&apos;die Kompetenzverteilung zwischen Reichspräsidenten- und Reichs-

regierung, wie sie nach der Verfassung festgelegt ist,nicht durch ein-

faches Gesetz geändert werden kann, und daß die geforderte Erklä-

rung nach der bestehenden.Kompctenzverteilung, auch unter Beruck-

sichtigung der staatsrechtlichen Zulässigkeit von vöikerrechtlich,er-

heblichen Erklärungen, der Reichsregierung, zweifellos, zur Zuständig-
keit des Reichspräsidenten gehören würde. E4ne. Beschränkung der-

durch dieVerfassung vorgesehenen Befugnisse, des ]Reichsptäsident
als des vertretungsberechtigten Organes durch Gesetz wäre aller-

dings unzulässig.
Die staatsrechtliche Gültigkeit von wird

auch.von,der Rechtsprechung.des Reichsgerichts, allerdings &apos;in nicht
ganz zutreffender Weise, anerkannt. Vergleiche die Entscheidung

vom, 22. Juni 1922 (RGZ. Bd. 105 S. 156)&apos;):
I&quot;Allerdings ist der Abschluß von Verträgen mit fremdert

Staaten nach Art. 45 der Peichsverfassung vom 11. August 1919

Sache des Reichspräsidenten; damit wird aber nicht vorge-

schrieben, daß jeder Vertrag ohne Ausnahme, von dem Peichsprä-
sidenten persönlich abgeschlossen oder formeU genehmigt wer-

den müßte. Wie L a b a n d, Staatsrecht des Deutschen Peiches,
5. Auflage Bd. II S. 152 ff. eingehend ausführt, besteht neben de.-
üblichen solennen Vertragsform noch eine nicht-solenne. Bei der

ersteren_, sind die Vertreter der -Staaten&apos; nur ermächtigt, -einen

Vertraksentwurf zu vereinbaren, während der Abschluß erst

durch die staatsrechtlich hierzu legitimierte Stelle erfolgt. ]Es

kann aber auch der Fall sein, daß die Bevollmächtigten zu dem

endgültigen Abschluß des beabsichtigten Vertrages ermächtigt
sind und ermächtigt werden konnten; dann kommt der Vertrag
schon mit der Unterzeichnung einer gemeinschaftlichen Urkunde
oder mitder Auswechselung einseitiger Urkunden zustande.&quot;

DIe Ungenauigkeit besteht darin, -daß die Unterscheidung zwi-

sehen, solennen und nicht-solennen Verträgen, d. h. zwischen

Verträgen im engeren. Sinne. und den Regierungs- und Verwal-

tungsabkommen, gleichgesetzt, wird mit der zwischen Verträgen. mit

und solchen ohne Ratifikationsvorbehalt. Ein Ratifikationsvorbehalt
ist aber auch bei Regierungsahkommen denkbar, wie andererseits

feierliche, Staatsverträge auch ohne Rätifikationsvorbehalt abgeschlos-
i

sen wer-den können. Als Beispiel für ersteren Fall sei das deutsch-

französische Abkommen,über die Durchführung der deutschen Auf-

wertungsgesetzgebung, in Frankreich vom 10. Mal 1926 (P,0,Bl. 1926

11, S. 347) während, andererseits z. B. der Vertrag von

&apos;) Entsprechend für die alte Reichsverfassung IZGSL Bd. 18 S. 241 (M 11.
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Rapallo vom 16. April. 1922 (RGBI- 1922 11 S. 677) wenigstens teil-

weise sofort in Kraft trat.

Folgt man der Unterscheidung, die das Reichsgericht macht, so

wird man die Abkommen, die, von der Regierung oder:auf Grund

einer von dieser, erteilten- Vollmacht abgeschlossen sind und einen

Ratifikationsvorbehalt zeigen, auch w den feierlichen Verträgen rech

nen müssen. Das wÜrde, aber nur bezüglich der von der Regierung
abgeschlossenen Verträge zutreffen, die durch den Reichspräsiden-
ten ratifiziert werden,- Allerdings dürfte&apos;be,1 den meisten Abkommen.,
.in denen als Kontrahent nicht der Reichspräsident, sondern die

auftritt, die -Ratifikation durch den Reichspräsiden-
ten, selbst erfolgen, jedenfalls bei denen, die der Zustimmung des

Reichstags bedürfen (siehe unten). Daraus würde sich ergeben, daß

,:in diesen Fällen die Reichsregierung zwar allgemein als bevollmäch-

tigt gilt, Verhandlungen über abzuschließende Verträge einzuleiten
und diese Vollmacht delegieren kann, daß sie aber nicht berechtigt
ist, einen Vertrag endgültig abzuschll,e&apos;ßen, sondern daß das endgül-
tige Zustandekommen von der Ratifikation durch - den Reichspräsi-
denten, d. h. von seiner Willensäußerung abhängt.

- Gegenüber diesen, Verträgen stehen diejenigen Regierungsab-
kommen-, in denen sich ein PatifikatlönsN,o,rbehalt.nicht findet, und die j
Verwaltungsabkommen, die von dem zuständigen Ressortministe.r ab- 1

geschlossen werden. Ein Belispiel eines Verwaltungsabkommens, von &apos;l 1-

denen nur wenige im Relchsgespt&apos;zblatt veröffentlicht werden,
Vereinbarung. des Reichsministers der Finanzen und.,des.. niederlän-
dischen Finanzministers zu dem,deiitsch-niederländischen Abkommen &apos;;

,über Zusammenlegung der Grenzabfertigung im internationalen -

Reiseverkehr vom 19.727. März 1.924 (RGB1. 1924 11, S. 87).

a. Die Länder.

Eine weitere Ausnahme erleidet die generelle Regel des Art. 45

Abs. 1 durch die Bestimmüng des Art. 78 Abs. 2:

&quot;In Angelegenheiten, deren Pegelung der Ländergesetz-
gebung zusteht, können die Länder mit, auswärtigen Staaten Ver-

träge abschließen; die Verträge bedürfen der Zustimmung des

P,eichs.&quot;

Diese, Bestimmung, deren Bedeutung nicht ganz klar. ist, bezeich-

net nicht direkt die Stellen, die als Erklärungsberechtigte anzusehen

sind, sondern verweist auf die Verfassungen der einzeln-en Länder.

Die danach zuständigen Organe können für die Länder Verträge mit

auswärtigen Staaten schließen.

Hier ergeben sich allerdings gewisse Schwierigkeiten daraus, daß

die Länder keinerlei Organe hab-en, die den Verkehr mit dem Aus-
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1and -,uriterh-ält0,n, können und auch solche nicht haben - dürfen, &apos;.da
nach Art. 78 Abs. Ldie Pflege der auswärtigen BeiIehungen; aus&apos;-

Sache. des Reichs ist&apos;).
Zwar enthält die Mehrzahl der Nerfassungen&apos;der Länder besön-

Bestimmungen Über die Vertretung nach außeni wenn auch
.manchmal nur- (z. B. Anhalt) - mit der Beschränkung auf das Peich
`und die anderen Länder. &apos;Meist ist zur Vertretung das Staatsmin1.-

berufen, so iii,Anhalt (§ j3), in Baden (§ 56), in Bayern (§ 57,
Abs. 1), in- Braunschweig (Art. 33, Abs. 3), in,Preußen (Art49)

&apos;
in

den Freien Städten der` Senat (Hamburg, Art. 45, Bremen, § 60,
tübeck, Art. 45). In anderen Ländern liegt die Vertretung in der
.Hand des Ministerpräsidenten, der bisweilen die AnItsbezeichnung
;&quot;Staatspräsident&quot; führt, -so in Hessen (Art. 41), Mecklenburg-SChwe-
--rin (§&apos;5,5), Sachsen (Art. 28), Württernberg (§ 32). In Oldenburg be-

,darf einStaatsvertrag außerdem noch der Unterschrift eines weiteren
Ministers (§ 42,3).
- Trotz dieser Bestimmungen &apos;ist nicht ersichtlich.&apos; wie die Länder
,ohne Mitwirkung der Reichsorgane -,irgendwelche international -an.-

erkannten Vollmachten- erteilen können, -wenn die nach den einzelnen

,Staatsverfassungen als Organe, zur Vertretung nach außen berufenen
remden Pegier notifiziert worden,.Persönlichkeiten den f

.also auch nicht legitimiert sind. Im allgemeinen dürften daher. die

Länder wohl. darauf angewiesen sein, sich der Vermittlung des Aus

wärtigen Amtes zu; bedienen
Die- Befugnis der Länder, zu Vertragsschlüssen wird als 9,Aus-

.übung gebliebener Landes-hoheit`), &quot;ein. Anerkenntnis bestehen ge.,-
,bliebener, wenngteich beschränkter Staatlichkeit&quot; angegeben: &quot;Sein

-aß völ-Dasein beweist, daß die Länder noch immer ein gewisses M
kerrechtlicher Rechtsfähigkeit besitzen&quot; &apos;). A ii s c h ü t z führt aus:

&quot;Machen die 4-änder von diesem Recht Gebrauch, so handeln
sie nicht als Organe des Reiches, sondern im eigenen Namen,
was auch daraus erhellt, daß der Vertrag RechtswirkungeR nicht
für das Reich, sondern nur für das betreffende Land hervor-
bringt.&quot;

rag nur für das Terri--]Es ist nun allerdings richtig, daß der Vert

toritim des betreffenden Landes gilt. Daraus ergibt. sich aber nicht,

Über diese Schwierigkeiten vgl. 3y o 1 a..s4, Die auswärtige Gewalt desz&quot;

Deutschen Reiches, Archiv des öffentlichen Rechts, neue Folge B,d. 5, S. 29 ff.

2) Vgl. aber den Staatsvertrag zwischen Preußen und Österreich vom

18. September 1925 -über die gegenseitige Durchführung der Schulpflicht ihrer in

dem anderen Staate wohnenden Staats- bezw. Bundesanzehörizen, Preußische
Gesetzsammlung 1926, S. 122.

3) P o e t z s c h - He f f t e r, jiandkommen.tar der&apos; Reichsverfassung, 3. Aufl.
S. 340,

4) Ans-chütZ, Die Verfassung des Deutschen Peiches,. 1.4. Aufl. 1932

S. 418.
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Die Methode des Abschlusses internationaler Verträge nach deutschem Recht 321:,

wem-, die
-

Rechte
-

und- Pflichten. aus, dem, Vertrag &apos;zustehen.,. Es&apos;darf
nicht vergessen werden, daß es sich um&apos; ..eine Ermächtigunj
auf Grund der P-Zeichsvel-fassung handelt, die natürlich nicht

d-ätübet :entscheiden -,kann, ob ein Land völkerrechtliche

fähigkeit, wenn auch :,nur in&apos;, -begrenztem Umfang, besitzt. Die

,Einheit des&quot; Reiches nach außen spricht.. dafür, --daß auch

.div, -Länderorgane, ,wenn- sie Verträge abschließen, im völker-
- 1&apos; fi n nn als Reichsorgane anztisehen sind. Es kannrec t che Si

nach- völkerrechtlichen Grundsätzen, kaum zweifelhaft sein, - daß das

gei dem. ausländischen Staat ge,-enüber zur Durchführung der von

einem Land diesem gegenüber übernommenen Verpflichtungen ver-

bunden ist und sich nicht,dar-auf berufen kann, daß es sich um eine

res, -inter alios acta handele. Zwangsmaßnahmen kann der auslän-,
Staat -nicht gegen das einzelne Land, sondern nur das

Reich ergreifen. Umgekehrt kann das Reich die Durchführung der

von einem Land nach dem. Vertrag eingeräumten Rechte verlangen,
während diesem selbsfinfolge der allgemeinen Vorschrift des, Art. 78

Abs. 1., von dem Abs. 2 nur eine Ausnahme darstellt% jede Möglich7
-ke

Den auf Grund der Vorschrift des Art. 78 Abs. 2 von den

Ländern abzuschlIeßenden -Verträgen sind diejenigen gleichiÜstel-
,len,&apos;die infolge einer besonderen reichsgüsetzlichen Ermächtigung
über den Bereich des Art. 78 Abs. .2 hinaus von den Ländern einee-
gangen werden.

Von den VertragsschlüsSen, gemäß Art. 78 lAbs. 2 sind -außer-
li,ic c n enh diejenigen Fälle zu unters&apos;heiden, indenene-InzeIne Die ststell
,eines Landes kraft besonderer vertraglicher Vereinbarung zum Ab-

,schluß von Abkommen für das Reich ermächtigt werden. Als&apos; Bei-

gis c r-spiele selen genannt die deutsch-belg che Vereinbarung b treffend

Überleitung der Rechtspflege in den,Kreisen Eupen und Malmedy vom

23. April. 1920 (RG131. 1921, S. 200) 2) und Artikel 4 § 3 des deutsch-

tschechoslowakischen Abkommens betr. die Überlieitung der Rechts-
pflege im Hultschiner Land.vom 3. Februar 1921 (RGBI.&apos;1921 S. 724).
Die Länderorgane treten dann ausdrücklich als &quot;im Namen des Reichs

Poetzsch-Heffter a. a. 0., S. 339.

&apos;) Art. 3 2 Abs. 2: Jn welcher Weise zu verfahren ist,&apos;wenn nur ein Teil

,eines -Grundbuchbandes an das Gericht des anderen Staates.abzugeben ist oder

wenn ein !Grundbuchblatt nicht ausschließlich über Grundstücke geführt ist, die

-nur im Bezirk eines der beiden Staaten belegen sind, *wird durch Vereinbarung
,der preußischen und der belgischen Justizverwaltung bestimmt&quot;

Art. 4 § 6: &quot;Der preußischen Justizverwaltung, handelnd hn Namen des Rei-
ches, und der belgischen Justizverwaltung bleibt es vorbehalten, weitere Über.
1,eitungsbestimmungen zur Ergänzung der Ausführungen dieses Vertrages, insbe-
-sondere auch hinsichtlich der Hinterlegungssachen, zu vereinbaren.&apos;1&apos;
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Schmitz

handelnd&quot; auf, und die von ihnen Vereinbarungen sind
I

Verträge des Reichs,&quot;).

Il. Die- Vorbereitung und Durchführung&apos; de Vor-,
verhandlungen.

D,1e Einigung auf einen bestimmten Vertragstext oder einander

entsprechender. Willensetklärungen macht mehr,oder weniger eInge-
hende Vorverhandlungen- nötig.

Die Vorbereitung aller Verträge und Abkommen,liegt in den&apos;Hän-
den des Auswärtigen Amts. Bestehen in einem Falle, der den Ge-

schäftsbereich mehrerer- ReIchsmIniste-rien berührt Meiriungsverschie-
denheiten zwischen diesen, so haben die betreffendee Minister - die

Angele,genheit,der ReIchsregierung, zur Beratun und Beschlußfassun&apos;9 9

zu unterbr&amp;lten (Art. 57).

V o 11 M a c hi e n&quot;

Dle Vorverhandlungen werden in det.Regel durch besondere Be-

vollmächtigte geführt. In der vomReichspräsidenten erteilten Voll-
macht werden der oder die Bevollmächtigten namentlich angeführt
und der Gegenstand&apos;des Vertrages bezeichnet.,Die Vertreter -werden

:; errnächtIgt, -.im Namen des Deutschen keichs über einen solchen Ver-

trag zu verhandeln und ihn vorbehaltlich der Ratifikation zu unter-

1, zeichnen. Die Vollmacht wird vom P,-,e!Qhspräsijenten unterschrieben
und vom Relchsminister des Auswärtigen gegengezeichnet.

Die Vollmacht für ein,]Regierunzs- oder Verwaltungs.abkommen
enthältgleichfalls den Namen des Vertreters un4 die Bezeichnung

: des Gegenstandes des Abkommens, zu dessen Abschluß der V-ertreter
ermächtigt wird. Diese Vollmacht wird regelmäßig vondem Peichs-
minister des Auswartigen unterzeichnet, im,ullgemeihen wohl auch

dann,- wenn dasAb das P&quot;essort eineis anderen Minister!-

ums fällt, es sich also um bloße Verwaltungsabkommen handelt.
Nur ausnahmsweise ist von, dieser Regel auf dem, Gebiete der Eisen-

bahri- und Postverwaltung abgewichen WOrden,und sind Abkommen

unmittelbar durch die zuständigen Verwaltungsstellen auf Grund von

Vo)Jlmaz-hte-n----d,es.-..l,Rg55ort abgeschlossen worden (s. P o h 1

a. a. 0. S. 34).

Einfluß auf die Verhandlu,ngen.

Daß der P&quot;eidhspräsident von den-beabsichtigten_ Verhändlungeln
auch zu. unterrichten ist, soweit seine Mitwirkung nicht für die Voll-

machtserteilung notwendig ist&quot; wurde bereits erwähnt.

1), v.gl. das deutsch-belgische Abkommen betr. Überleitung der C-Tru&apos;ndbücher
.vom 9, Juli 1927. (ROBL 1927 11, S. 905), abgeschlossen in Ausführung der in Anm. Z
wiedergegebenen Bestimmungen.
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Darüber hinaus aber bat &quot;d-le ]Reichsregierung schon bei der i
Vorbereitung aller sIch möglicherweise in Rechtsakten auswirkenden

außenpohtischen -Handlungen sich im Einvernehmen mit dem ]Reichs-
präsidenten zu halten&quot;

Nach Art, 67 der Verfassung ist der Reichsrat von den Reichs-
ministern über die Führung der Pelchsgeschäfte -auf dern Laufendefit
zu halten; zu Beratungen über wichtige Gegenstände sollen von derfl

Re-Ichsmiftisterii,d,i Reichsr:ats zugezlo-

gen werden. Daraus ergibt sich, daß der ]Reichsrat&apos; auch über etwa
schwebende Vertragsverhandlungen zu unterrichten ist. Nach&apos;§ 31 der

Geschäftsordnung für den ]Reichsrat Vom 20. November 1919 bestellt
dieser u,a.,einen ständigen Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten.
Pie Mitglieder dieses Ausschusses sind also ,in erster Linie heran-
zuziehen.,

Nach § 59 der gemeinsamen Cleschäftsordnung der ]Reichsmini-
sterien (Allgemeiner Teil) ist der ]Reichsrat bei wichtigen, Ftit-
scheidungen in der äußeren oder. inn,er-pn Politik möglichst vorher

e-&quot;e-Iligen, auch wenn er im Einzelfalle. einen verfassungsmäßi egen
Ansprach auf Zuziehung nicht&apos;hat. Jedenfalls ist er hinterher mog-.
lichst sofort und vor der allgemeinen Bekanntgabe zu benachrich-
tigen.

In diesem. Stadium der Verhandlungen besteht&gt; auch für den
R die Möglichkeit, einzugreifen. Art. 35 Abs.&apos; 1 der ]Reichs-
verfassung lautet:

&quot;Der Reichstak bestellt einen, ständigen Ausschuß für aus-s

d6,3wiritg-e der auch außerhalb der Tggu g es

Peichstages und nach der Beendigung der oder de
de

Auflösung des Peichstages bis zum Zusammentritt des neuen

P,eichstages tätig werden kann. Die Sitzungen dieses Aus-
schusses sind nicht öffentlich, wenn, nicht der Ausschuß mit
% Mehrheit die Öffentlichkeit beschließt.&quot;

D-a diesem Ausschuß die ]Rechte von Untersuchungsausschüssen
zustehen (Art. 35 Abs. 3), so kann derselbe gemäß Art. 34 Vgrlaze der

Akten auch des Auswärtigen Amtes über die geführten Verhandlun-
gen verlangen. Diesem Verlangen braucht allerdings- der AußenM17
nister nicht stattzugeben, wenn nach seiner Meinung das Bekannt-
werden des Inhalts derselben dem Wohle des Reiches oder eines

deutschen Landes Nachteil bereiten würde (vgl. P o e t z s c h -,H e f f-

t e, r a. a. 0. S.. 183).
Der Reichstag ist somit, in die Lage versetzt, seinen politischen

Einfluß schon im Stadium der Verhandlungen über den Abschluß von

Verträgen geltend zu machen, eventuell durch ein Mißtrauensvotum

1) Poetz sch-Heifter, a. a. 0. S. 215, der darauf hinweist, daß dies
der Staatspraxis entspricht.
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die Weiterführung,der Verhandlungen in einem ihm nicht gen
$innQ, zu verhindern.

Rechtlich, ist er bei der, Durchführung.. der&apos; Verhandlungen, nicht

beteiligt. Wie der Peichstag in die allein der Exekutive ohliegenden
Verhandlungen über Staatsverträge, abgesehen von allgemQinen,
auf-.der parlamentarischen Verantwortlichkeit beruhenden politischen
Möglichkeiten,- nicht eingreifen kann, so stehen ihm auch keine, recht-
liehen Mittel zu Gebote, die, Regierung zur Einleitung oder Fortfüh-

rung von Vertragsverhandlungen zu zwingen., Er kann natürlich

etwaige Innerstaatliclie gesetzge4erlsche Maßnahmen, die in einem -

Staatsvertrage vorgesehen sind&quot; ohne Pücksicht auf den Vertrag
beschließen; den Abschluß des Vertrages aber kann. er nicht er-

zwingen. SeinInitiativrechtbeschränktsichauf-dieinnerstaatliche
Gesetzgebung.
_ Wenn aus der Mitte des Relchstages zwei Gesetzentwürfe.&apos;ein-
gebracht worden sind, dem am 24. März 1930 abgeschlossenen Genfer,
Hiandelsabkommen zuzustimmen (Verhandlungen des Reichstages
Bd. 344 Nr. 2320 und Nr. 2348), so ist dies unbedenklich; ganz

zweifellos aber würde der R&quot;eic.hstag seine Befugnisse,,überschritten
haben, wenn er mit ihrer Annahme den-Reichspräsidenten zum Bei-

tritt zu dem Abkommen hätte verpflichten wollen&apos;. Die Tatsache, daß

ein entsprechender Gesetzesentwurf seitens der ]Reichsregierung noch

nicht vorliege, wurde auch bei den Verhandlungen über den Antrag
v.or der Überweisung an den Ausschuß hervorgehoben; zu einer&apos;Be-
schlußlassung kam. es infolge der vorzeitigen Auflösung des Reichs-
tags nicht.&apos;

-

-Daß auch eine gesetzliche Beschränkung der grundsätzlichen
Freiheit&apos;in der Führung der Außenpolitik in bestimmter Richtung der
Ieltenden Verfassung widerspricht, ist bei den* Reichstagsverhand-9

lungen über den Entwurf eines Gesetzes gegien, die Versklavung des
deutschen Volkes klar zum Ausdruck gekommen. Die in diesem Zu-

sammenhang interessierenden §§ 3 und 4 des Gesetzentwurfs&apos;) be-

stimmten:

j 3. Auswärtigen Mächten. gegenüber dürfen neue Lasten
und Verpflichtungen nicht übernommen werden, die auf

-

dem
Kriegsschuldanerkenntnis beruhen.

Hierunter fallen auch die Lasten und Verpflichtungen, die auf
Grund der Vorschläge der Pariser Sachverständigen und nach
den daraus hervorgehenden Vereinbarungen von Deutschland
übernomr.nen werden,sollen.&quot;

&quot;§ 4. Reichskanzler, Reichsminister und deren Bevollmäch-
tigte, die, entgegen der Vorschrift des § 3 Abs. 1 Verträge mit

auswärtigen Mächten zeichnen, unterliegen den im&apos; § 92 Nr. 3

-

StGB. vorgesehenen Strafen.&quot;
&apos;) Der §.,1 wurde bereits in anderem Zusammenhang erörtert. -
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Da es sich bei den in § 3 bezeichneten Abmachungen um solche&apos;
handelt, die der Zustimung des Peichstags bedurften,-konnte es sich

praktisch- nur umein.Verbot der Verhandlungen handeln, nicht um
den definitiven Abschluß durch Patifikation, der staatsrechtlich erst
mit Erteilung dieser Zustimmung zulässig ist (vgl. unten). Dement-

sPrechend.solltenach § 4 nicht der A b s c h 1 u ß, sondern die Z e i c h-

n u n g unter Strafe gestellt werden.

Gegen diesen Entwurf wandte sich die P glerung&apos; die ihreneichsre,
Standpu&apos;nkt.!in einer &quot;gutachtlichen Äußerung&quot; (Verhand1&apos;. des Reichs-
tags, Wahlperlode 1928-, Drucksache Nr. 1429, Anlage 4) niederlegte
und den verfassungsändernden Charakter des Entwurfes, soweit e.r
hier interessiert, folgendermaßen begründele:

&quot;Der Entwurf enthält, Eingriffe der in die aus-

wärtige Politik. Damit steht er im Widerspruch zu dem, Grund&apos;
satz der Trennung !der Gewalten, auf dem die Reicbsverfassung
beruht. Nach Aer: Verfassung ist es Sache des Reichspräsidenten,
völkerrechtliche, Akte vorzunehmen (Art. 45 &apos;der, Rei.chsverfas-,
sting), und Sache des,ReichskanZlers, die,Richtlinien der Politik
zu bestfinmenfArt. 56),. Nach dem Entwurf soll&apos;die Gesetzgebung
die Initiative für einen den auswärtigen Mächten gegenüber&apos;
namens des Reichs vorzunehmenden völkerrechtlichew er-

greifen (§ 1), soll Richtlinien für die Reichspolitik aufstellett (§ 2)
und soll die Initiative der berufenen Organe in bestimm&apos;ter Hin-
sicht ausschließen M 3 und 4).&quot;

In demselben Sinn,z. B.-,An&apos;schütz&apos;), der auSführt&quot;&apos;dä&apos;ß&apos;-&apos;es
dem Reichstaz nicht gestattet ist&apos; durch einfache.s Gesetz die,&apos; &quot;IP&quot; i.&apos;

ra,

rogativen der Lelter der auswärtigen Politik zu verletzen; durch das

Gesetz solle: diesen unbedingt und auf bestimmte Zeit die Fortführung-
der sogenannten VerständigungSpolitik untersagt wer-den. Das ei

nicht mehr zulässige Küntrolle, sondern% Selbstausübung&apos;der Auß&apos;
Politik durch den Gesetzzeber, Zum mindesten eine Usurpation de,
Rlchtlinienbestimmungsrechtes

be111. Die iiin,ers.taat,1.Ich*e
t r ä ge n des P&quot;eiches.

Führen di.e Verhandlungen zu einem positiven Ergebnis, sol wird
der Text des Vertrages oder, Abkommens Über, das Auswärtige, Amt
dem Peichspräsidenten zur Patifikation zügeleitet. &apos;

Erst wenn&apos;der Text des Vertragsentwurfes endkültiz festgestellt
ist&apos;ist eine Entscheidung darüber möglich, ob er völker*re,ch.t1,iche
Gültig,kelt. durch die Ratifikation erhalten soll oder nicht..

&apos;) Staatsrechtliche Betrachtungen - zum Volksbegehren-, Frankfiarter Zei-
tungl. 847-Ivom 13.i 1929.

:, &apos;) .&apos;Ebenso. P ö e tz s c h-H e 1 f t br, Juristische Wochenschrift 1929i
S 3364;, H. Pa e t Z o 1 d, das Volksbezehrefi über das: Freiheitszesetz- aie

staaisrechtlicher Probleiftstellunz,: Berlin 1931., S.-
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l. Der ]Reichspräsident.,

Zu. einer Entscheidung darüber ist in. erster Linie der ]Reichsprä-
sident berufen. Art. 45 Abs. 1. hat nicht alle-in die Bedeutung, daß er den

]Reichspräsidenten als das nach außen hin,erklärungsbprechtigte Or7
.gan bestimmt, sondern er wird durch diese Bestimmung auch

,aatli Willensbildung hinsichtlich der Verträge berufün;
er ist staatsreciiiff Org.an, dessen Wille über die Außenpolitik
entscheidet&apos;). Das ist,auch der&quot; Grund der, Auffass
daß dereben erwähnte Entwurf-eines Gesetzes gegen dieVersklavung
des deutschen Volkes als verfassungsändernd angesehen werden

-rnusse.,

Selbstyerständlich-,*ird der ]Reichspräsid durgh d,a,s
4is derGandie vom keichskanzler bestimmten. ]Richt,
linien der Politik, (Art. 56, de.r P&quot;eic4sverfassung) gebunden. $,eine da&apos;,

von unter Umständünabweichende Auffassung durchzusetzen, hat er

,Äußerstenfalls&apos; ein MUtel auf -Grund von Art, 53 der ]Reichsverfas-
sUng, -(Entlassungsrecht) &apos;). Im übrigen aber wird stets eine&apos; Zusam-
menarbeit -zwischen ]Reichspräsident und ]Reichsreglerung erforder-
lich&apos;sein

Daß auch&quot; soweit Rezierungs- und Verwaltungsabkämmen von
der ]Regierung, d. h. vom Außenminister oder von den Ressortministern,
abgeschlossen werden können, letzten Endes der Wille des ]Reichs-
präs!dQnten ausschlaggebend ist, ergibt sich aus dem oben, Äusge&apos;-
führten.

Überall, wo nicht, die Verfassung die Mitwirkung anderer Organe
vorsieht, ist der- Reichs hinsichtlich seiner Entschlieflung
zum Abschluß von Verträgen frei. Eine,- erweiternde Auslegung der&apos;
durch den Text der Verfassung als Ausnahmen gekennzeichneten

mmungen &apos;t irkung anderer Organe ist daher unzu-Besti ü4er,d-ie,M4. w
lässig. Ermessensfreih bin hlüsichtjieh der so-

genannten. &quot;Verträge d-gr-grQßen Politik&quot;). So i.st&apos;,z, B. der, deutsch-
tüikischeFrvom--3.-Mär..1&apos;924 ohne
des Reichstages abgeschlossen und erst 1926 veröffentlicht worden 5).

-, 1) P o h 1, a.&apos; a.- 0. S. U; derselbe in Handbuch des Deutschen Staatstechts
S.,492. a, 0. S. 155.

2) Poetzsch., Jahrbuch d.-öffentL-&apos;Pechts Bd.,XIII
o e t&apos;is c h, a. a. 0. :S. 1,35: &quot;Zur Verhütung eines Gegensatzes in der

Beurteilung außenpolitischer Ftagen ist es notwendig,-daß der&apos;ReichsPräsident
mit dem Reichskänzler und Außenminister oder,aüch der ganzen Reichsregie-
rung gemeInspliäftliche Beratungen hält&quot;. VgL auch P o h 1, a. a. 0. s-. 31 f.

4) Vgl. darIber W, o 1 g a s t, a. a4 O S.-- 99, ff

-5)&apos; Vgl.. dieBvom 23. Februar 1926 (PGBI.,.,1926 11, S. 175):
Am 3. März, 1924 ist in Angora. von Bevollmächtigten, des Deutschen Reichs und

Türkei ein Freundschaftsyertrag unterzeichnet worden, dessen Wortlaut nach-
stehend-, veröffentlicht wird. Der Austausch. der Ratifikationsurkünden zu&apos;diesem
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Die Methode des Abschlusses internationaler Verträge nach deutschem Recht &apos;3

Npben diesen Verträgen, für die eine genaue Abgrenzung nicht

gegeben. werden kann&apos;), stehen andere, für die gleichfalls der ReIchs-
Präsident allein die Entscheidung trifft, wie etwa das deutsch-ameri-
kanische Abkommen vom 19. Mai. 1924 zur Verhinderung des

Schinugg mit alkoholischen Getränken (RGBI. 1926,lI, S. 233) oder
das ÜbereinkIqmrnen zwischen dem Deutschen Reich und der Tsche-
choslöwakischen Republik über die Regelung der Arbeits- und Dienst-

-

verhältnisse -und über die Sozialversicherung der, Besatzung von i&quot;
Schiffen etc. vom 15. Dezember 1924 (ROBI. -1925--11, S. 1.139); eS

2).handelt sich hier durchweg um Verwaltungsangele en citen 3. 1 &quot;&quot;
&apos;

Der Ausdruck &quot;Verträge mit auswartigen
&apos; ächte ist, wie

I. P o el z Is,1,c h - H e f f t c r, hervorhebt&apos;.), ..weiter als der in Art. 78
Abs. 2 gebrauchte &quot;Verträge &apos;mit auswärtigen Staaten&quot; o.d. der des

II

Art. 45,Abs. 3 &quot;Verträge mit fremden Staaten&quot;. Wenn die Möglich-
keit :eines rübe haupt gegeben ist,- -so kann der
.,eic,fispräside tP ein solches ohne Mitwirkung des Reichstags ab-
schließen% wenn man nicht mit A n s c h ü t z (a. a. 0. S. 258) at.

nehmen will, daß Art. 45&apos;Abs. 1 S. 2 sich auf Verträge mit der
X-irche überhaupt,nicht bezieht und -daher Art. 45 die Frage der Kon-.
kordate unberührt läßt.

Die&apos; grundsätzliche Willensfreiheit des Präsidenten hinsichtlich
des definitiven Vertragsabschlusses unterliegt verfassunzsrechtlich
denBesc dieIsich aus Art. 45 Abs. 2 undi-ergeben; J

an der staatlichen Willensbildung bezüglich des Abschlus-
.ses der Verträge andere verfassungsmäßige Organe in _größerem
oder geringerem Umfange beteiligt.

-
2. Beteiligung derLegislative.

Art.&apos;45 Abs. 2 bestimmt:

&quot;Kriegserklärung undTriedensschluß&apos;erfolgen durch Reichs-
gesetz.&quot;

Damit ist nicht gesagt, daß Kriegserklärung und Friedensschluß
in dem&apos;Peichsge-setz selbst lilegen. Dieses stellt Vielmehr einen in-

ternen Akt dar, ebenso wie die,J,-oint Resolution des Amerikanischen
Kongresses vom.2. Juli 1921 über die Beendigung des Kriegszu.stan-
des&apos;zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten, wie dies in

der Regierungsdenkschrift zu----dem-,--Gesetzentwurf über den, am

Vertrag hat.am 1. Mai 1924 in Konstantinopelstattgefunden; der Vertrag ist- am.
16. Mai 1924 in Kraft getreten.&quot;

W o 1 z a s t, a. a. 0. S. 101.
2) Poetzsch-Iieffter, a. a. 0. S. 216.
5 Poetzsch-Neffter, a. a. 0. S. 217; a. A. Anschütz, a. a.

e.. 257.
14), Pog,tzs,,ch-,Hef.f ter, a. a. 0. S. 22,0.
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2.5. August 1921 unterzeIchneten deutsch-amerikanIschen- Vertrag mit

Recht hervorgehoben worden ist.

Erklärung bezw. PatifikationEine besondere

präsidenten ist auch hier erforderlich&apos;). Es bedeutet die Bestimmung,
also lediglich, daß Kriegserklärung. und Friedensschluß &quot;aut. Grund
eines Reichsgesetzes&quot; erfolgen. müssen&apos;).,

a) Friedensschlüsse.

Hier interessieren nur die Friedensschlüsse% Ansch.utz

(a. a 0., S. 1 261) 7gibt an, daß, der bisher einzige Fall der Anwendung
des Abs. 2 das Reichsgesetz über den FrIedensschluß zwischen
Deutschland und den alliierten und assozii,erten Mächten vom 16.&apos;Jull

1.919 (RGBI., 1919, S&quot;&apos;687) sei. Dies ist schon deswegen nicht zu,-

treffend, weil zu, diesem Zeitpunkt die Reichsverfassung noch, nicht

in war.

Die Form des erforderlichen Gesetzes kann verschieden sein:

entweder stimmt der Relchstag dem, Friedensvertrag Zu. Dann un-

terscheidet sich der IText des Gesetzes nicht von den unten zu be&apos;-

SIprechenden Zustimmungsgesetzen gemäß Art. 45 Abs. 3 (vgl. z. B.

Art. 1. des Gesetzes vom 20. Oktober 1,921 betr.den am 25. August 1921

unterzeichneten Vertrag zwischen Deutschland und den Vereinigten
Staat von Amerika, IRGBI. 1921 S,. 1317). &apos;Oder es geht aus dem

Gesetz selbst hervor, daß es Sich um einen einseitigen internen A
handelt.&apos; So Iautet Art. 1 des Gesetzes vom 15. Mai 1921 (RGB1. 1921

S. 691):
&quot;Der Kriegszustand zwischen Deutschland und&apos; Costa PIca

wird als beendet erklärt.&quot;

Diese Form wurde dadurch erforderlich,- daß ein formeller Frie-

densvertrag zwischen beiden Ländern ni,c&quot;ht,,abges.ch.lQssen wurde.. Die
Penkschrift der deutschen der der

1) Anschütz, a. a. 0. S. 261.
2) K r a u s&quot; Verwaltungsfunktionen,&apos; der: Legislative auf dem: Gebiete der

auswärtigen Angelegenheiten (A n s c h ü tz - T Wo in a&quot;, Handbuch des
-

Deutschen

Staatsrechts Bd.AI 1932) S. 345.
3) K r a u s, a. a. 0. S. 344 rechnet auch die &apos; riepe zu

trägen, da sie nur, dann zum Kriege- führe, wenn- der,Gegner: sicW damit. aus--;

drücklich, oder stillschweigend einverstanden erkläre- da dies im allgemeinen der,
- Fall sei, erscheine* p r a k t i&apos;s c h die Kriegserklärung als einseitiges&quot; empfangs-
bedürftiges -völkerrechtliches Reechtsgeschäft,--

Die völkerrechtliche Bedeutung einer ohne Gesetz ergangenen Kriegserklämir
rung- wird geleugnet von Wa h 1, Die deÜtscheii, Länder: iti&apos;der Außenpölitik:&apos;(Tl

&apos;

binger Abhandlungen zum öffentlichen Recht. 1930)&apos;. S.- 124, der, aber zugibt, daß

der Krieg trotzdem ausbrechen werde.

Gegen diejPegelung bezüglich der Kriegserklärung schon H e 1 n z e

(Verh,andlungeü.&apos;der.verfassunggebenden Nationalversammlung Bd. 327

S. 1319. Sitzung vom 9.. Juli 1919). Vgl. auch&apos;v. F r e y t a g h - L o r i n, z h o ve ni., .:

Die Weimarer Verfassung in&apos;Lehre und Wirklichkeft, Münblieii, 1924 S. 140.
*
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Verfassunggebenden Deutschen Natlonalversammlung &quot;gemäß Art. 45
Abs. 2,der&apos;Verfa)ssüng zur BeschIußfasgun&apos;g&quot; vorgelegt wurde, besagt
dazu folgendes --(Verhandlungen der verfassungzebenden Deutschen
NationaiV,etsammlUng&apos;. Bd. 343 Nr. 299,4) -

&quot;Die frühere Regierung von Costa Ri&apos; a hat sich durch eiic n
Dekret vom 23. Mai 1918 als in Kriegszustand mit Deutschland
befindlich erklärt, hat-aberdenFriedensvertragzwischenDeutsch-
land und den alliierten und assoziierten Mächten nicht mit unter

,zeichnet. Die inzwischen neu gebildete Regierung von Costa
Rica hatalsdann durch ein Dekret vom 4. Februar 1920 das er-
wähnte frühere Dekret für aufgehoben erklärt und hat diese Auf-
hebung: derdeutschen Regierung amtlich mit der Bitte zur&apos;Kennt-

I

nis gebracht, es möge in Deutschland eine gleiche Maßnahme ge- -

troffen werden. Die deutsche Regierung hat sich bereit erklärt.
diesem. Wunsche -zu entsprechen. Damit ist die völkerrechtliche
Willenseinigung -der beiden Staaten über die Beendigung des
KrietszUStandes hergestellt, ohne&apos;.daß es der Unterzeichnung
eines förmlichen Vertragsifistrünientes&apos; bedurfte. Nach Art. 45
Abs. 2 der Verfassung muß aber die Erklärung über (die Beendi-

.-

gang. des, Kriegszustandes,Jn der Form eines Reichsgesetzes er
folgen.&quot;

1. An diesem, Verfahren ist zu
1

beanstanden, daß --. wenigstens
,nach Auffassung der Reichsregiprung - der Friedensschluß schon
vor, dem Gesetz-zustande gekommen ist; streng genommen handelt
es sich also um eine Genehmigung, die gleichzeifig&apos;eine
für.,die* Ver&apos;let&apos;zuüg der Bestimmung des Art.. 45 Abs. 2 enthält. Die
Denkschrift der Regierung, stützt sich offensichtlich -zur, Rechtfert1-
gung. des von-,Ihr eingeschlagenen Verfahrens auf den Wortlaut -der
-Vorschrift.

Schließlich -ist hier noch das Gesetz betreffend die deutsch-
chinesischen Vereinbarungen über, die Wiederherstellung - des Frie-
denszustandes vom 5., Juli. 192,1 (Reichsgesetzblatt 1921.. S. 829) zu

erwähnen. Es bezieht sich auf mehrere Noten und ein Übereinkom-
in-en; sie gehen davon.aus,wiedies auch in-der Denkschrift der deut-

Regierung all den Reichstag (Verhandl. d. Reichstags,&apos;Wahl-
eerlode.1920 B.d.&apos; 367 Nr. hervorgehoben -

ist, daß f ät f 1, s c h
,der Kriegszustand &apos;zwischen Deutschland - und China durch inner-
staatliche Akte bereits im wesentlichen beseitigt sei, wennauch China
den VersallIer Vertrag nicht unterzeichnet habe.

Obwohl nachder&apos;Denk.schrIft der deutschen Regierung besondere
I IVereinbarungen zur Wiederherstellung. des rechtlichen Friedenszu-

stan.des zwischen Deutschland und China notwendig.wgren,&apos;sind, dIe
getroffenen Vereinbarungen nicht als Friedensvertrag im Sinne des

-Art. 45 Abs. 2 an l&apos; Rätlilkaflon deS Übrereinkom-gesehen, worden. D e

mens nebst Notenw,echsel muß bereits vor dem&apos;I.&apos; JUII&apos;1&apos; erfolgt
seln. Die Mitteilung, der Ratifikation, die gemäß Art. -VII des

Z. ausl. öff. Recht u. Völkerr. Bd. 3, T. i: Abh. 24
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Übereinkommens, für das. Inkrafttreten,. der Abmachungeni. entschei-

dend &quot;w.ar,. hat am 1. -Juli stattgefunden, obwohl das Gesetz, vom
5. Juli- 1921. datiert und -- erst, mit, dem Tage seiner Verkünd-ung, d* h,

am 14. Juli 1921 in Kraft trat Man
-

hat also die ; durch dIe Annahme

g vom ..21.. Juni. erteilte Zustimmung.wurfs im Reilchstades Gesetzent
als, ausreichend angesehen. ; ..&apos;

Bezüglich -des Inhalts der Ftie!deiis&apos;N herr-

sehenden Meinung dag- Reich nicht. an *die Kompetenzvertdifting zwi-

schen sich und den Ländern gebunden. Es könne,,n-, f`riedens-
verträgen Bestimmung-gnuber Materien getro,ffe&apos;n-&quot;werd-eii&quot;,-die zur

ausschließlichen Zuständigkeit der -Länder gehören, ohne daß diese

noch besonders zuzustimmen haben % Danach ist, das Reich be-

rechtigt; &quot;über alles dusjenige nach:außeh Vereinbarungen zu treffen

und 1-alles idasienige, nach- innen zu regeln&apos;, was&apos;.zur Herbeiführung und

Durchführung. des Friedenszustandes gehört, gleichgültig, ob, sich die

Zuständigkeit,, des Reichs, unter einem .anderen KoMpetenzgesichts-
punkt so weit erstreckt hätte.&quot;-

Die Friedensschlüsse erfordetin&apos;nur ein einfaches Reichszesetz
und zwar nach der herrschenden Lehre&apos;) auch,dann, wenn Bestim-

mungen des Vertrages Verfassungsänderungen notwendig machen.

Diese Auffassung wird von K r a u s fa. a. 0. S. 358) abgelehnt, der

-unter Friedensschluß im, Sinne Art. 45 Abs. 2 nicht jeden Frie7
densvertra,g ohne Rücksicht auf seinen Inhalt verstehen will, sondern

lediglich denienigen Teil&apos;eines Friedensvertrages, der ihm wesentlich
die. sogenannte Friedenskla..usel. Man muß sich dann aber doch

frägen,&apos;warum dann ein Reidhsgesetz nötig se da den Eintritt

des Friede4szustandes als solchen heute kaum ein Parlament ableh-

hen- könnte. wesentliche sind eben die,BedIngungen, Von denen

er abhängig gemacht wird und die vom Standpunkt einer Verfassung
aus dein Jahre 1919, keine &quot;Zufälligkei.ten&quot; sein können.

b) Verträge über Gebietsabtretunge,n.

Eines-Reichsgesetzes&apos;) bedürfen weiter Verträge über Gebiets-

abtretungen..Art. 78 Abs. 3 der Reichsverfassung bestim
&quot;Vereinbarungen mit fremdenStaaten über Veränderung- der

P,eichsgrenzen werden nach Zustimmung des beteiligten Landes
durch das Reich abgeschlossen. Die.Grenzveränderungen dürfen
nur.auf Grund eines PZeidlisgeseties erfolgen, soweit es sich nicht
um bloße Berichtigung der Grenzen unbewohnter Gebletsteile
handelt.&quot;

&apos;), Vgl. G r a u in der Festschrift rfür, Heinit (1926)
A n s c h ü t z, a. a. 0. S.. 261 und die&quot;dgrt,zit,&apos;ie rt e. Literä-tu r.

- 3) Nicht eines verfassungsändernden Gesetzes. P o e t z s c h - H e f f t e r,

ä,.ä. 0. S..341; Giesein,Iiandbuch des deutschen 1 S. 23,7.
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Hier wird also ein weiter-es Erfordernis: Zustimmung der be-

iel:ligten Länder, aufgestellt. In welcher Form diese Zustimmung zu

,erfolgen -hati bestimmt sich nach der Landesverfassunz 1). Ein Bei-

spiel bletet das preußische Gesetz über eine Änderung des preußischen
Staatsgebletes vom 19. Juni 1926, Preußische Gesetzsamm-lung- 1926

11

S. 182&apos;). Viel erörtert worden ist die Frage, ob Friedensschlüsse, die

eine Abtretung von Reichsgebiet vorsehen, auch der Zustimmung der

betroffenen Länder bedürfen. Nach der herrschenden Lehre ist dies

-nicht der Fall, wie sich ohne weiteres aus den oben angegebenen
Grundsätzen erklärt. Vgl. G -i e s e a. a. 0. S. 236.

c) Kreditverträge.

Es fragt sich, ob nicht noch für eine weitere Art von.,Verträgen
ein Reichsgesetz notwendig -ist. Nach Art. 87 der Reichsverfassung
,dürfen -im Wege des Kredits Geldmittel nur außerordentlichem

Bedarf und in der Regel nur für Ausgaben zu werbenden Zwecken
beschafft werden&apos;.

&apos;

Eine solche Beschaffung sowie&apos; die Übernahme
einer Sicherheitsleistung zu Lasten des Reichs dürfen nur auf Grund

eines Reichsgesetzes erf&apos;olgen. Über die Form, in welcher ein solcher

Kredit zu beschaffen ist, ist nichts gesagt. Im allgemeinen hat das

Reichsgesetz die Form einer Errn4chtigung der Reichsregierung, im
Wege des Kredits- Geldmittel in bestimmter Hölle flüssig zu machen,
Es wäre aber auch möglich,` daß das Reich den Kredit durch einen

Vertrag mit einer frernden Regierung erhält und zwar in der Weise,
daß die Reichsregierung zunächst mit ein-er fremden Regierungelnen
Kreiditvertraz abschließt, den sie dann dem Peichstag vorliegt. ein

Beispiel bietet der Vertrag zwischen der deutschen und niederländ1&apos;
schen Regierung über Kre,d,it und Steinkohlen vom 11. Mai 020., In

diesern Fall war bereits der Vertrag abgeschlossen und wurde vom

Auswärtig-en Amt dem Reichstag nach Zustimmung des&apos; Reichsrats
zur Beschlußfassung am 29. Juli 1920- (Verhandlungen Reichstags
Bd. 363, Nr. 267) unterbreitet. Der Peichstag stimmte dem Vertrag
durch Beschluß vom- 2. August 1920&apos;) zu. In Kraft trat das Gesetz

vom 3. Dezember 1920 am 10. Januar 1921 mit dem Tage seiner Ver-

kündung. Nach einer Bekanntmachung vom - 31. Dezember
-

1920

(2G131. 1921,- S. 74) hat der Austausch der RatifikatlÖnstirkunden

Poetz&apos;sch-Heffter, a. a. 0. S. 340.
2) &quot;Der im Art. 3 des Vertrages- zwischen dem Deutschen Reich und Frank&quot;,

reich vom 14. August 1925 über die Festsetzung der Grenze vereinbarten Grenz-

veränderunZ, nämlich der Abgabe einer zum preußischen Staatsgebiet gehörigen
Fläche von etwa 0,0586 ha aus der Gemeinde Perl, Kreis Saarburg, an Frank-
-reich und. der Einverleibung, einer zu Frankreich gehörigen Fläche &apos;Von etwa

0,0094 ha aus der Gemelnde Apach, Departement de la Moselle, in das preußischie
$taatsg-eblet wird zugestimmt.&quot;

3) Verhandlungen des Reichstags Bd. 344, S. 521.

24*
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bereits am 28. Dezember, also vor Inkrafttreten des Gesetzes, statt-
gefunden. Daraus -würde sich ergeben, Uaß man auch bei solchen

Kreditverträgen trotz der Vorschrift des Art. 87 die Zustimmung des

Reichstags gemäß. Art. 45 Abs. 3 der Reichsverfassung für ausrei-

chen,d hält. Diese Auffassung scheint aber nicht mit dem Sinn des
Art. 87 in Einklang zu stehen. Während für Inlandsanleihen und
auch für gewöhnliche Auslandsan1,eihen ein Reichsgesetz auf alle
Fälle erforderlIch ist, könnte bei einer direkten Kredlitgewährung durch
einen fremden Staat, die -politisch unter Umständen erheblich bed
licher ist, der Peichsrat gänzlich ausgeschaltet werden. -

3. B eteill gun g d e s Pei chs tags.

Art. 45 Abs. 3 der Reichsverfassung hebt zwel.Arten von V,er,-
z&apos; trägen heraus, indem er bestimmt:

&quot;Bündnisse und Verträge mit fremden Staaten, die sich auf
Gegenstände der Peichsgesetzgebung beziehen, bedürfen der Zu-
stimmung des Peichstages.&quot;

a) Bündnisse.

.Darüber, was unter &quot;Bündnissen&quot; zu verstehen ist, gehen.die An-

,sichten auseinander. Poe,tzsch-Heffter (Kommentar S. 216,
&apos;40 versteht darunter Verträge, durch die zur Erreichung eines ge-

,meinsamen Zweckes, insbesondere für&quot;den Fall eines Krieges, Hilfs-
&quot;4-Istuhge-&apos;n vereinbart werden. A n s c,h&apos;ü. tz (e. a. 0. S. 262) faßt den
Aegriff enger, indem erdarunter Verträge begreift, in denen die be-

felligten Staaten sich für einen bevorstehenden oder, möglichen Kriegs-
fall gegenseitig (militärische oder. sonstige,) versprechen, wäh-
rend X r a u s (a. a. 0. S. 348) darunter Verträge versteht, die das

gegenseitige Verhalten der Vertragstelle. im Falle der Verwicklung irt

einen Yrie&apos;g zum Inhalt haben. Diese letztere -Definition ist ebenso-

.wenig genau wie die von S c h 111 e r &apos;) - &quot;Verpflichtung zu einem-

bestimmten, aktiven- machtpolitischen Handeln&apos;.&apos;.

In der Praxis ist der Begriff anläßlich der Reichstagsverhandlun-
gen über den Eintritt Deutschlands in den Völkerbund erörtert wor-

den. In der Sitzung vom 27. November 1925 (Stenozr. Berichte
Bd. 388 S. 4642) hat sich Staatssekretär Zweigert zu der Frage,`ob der
Eintritt in den Völkerbund ein verfassungsänderndes Gesetz notwen-

dig mache,&apos; folgendermaßen geäußert,:
&quot;Der Eintritt in den Völk,erbund ist der, Abschluß eines Bünd-.

nisses. Bei der Erfüllung der Pflichten kann, wie,_auch. der.Art. 16
der Völkerbundssatzung im einzelnen ausgelegt weriden muß,

1) Der Eintritt des Deutschen Reiches in den Völkerbund als Rechtsfrage,
Archiv des öffentlichen Rechts, Neue Folge, Bd. 11, S. 62.
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unter Umständen auch eine Kriegserklärung: von Seiten des Deut-
schen Peiches&apos;in Frage kommen. Darin liegt aber keine Änderung
der Reichsverfassung. Es ist vielmehr der normale Inhalt eines

Bündnisses, daß dIe beteiligten Staaten sich für den, Kriegsfall
gegenseitig Unterstützung versprechen. Art. 45 Abs. 3 der

.Reichsverfassung, der für die Bündnisse die einfache Mehrheit

fordert.&quot; wäre unverständlich, wenn der normale Inhalt - eines,
Bündnisses als Verfassungsänderung anzusehen

1

wäre.&quot;

Diese offenbar im, Anschluß an A n s c h ü t z gegebene Begriffs-
bestimmung des Bünd.nisses Ist zu eng und wohl aus der damaligen
politischen Situation zu erklären., Der Casus Foederis braucht nicht

der Krieg zu sein. Es kann der Einsatz der Machtmittel des Staates

zur Erreichung, bestimmter politischer Zwecke auch für andere Fälle

versprochen werden. Allerdings wird immer zu fordern sein, daß&apos;für
diese Fälle der Einsatz auch der äußersten Machtmittel zugesagt wird.
Ein bloßes &quot;.Wirtschaftsbündnis&quot;, z. B. eine -Zollunion, kann kein

Bündnis im Sinne des Art. 45 Abs. 3 darstellen. Daher erscheint

die Dellnitioin von P o e t z s c h - H e f i t e r zu weit.

Dagegen wird als Bündnis auch ein Vertrag anzusehen sein, in

deni das Versprechen abgegeben wird, die MachtmIttel des Staates

in einer bestimmten Richttung nicht a-uszuüben und,sIch gegen einen

darauf von dritter Seite ausgeübten Zwang zur Wehr zu setzen. Des-

halb fälft unter den Begriff des Bündnisses auch ein bloßer Neutra-

litätsvertrag &apos;) und ein Vertrag, durch den die Garantie für einen be-

stehenden Rechtszustand übernommen wird.

Der Kellogg-Pakt .*ist nicht unter diesem Gesichtspunkt des Bünd-

-nisses dem Reichstagzur Zustimmung vorgelegt worden&apos;). Daß der

Eintritt Deutschlands in den Völkerbund als Bündnis im Sinne, des

Art. 45 Abs. 3 anzusehen ist, wird allgemein anerkannt, (vgL, z. B.

S C h 11 -1 e r, Archiv für öffentliches Recht, -neue Folge, B.d. 11, S. 61).
Die Zustimmung des Reichstags ist zu allen Bündnissen erfor-

derlich, auch wenn, was unter Umständen denkbar wäre, sie sich

auf Gegenstände der Reichsgesetzgebung beziehen. Der Relativ.-

satz bezieht sich nur auf &quot;Verträge&quot;, nicht auch auf &quot;Bündnisse&quot;
Ans chütz, a. a. 0. S. 262; Poetzs ch-Hef f t,er&quot; a. a. 0.

S. 220; H a t s c h e k, Deutsches und preußisches Staatsrecht 11, 1923,
S. 491).

b) V.erträge, &apos;die sich auf Geg-,enstände der Reichs-
gesetzgebung be.z,lehen.

,Art. 45 Abs. 3 spricht von Verträgen Mit fremden Staaten. Es

kann aIs herrschende Auffassung, die auch in der Praxis Ausdruck

1) Vgl. K r a u s, a. a. 0. S. 348 und die dort angegebene Literatur.
2) Vgl. K r aus, a. a. 0. S. 348 Anm.. 22; er rechnet ihn gleichfalls zu den

Bändnissen.

http://www.zaoerv.de
© 1933, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Sich M itz334&apos;

gefunden hat,&apos; bezelichnet werden,&apos;daß Art. 45 - Abs. 3&apos; Verträgen
alle-Völkerrechtlichen, Abmachungen meint, durch die völkerrechtliche

Verpflichtungen übernommen und völkerrechtliche lRechte erworben

werden. Es fallen also nicht darunter die Verträge, die keinen völker-

rechtlichen Inh..alt haben, sondern in- denen die Vertragstelle,- sich ir-

geftdeiner Landesrechtsordnung unterworfen haben &apos;). Privatrecht-

liche Verträge zwischen Staatbn sind nicht auf Grund von Art. 45

Abs. 3&apos; der Zustimmung des ReIchstages unterworfen; es ist, n-atür-

lich nicht ausgeschlossen, daß der Reichstag _aus anderen Gründen

mit -ihnen befaßt wird. Derartige Verträge, in denen - Rechtsbeziehun-
gen zwischen Staaten einer Rechtsordnung unterworfen werden,

köffil-en auich schon ihrem Inhalt nach ini allgemeinen nicht zu denen
giehören, die sich auf Gegenstände der Reichsgesetzgebung in

weiter unten zu erörtern-den Sinne. beziehen.

Es bedarf keiner Ausführungen darüber, daß Abmachungen, die

nicht von den nach der Peichsverfassung berufenen Organen, son-

dern von irgendwelchen&apos;Stellen mit entsprechenden anderer Länder

getroffen werden, nicht der Zustimmung des Reichstags gemäß Art. 4,5

Abs. 3 unterliegen, und zwar selbst dann nicht, wenn die Vertrag-
schließenden Körperschaften des öffentlichen Rechts sind und die

Durchführung der Abmachungen vom Er-laß besonderer innerstaat-

licher Bestimmungen abhangi wOrden ist. Wenn z. B. das

deutsche Kreditabkommen ,von 1932 (Deutscher Reichs- und Preußi-

scher Staatsänzelger 19,32 Nr. 41) den Erlaß bestimmter Anordnungen
seitens der deutschen Pegierung zur Voraussetzung hatte, so wäre e§

unter normalen Verhältnissen&apos;detn Reichstag nicht zur Zustimmung,

vorgelegt, sondern als Anlage zu einem gewöhnlichen Gesetzentwurf
zur Kenntnis gebracht&apos;worden, statt daß&apos;, wie jetzt, die notwendigen

Anordnungen durch Notverordnung getroffen wurden (vgl. Verord-

nung des PZeichspräsidenten Vom 27. Feb 1932, PGBI., 1932 1,
S.85).

Es ist hier noch ein Sonderfall zu,erwähnen. Am 6. August 1926

wurde zwischen der Japanischen Regierung und der J. G.-Farbei!-

industrie A.-G. in Toklo eine Übereinkunft betreffend die Einfuhr

deutscher Farbstoffe nach Japan abgeschlossen, die den Vertretern

der beiderseitigen Pegierungen zur Erklärung ihres Einverständnisses

vorgelegt wer-den sollte; m Erklärung dieses Einverständnisses sollte

das Übereinkommen fürdie beiden Vertragsparteien verbindlich wer-

den. Durch Notenwechsel vom 7. August 1926 ist dieses Einverständ-

ris erklärt worden. Dabei hat die Deutsche Regierung,der Japan!--

1) Zweifelnd anscheinend Kahl, Berichte der verfassunggebenden deut-

sehen Nationalversammlung, 1919 Nr. 21 (Sitzung vom 7. März 190), S. 36: &quot;Es
ist mir nicht zWeifellos, ob Verträge zwischen Staaten darum den Charakter von

Staatsverträgen verlieren, weil sie privatrechtlichen Inhalt haben.&quot;
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schep,P,.eeierung die Versicherung gegeben, daß sie alle ihr zur Ver-

fügung stehenden Maßnahmen treffen werde, um, die 1. G. Farben-

industrie A.-0. zur Ausführung&apos; der genannten Übereinkunft anzu-

halten..,Plese Verpflichtung bedeutet nicht, daß die Deutsche Pegie-
rung irgendwelche gesetzgeberischen Maßnahmen treffen werde, son-7

dern lediglich, daß sie im Rahmen ihrer ordentlichen Zuständigkeit
alles tun werde, um von der I. G. Farbenindustrie die Erfüllung ihr-er

Verpflichtung zu. erreichen. Es bedurfte daher weder&apos; die Überein-
kunft, die als solche keinen Staatsvertrag darstellt,. noch&apos; der Noten-

wechsel der Zustimmung -des Reichstages. Beide sind daher dem

Reichstag auch nur als Anlagen zur Denkschrift zum deutsch-japani-
schen Handels- und Schiffahrtsvertrag. vom&apos;20. Juli 1927, d. h. zur

Kenntnisnahme vorgelegt worden. I

I

Verträ-ge mit f rem den-Staaten.

Es muß sich um Verträge mit f r e m d e n S t a a t e n handeln;
daher komm-en nicht in Frage Verträge mit der. Kurie, die nicht

als Staat in diesem. Sinne gelten kann, solange sie als kirchliche

Macht auftritt Konkordate fallen daher nicht unter Art. 45 Abs. 3,
wobei aber die Frage offen bleibt, ob nicht ein solcher Vertrag aus

anderen Gründen dem Reichstag vorzulegen ist. Dagegen könnte

ein Vertrag mit dem Kirchenstaat unter Umständen ge-nehm,1,gpngs-
pflIchtig sein, da hier der Papst als weltlicher Herrs in Erschel,-

nung. tritt.

Ebenso können&apos; Vereinbarungen mit der Regierungskommilsslon
des Saargebieteis nicht unter Art. 45 Abs. 3 gebracht werden. Das

Saargeblet ist nicht nur nach deutscher Auffassung ein Bestandteil
dies Deutschen Reiches. Die. Rezierungskommission kann daher nicht

als die Reglerung eines fremden Staates angesehen werden (vgl.
S c h ü c k 1 n g, -&quot;L&apos;Allemagne et les traites internationaux. Acad6rnie

diplomatique,S et travaux. Mars 1928 p. 42). Vereinbarungen
mit der RegierungskommIssion des Saargeblets werden in der Form

von &quot;Abreden&quot; getroffen, die außerlich nicht die Form Internationaler
Abmachungen tragen und auch nicht&apos; wie diese behandelt werden&apos;).

- Etwas anderes gilt dagegen für die Vereinbarungen, an denen

auch Frankreich beteiligt ist. Vgl. das zwischen der deutschen..und
der französischen Pegierung und der Regierungskommission. des

Saargebietes vereinbarte Protokoll vom 14. September 1926 über die

Regelung des Arbeiterverkehrs an der deutsch-saarländischen Grenze

1) Vgl. z. B. die Abrede, betreffend die Ausführung der in dem Schlußpro-
tokoll vom 3. Juni 19-21 vorgesehenen Grundsätze über Angelegenheiten der So-

zialversicherung (RIGBI. 1923 11, S. 374; vgl. ferner RÜBI. 1926 1, S. 414, RIGBI.
1927 11. S. 896 [Abrede über Anzelegenheiten der Sozialversicherunz des, Saar-

gebietsl).
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(Gesetz,.voM 29. 1.,1.927&quot;,Peichsges-etzblatt 1927, 11 S. 19) -und das

Protokoll, zwischen denselben Parteien vom 13. November 1926 über
die Unterhaltung der Grenze des Saargebletes und die Gebrauchs-
rechte-, an-dieser Grenze (Gesetz, vom- 11. April 1927,: RGBL 1927, Ils
S.259).

Form der Abmachungen.

Soweit aber völkerrechtliche Abmachungen in Frage kommen&quot;
kann es auf die Form, in welcher völkerrechtliche Verbindlichkeiten
übernommen werden, nicht ankommen. Zwar besteht das Bestreben,
älle Abmachungen, die Gegenstände der Reichsgesetzgebunz be-
rüliren und demnach der Zustimmungdes Pe-,Ichstag.es unterliegen, in
die Form eines feierlichen Vertrages&apos;zu kleiden; doch. hängt die Wahl
der Form von den, internationalen Abmachungen und_ _auch von den
Wünschender Gegenseite ab, und häufig wird der Inhalt,der Verträge
für&apos;di Wahl ihrer Bezeichnung entscheidend sein.

Abkommen.

Neben den felerlichen Verträgen, die als solche bezeichnet wer-

den, finden sich Abmachungen, die sich ihrer Form nach von feier-
lichen Verträgen in&apos; keiner Weise&apos;.unt&quot;erschel-den&quot; die aber die Bezeich-
nung &apos;&quot;Abkommen&quot; tragen., Vgl.&apos;z. B. das Abkommen (Convention)
über den kleinen Grenzverkehr an der deutsch-französischen, Grenze
vom 25. April 1929 (PGBI. 1930 11, S. 1134 ff.) oder das Abkommen
zwischen Deutschland und der belgisch-luxemburgischen Wirtschafts-
union über den kleinen Grenzverkehr vom 15. Jul., 1926 (RGBl. 1927
11, S. 85), ferner das Deutsch-Niede&apos;rländische Abkommen über Zu-
sammenlegungder Grenzabfertigung im internationalen R&apos;,eiseverkehr
vom 23. Mg! 1923 (IRGBL 1923 1,1, S. 345). z

In etwas anderer Form sind geschlossen das Hlandelsabkommen
zwischen dem Deutschen Reich,und dein Königreich Spanien vom

25* Juli 1924,- das äußerlich als Regierungsabkommen erscheint,
wobei aber die Bevollmächtigung&apos;ausdrücklich&apos;durch die Staatsober-
häupter erteilt ist (RGBL 1925 11, S. 451), und das Abkommen zur Bei-,
legung der finanziellen Streitfragen zwischen Deutschland und Ru-
mänien vom&apos; 10. November 1928 (RGBL 1929, ff S. 82. ff.). Ebenso
können unter die Bestimmung d Art. 45 ,Abs. 3, die eigentlichen
IZ 1.erungisabkömmen fallen, wie z. B. das Abkommen zwischen
D,eutsc&apos;hland---u-nd-P---o-len über die Verwaltung der die Grenze bilden-
den Strecken der Netze und der Küddow sowie über den Verkehr auf
diesen &apos;Strecken vorn 14. März 1925 (RGBL. 1926 II, S. 213) oder &apos;das
deutsch-polnische. Abkom,men über&apos;die Gewährung von Straffreiheit

-
im Oberschlesischen Abstimmungsgeblüt vom 21. Juni 1922,(PGBI.
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1922 11,- S. 715)9. In diesen Abkommen erscheinen als vertrags-
schlließeiide Teile die beiderseitigen Pegierungen, die auch die Volli.
niachten für die Unterh-ändler erteilen.

Obereinkommen.
Es kommt auch die Bezeichnung &quot;Übereinkunft&quot; vor, z. B. Über-,-

einkunft von Monte-Video vom 1.1. Januar 1889 (RbBl. 1927 11,
S.&apos;95 ff.), fern-er die Bezeichnung &quot;Übere-Inkomrn.en&apos;I&apos;..Diese hat ver-

schiedene Bedeutung. Einmal istes die Übersetzung von convention.
-. Es handelt sich -dann meist um.. zwischen in e h r e r e ti Staaten ge-

troffene Abmachungen, wobei einmal die Staatsobierhäupter; ein an-

deres Mal die Pegierungen als vertragschließende Teile auftreten
(Vgl. z. B. RÜBI. 1927 11, S..,355, Übereinkommen über die Eichung
der, Bionenschiffe). Andererseits kann,Übereinkommen auch bezeich-
nen eine Vereinbarung nift eInem Staat, sei es, daß es sich um

ein Regierungsabkommen oder daß es sich um einen feierlichen
Vertrag handelt, wie z. B, bei&apos; dem Übereinkommen

*

zwischen
dem Deutschen Reich und der Republik Österreich über die
Durchführung, der Sozialversicherung- im zwischenstaatlIchen Vet-
kehr vom 8. Jan. 19?6 (RGBI. 1926. 11, S. 355). Das Übereinkommen
zwischen der deutschen und der belgischen Regierung betreffend Aus-
führung des Art. 312 des Vertrags von Versailles wird-, in der Über-
schrift als Übereinkommen bezeichnet (Übereinkommen Conven-.
tion), während das Gesetz vom 20. Juli 1921 von dem de-utschbelgi-
schen Abkommen spricht.

Vereinbarungen.

Als weitere Form der Regierungsa n sind die &quot;Verein-
barungen&quot; (arrangements) zu nennen, z. B. die Vereinbarung zwischen
Deutschland und Frankreich über den Warenaustausch zwischen
Deutschland und dem Saarbeckengeblet vom 11. Juli 1925 (PGBI.
1925, 11, S. 823,) und vom 6. November 1926 (ROBI. 1926 11, S. 639),
oder die Vereinbarung-en der, Deutschen Regierung und der Polnischen,
I mit der Interallliierten Reglerungs- :und Plebiszitkommis-
sion für Oberschlesien über gewisse Fragen der Pechtsüberleitung
im oberschlesischen Abstimmungsgeblet vom 15. Juni 1922 Gesetz
vom 29. Jull! 1922 (RGBL 1922 11, S. 738).

Erklärungen.

Auch &quot;Erklärungen&quot; (declarations) können völkerrechtliche,Ve&gt;
pflichtungen enthalten, die der Zustimmung des Reichstages -bedürfen-,-&apos;

&apos;) Vgl. ferner RGBI. 1928, 11 S. 377; _RGBI. 1921 S. 921.
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man vergleiche z. B. Gesetz über die Erklärung der deutschen&apos;.Re-

gierUng und der polnischen RegleruIng zu dem am 15. Mal 1922&apos;in

Genf geschlossenen deutsch-polnischen Abkommen über ObersdhIe-

sien vom 29. Juli 1922 (RGBI. 1922 11, S. 765) oder Gesetz über den,

deutsch-französi,schen Rechtsverkehr vom 28. Oktober 1927 (RGBI.
1927 11, S. 891), durch welches den am 5.O 1927 in Paris unter-

zeichneten deutsch-französischen Erklärungen über den Rechtsver7
kehr zugestimmt wurde, oder das Gesetz vom 20. Dezember 1927

über die deutsch-portugieslische, Erklärunglibetreffend die, wechseIIseitige
Anwendung -:des Haager Abkommens über den Zivilprozeß vom

21. Juli 1.927 (RGBI. 1927 11, S. 1182).

Protok61le.

Schließlich sind noch die &quot;Protokolle&quot; zu erwähnen. Unter diesen

Begriff fallen Abmachungen ganz verschiedener Art. So wurde am

14. -,Dezember 1929 das Protokoll über die Änderung der Satzung des&gt;

Ständigen Internationalen Gerichtshofs und den Beltrittder Vereinig-
t-en Staaten von Amerika zum Ze&quot;ichnungsprotokQll, der Satzung des-

selben unterzeichnet&quot; dem der Relchstag durch Gesetz vom 15. Juli

1930 zustimmte. Als Protokolle werden aber auch bezeichnet die

Vereinbarungen zwischen Deutschland und Frankreich vom 16. Fe--

1,bruar 1927 über, die Verlängerung der Gültigkeitsdauer des vorläu-
o

figen Handelsabkomrnens zwischen Deutschland und Frankreich so-.

wie die oben genannte Vereinbarung über den Warenaustausch zw!-.

sehen Deutschland und dem Saargebiet (RGBI. 1.927 11, S. 27)&apos;).

Manche Protokolle begründen keIne völkerrechtlichen Verpflich-.
tungen, und Rechte; sie bedürfen dann auch nicht der Zustimmung-
dels Reichstages-. Das gIlt vor allen Dingen für Erklärungen, die die

Vertreter der beteiligten Staaten nicht in dieser Eigenschaft abgeben.
So findet sich z..B. als Anlage 7 zu dem in_RGBI. 1929 11, S. 53ff.

veröffentlichten deutsch-russischen Protokoll vorn, 28. Dezember 1928

eine Äußerung der beiderseitigen Delegierten, die sich auf das Schieds-.

gerichtsabkommen bezieht und deren Einleitung lautet:

&quot;Zu einigen, das Schiedsgerichtsab betreffenden Fra-

gen geben die beiderseitigen Delegationen zur Vertneidung vorr.

Zweifeln in künftigen Fällen ihrer übereinstimmenden gutacht-
liehen Auffassung wie folgt Ausdruck...&quot;

Unterzeichnet ist dieses &quot;Gutachten&quot; nicht für die Regierungen,
sondern für. die Delegationen. Eine juristische BedeUtUng kommt

einer solchen privaten Äußerung natur vom Standpunkt d

Völkerrechts noch vom Standpunkt des Landesrechts zu.

&apos;) Vgl. auch RGBl. 1929 11, S. 119.,
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Notenwechsel.

Ferner werden dem Reichstag auch -die Vereinbarungen
legt, die in Form eines Notenwechsels getroffen werden. DIese:Form

findet.sich da, wo es sIch um Verlängerung der Geltungsdauer eines

-bestehenden Abkommens handelt (vgl. z. B.dns Gesetz über ,&apos;die Ver,-

Jängerung der Gültigkeitsdauer des deutsch-spanischen vorläufigen
-Handelsübereinkommens vom 25. September 1924 [RGBL 1924 11,
S. 3751) oder um die Wiederinkraftsetzung, eines früheren Vertrages

ROBI. 1924 11, S. 371) oder schließlich um zusätzliche Verein-

barungen zu dem einen oder anderen Artikel eines.bestehenden Ver-

trages (RG131. 1929 11, S. 761). Doch werden in der Form eines

Notenwechsels auch vorläufige Handelsabkommen abgeschlossen
(vgl. z. B. das Gesetz vom 17. August 1925, über ein vorläufiges Han-

delsabkommen zwischen.. deM Deutschen Reich und der griechischen
Republik, P,0131. 1925 11, S.. 815, oder, das vorläufige Wirtschafts-
abkommen zwischen dem Deutschen Reich und dem Königreich Spa-
nien vom 18. November 1925, das gleichfalls durch &apos;Notenaustausch

abgeschlossen wurde RGBL 1926 11, S. 149) &apos;).

Zustimmungsbedürftige Verträge.

Nach Art. 45 Abs. 3 ist die Zustimmung des Reichstags erforder-
lich für &quot;Verträge milt fremden Staaten, dlie sich auf Gegenstände
der Relchsgesetzgehung beziehen&quot;. Darin, ist zweierlei enthalten:

a) Der Ton fiegt auf Gesetzgebung&apos;). Ffs, sind also die

Verträge&apos; herausgehoben, die sich nicht ausschließ1.ich -auf die Ver-

waltung beziehen. Die verschiedenen Formullerungen einer irn

Grunde gleichen Grundauffassung hat T.r i.,e p,-e 1 in einem Oer den

&apos;) In letzterem findet sich der folgende Schlußpassus - &quot;Indem die deutsche
Regierung vorstehenden Festsetzungen zustimmt, mache ich Ew. Exzellenz hier-

von Mitteilung, damit durch den A&apos;ustausch der beiderseitigen Noten gleichen In

halts und desselben Datums die Vereinbarung als abgeschlossen und in Kraft
getreten anzusehen ist.&quot; Das Vertragsgesetz vom 16. Febr. 1926, das sich auf die-
sen Vertrag bezieht, enthält in,einem Art. 2 folgende Bestimmung: &quot;Das Gesetz
tritt mit dem auf seine Verkündung folgenden Tage mit der Maßgabe.&apos; in Kraft,
daß dem Abkommen rückwirkende Kraft vom 18. Nov. 1925 an beigelegt wird.&quot;
Diese Bestimmungist jedenfalls nicht sehr glücklich gefaßt. Dem Abkommen kann
nicht einseitig im Verhältnis der Vertragsstaaten rückwirkende Kraft beigelegt
werden, zumal es, bereits ohne weiteres in Kraft getreten ist. Man wird vielmehr&apos;
darin die Anordnung der Rückwirkung als Landesrecht und eine nachträgliche
Genehmigung des Verhaltens der Regierung durch den Reichstag sehen müssen.

- Aus einem nicht ersichtlichen G&apos;runde enthält das Gesetz über. ein vorläufiges
Handelsabkommen zwischen dem Deutschen Reiche und der griechischen Repu-
blik vom 17. August 1925 eine ähnliche Bestimmung (RGBI. 1925 11&quot; S. 815).

2) W. J e 11 i n e k, Verfassung und Verwaltung des Reic4%S und der Länder,
Teubners Handbuch der Staats- und Wirtschaftskunde 11 S. 110. So auch bei der

Beratung &apos;des Entwurfs der Berichterstatter Dr. A b 1 a B (Berichte der verfas-
sunggebenden deutschen Nationalversammlung 1920 Bd. -336, Nr. .391,-. 281).
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verfassungsändernden Charakter des, deutsch-polnischen Liquida-
tionszabkommens vom 31. Oktober 1929 erstatteten Gutachten (S. 54)
zusamm-en,&amp;,efaßt:

&quot;Wie die, soviel ich sehe, allgemeine und unbestrittene An-
sieht lautet&quot;bgd,eutet dies, daß die Zustimmung des Reichstages
gebrau.cht wird, wenn ein. Staatsvertrag nach&apos; den, Grundsätzen
des Reichsverfassungsrechts entweder nur in der Form, des
Reichsgesetzes oder nur nach vorgängigem Erlaß eines Reichs-
gesetzes erfüllt. werden kann., Es kommt auf dasselbe heraus,
wenn man den bedingenden Satz&apos; in die Worte kleidet: &quot;wenn
sich das Reich zur Vornahme von Willensakten verpflichtet, die
nur in der Form des Reichsgesetzes vorgenommen werden kön-
nen&quot;, oder so: &quot;wenn die Bestimmungen des Vertrages, sofern
man sie sich nicht als Vertragsbestandteil, sondern als innerstaat-
liche Norm.denkt, nur im Gesetzgebu&apos;ngs-, nicht im Verordnungs-
wege erlassen werden können&quot;, oder so: &quot;wenn die Umwand-
lung des, Vertragsinhalts in innerstaatliches Recht nicht der Exe-
kution, sondern der Legislation -obliegt.&quot;

Die Frage ist streitig geworden anläßlich der Interpellation Arn7
stadt und Genossen über die Nichtelnholung der Zustimmung des
Reichstages zu dem Wiesbadener Abkommen vom -6. Oktober 192 1.

(Verhandlungen des Reichs&apos;tags, Bd. 369&quot;Nr. 2991, S. 2854). Bei Be-

antwortung der Interpellation führte der dam.aligie Staatssekretär im

Wiederaufbaumihisterium, Müller (Sten. Berichte Bd. 355, S. 7941)
aus:

&quot;Nachdem die in Wiesbaden zwischen dem damaligen deut-
schen Wiederaufbauminister und dem französischen Minister der
befreiten Gebiete geführten Verhandlungen am 27. Aug. 1921 zur

Paraphierung eines Vertragsentwurfs über die Ausführung der
,Reparationssachleistungen gegenftber Frankreich geführt hatten,
ist die Frage, ob der Vertrag gemäß-Art. 45 Abs. 3&apos;,der Reichs-,
verfassung der Zustimmung des Reichstags bedürfe, sorgfältig
geprüft worden. Die Reichsregierung ist dabei aus folgenden
Gründen zu einer Verneinung gekommen: Verfassungsrechtlich
ist die Zustimmung des Reichstages zu völkerrechtlichen Ver-
trägen nur. dann erforderlich, wenn zu ihrer. Durchführung im
Innern ein Reichsgesetz erforderlich ist. Dieser eallIst bei dem
Wiesbadener Abkommen nicht gegeben.&apos; Die Vorschriften des
Vertrags von Versailles und des Londoner Ultimatums werden
durch das Abkommen nicht zu Ungunsten Deutschlands ab,gem-
ändert. Ebensowenig tritt, im ganzen betrachtet, eine, Erhöhung
der dem Reiche durch das Londoner Ultimatum auferlegten Zah-
lungsverpflichtungen ein. Die Verschlebung&apos;eines Teiles, derLei-
stungen im Rahmen des Gesamtzahlungsplanes ist nur eine zeit-
weilige. Soweit für die Durchführung des Abkommens besondere
Mittel erforderlich werden würden, würden sie selbstverständ-
lieh im Wege des Etatsgesetzes anzufordern sein. Das&apos;Etats,rechtf/

I

I

des. Reichstages wird also nicht berührt.. l(

Die Auffassung.,der Reichsregierung hat bei einer Bespre-
chung, des Vertragsentwurfs im Auswärtigen Ausschuß des

Q
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]Reichstages dW Zustimmung der Mehrheit&apos; gefunden. - Demgemäß
unterzeichnete der damalige, Peichsminister filr Wiederaufbau auf
Grund -einer ihm von dem Herrn Reichs,)räsidenten erteilten vor-

behaltlosen Vollmacht am 6. Oktober 1921 die endgültige Ver-
tragsausfertigung, ohne daß eine Ratifikationsklausel &apos;vorgesehen
wurde. Eine Ratifikation des damit abgeschlossenen Vertrages
hat entgegen der Meinung der Herren Interpellanten auch bisher
nicht stattgefunden &quot; 1), 1

Inzwischen aber hatte die Reichsregierung für das beanstandete

Abkommen, das ursprünglich nur zur Kenntnis vorgelegt Worden
War, die Zustimmung des Reichstags nachgesucht, die dann auch er-

teilt wurde.
b) Der Zustimmung des Reichstages unterliegen nur Verträge,

die sich auf Gegenstände der Reichsgesetzgebung beziehem Daraus
ergibt sich nach der herrschenden,Meinung, daß das Reich nur auf
solchen Gebieten Verträge abschließen kann,&apos; die innerstaatlich iln

I
I &apos;seine Kompetenz fallen. Mit anderen Worten: Es kann nicht durch

Abschluß eines Völkerrechtlichen Vertrages die Kompetenzvertellung
zwischen Reich und Ländern in der Weise durchbrochen werden,
daß. der Reichspräsident die Länder zwingt, im Bereich (ihrer Kom-
petenz die notwendigen Ausführungsg zu, erlassen, ohne daß
ein vetfassun,&amp;sanderndes Gesetz die Grenzen zwischen Reichs- und
Länderkompetenz verschiebt.

H a t s c he k (a. a. 0. 11, S. 445) vertritt, den -

Standpunkt, daß das

Reich auf Grund des Art. _6 Ziffer 1, der dern Reich die ausschlie&apos;ßende
Geset über die, Beziehungen zum Ausland zuweist,_die Mög-
lichkeit habe, auch außerhalb der bisherigen .Reichskompetenz Ge-
setze zu erlassen, die zur Durchführung völkerrechtlicher Verträge
erforderlich seien, ohne daß es einer Verfassungsänderüng bedürfe.

.Gegen :diese Ansicht K r a u s. a. a. 0. S. 346; He c k e 1, a. a. 0.
S.214 2).,

Art. 45 Abs. 3 setzt die Kompetenz der Reichsgesetzzebung vor-

aus. &apos;Was dazu gehört, ist also aus den Bestimrnunzen der Verfas-
sunz über die. Relchsgesetzgebung (Art. 6 ff.) zu entnehmen, ferner
aus, den sonstigen Bestimmungen, die ausdrücklich den Erlaß eines
Refc.hsgesetzes vorsehen.

&apos;) Eine solche hätte auch mangels eines Ratifikationsvorbehalts im Vertrage
keinen Sinn gehabt.

&apos;) Die Ansicht von H a t s c h e k hat auch in der Praxis keinen Anklang
-gefunden. So enthält die Bekanntmachung betr. eine am 29. November 1924 mit
Dänemark getroffene Vereinbarung über die Gewährung von Amtshilfe bei Zu-
widerhandlungen gegen Bestimmungen über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen
vom 13.-M,,i 192-5 (PGBI..&apos;19,2:5&apos;S.&apos;:l-.l1) den ausdr-äcklichen Vermerk, - ß den im
SChriftweclisel enthaltenen Bestimniungen alle deutschen Länderregferungen- zu-

gestimmt. haben, wohl deswegen, weil die Vereinbarung in die Zuständigkeit der
Länder -eingriff.
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Dabei macht es- keinen: Unterschied, ob es sich um,Gegepstände
liandelt, für die,e-ine ausschließliche Zuständigkeit des ]Reich- zur Ge-

setzgebung besteht (Art.,6) oder solche, über die daslZeich die Ge-

setz,-ebung in Anspruch nehmen k,a n n, (Art. 7 ff.).
Auch bezügl-Ich der Angelegenheiten, für die das Reich durch Ge-

i
f ,setz nur Grundsätze aufstellen- kann, wird die Zuständigkeit des

]Reichs zum Abschluß von Verträg, n durchweg,bejaht,- so u. a. vollge

r a u s, (a. a. 0. S. 346).
Ein Vertrag bezieht sich auf Gegenstände der Reichsgesetz-

gebung nicht nur dann, wenn zur Durchführung des Vertrags ein

positiver Gesetzgebungsakt notwendig ist; es müssen vielmehr auch
solche Verträge der Zustimmung des ]Reichstages unterworfen sein,
die zwar, keine positiven Anordnungen der Landesgiesietzgebting er-

forderlich &apos;machen, die aber völkerrechtliche Verpflichtungen- ent-

halten, die ihrem Inhalt nach der Legislative für die Zukunft Schran-
ken aufzuerlegen geeignet.,s,ind.i,Dah mussen auch solche Verträge
zuden gemäß Art. 45 Abs. 3 zustimmungspflichtigen gerechnet wer-

den, die zu einem Nichttätigwerden, einer Unterlassung. verpflichten.
Diese kann entweder-ein Verbot bestimmter künftlger-positiver Maß-
nahmen bedeuten oder ein Verbot der Änderung des bestehenden
Landesrechts, hinsichtlich bestimmter Materien. Daher sind zustim-

mungspflichtlg insbesondere alle-- diejenigen Vertrage, - die nur aus

,dein Gruade zu ihrer.Erfüllung keines Reichsgdsetzes bedürfen, weil

der in dem Vertrage versprochene oder ihm zufolge nötig werdende
Zustand des Innerstaatlichen Rechts bei - ihrem Abschlusse bereits
besteht. Durch den Abs-chlüß,,eines solchen.Vertrags könnte. die Exe-

j&quot;utivie das*Parlament in-die Zwangslage bringen, entweder den be-

.stehenden Zustand des Innerstaatlichen ]Rechts für,die Dauer Ver-

&gt;aufrecht z.u,erhalten&apos;oder eine Verletzung einer völker-
rechtlichen Verpflichtung durch eine Neuregelung der Materie lier-

.beizuführen.,

Umfang der Z:ust&apos;immung.

Art., 11 Abs. 3 der alt-en Reichsverfassung
&quot;Insoweit die Verträge mit fremden Staaten sich auf solche

Gegenstände beziehen, welche nach Art. 4 in&apos;den Bereich der
Pei.chsgesetzgebung,gehören, ist zu ihrem Abschluß, die Zustim-
mung des Bundesrates und zu ihrer Gültigkeit&apos;die Genehmigung
des Peichstages, erforderlich.&quot;,

:Durch das Gesetz vom 28. Oktaber 1918 (PGBI. 1918, S. 1274)
,wurde dieser- Absatz 3&apos;folgendermaßen geändert:

&quot;Friedensv.erträge, sowie&apos; diejenigen Verträge&apos;mit fremden
Staaten, welche sich auf Gegenstände der Reichsgesetzgebung
beziehen, bedürfen der Zustimmung des 3undesrats und des
Reichstags.&quot;
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Der wesentl,Iche Unterschied zu der bisherigen Bestimmung, so-
oweit e&apos;r hier interessiert, lag darin, daß Verträge m!t fremden Staaten

,nunmeht der Zustimmung der :gesetzgebenden Körperschaften stets

bedurften, wenn auch nur eine Bestimmung derselben in den Bereich
der- Reichsgesetzgebung gehörte.

Auf -,diese Bestimmung Art. 45 Abs. -,

3 der jetzigen Reichs-
zurück (vgl. P o: e t z s c h -r H e f, f t e r, a. a. 0. S4 219). Es

kommfalso nicht darauf an, welche und wieviele Bestimmungen des

Xertrages sich auf Gegenstände der&apos;Reichsgoesetzgebung beziehen.
Wenn nur eine einzize Bestimmung diese Voraussetzung erfüllt, lie-

-- -----------

&apos; der -ganze Verttag&apos;,der Zustimmung&apos; des&quot;P, also auch
die Bestimmungen, die 1,e,d-Igl-Ich&apos;Verpflichtungen der
stellen.

&quot;Es ergibt sich aus Wortlaut und&apos;Entstehungsgeschichte die-
ses Artikels, daß ein-Staatsvertrag,&apos;auch wenn er nurzum Teil
die bezeichneten Eigenschaften besitzt&quot; die Zustimmung des

,.- Peichstages, erhalten haben muß, uni Geltung, zu erlangen.&quot;,
echtstutachten, S. 4 46.), 1)(T, r i e p,.e 1, P

Das hat seinen guten Grund;&apos;denn nur aus der Gesamtheit eines

Nertragswerkes-läßt sich die Bedeutung der einzelnen Bestimmungen
,beurteilen.

- Die Frage ist demnach, was zum Vertrag gehört, Sicher ist. dies
zunächstdein U-llen denn hier, wird die
]Einheit äußerlich durch die Ve,rtrags-Illorm hergestellt.
-

Die Praxis stimmt mit dieser Auffassung iLicht übe-rein. Vielfach
werden1Abreden gietroffen, nach den-en
-ein Teil der Bestimmungen, die na.ch-Ansidht der Pegierung für sich
allein nicht der Zustimmung des ]Reichstages bedürfen, ohne weiteres
.in Kraft treten sollen, während das Inkrafttreten der anderen von

einer -Ratifikation abhängig gemacht wird. So bestimmt z. B. Art. 6
Vertrages von Rapallo vom l 6. April 192? 1922 119-, S. 677):

&quot;Die.Artikel 1 b und 4 dieses Vertrages treten mit der Ratifi-
kation, die übrigen3estimmungen dieses Vertrages treten sofort
in Kraft.&quot;

Art. &apos;15 des deutsch-britischen Abkommens über,-die Durchfüh-

rung des Abschnitts IV von Teil X des, Friedensvertrages vom 31. De-
zernber 1920 (RGBI. 1921, S. 7794b,estimmt:.

&quot;Dieses Abkomm.en&apos;soll ratifiziert und dieRatifikationsurkun-
den soll Is m** lich--ausg,jen sobald a og etauscht werden. Es, tritt am

1) Dem entspricht die Vorsclirift des §&apos; 42 Satz 2,1 der Gesähäftsordnunz für
den, Peichstag: - &quot;Über Staatsverträge wird nur im ganzen abgestimrnt Der
eicästag kann nicht etwa eine einzelne. Bestimmung berausgreifen und ablehnen,R

er kann seine -Zustimmung nur. entweder verweigern oder sie so erteilen wie sie
erbeten ist. Er besitzt kein Änderungsrecht in Bezug auf den Vertragsiext (Ge-
schäftsordnUng des Peichstages § 37).

http://www.zaoerv.de
© 1933, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


344 &apos;Schmitz&apos;

Tage des Austausches -in Kraft.&apos;) Jedoch werden beide T&apos;eile die

r
Bestimmungen, des -Abkommens, alsbald nach der Unterzeichnung
insoweit zur Anwendungb-rin&apos;ge.n, als ihre Durchführung im Ver-

waltungswege möglich ist. Doch wird die im Art. 11 des Abkom-

mens vorgesehene, Freigabe deutschen Eigentums&apos; aus der Pfand-

haft des Friedensvertrages erst nach der Ratifikation stattfinden.&quot;

&apos;Beide Verträge Sind dem Pelchstag zur Zustimmung vorgelegt

worden&quot; die. dieser auch erteilt hat. Die, Denkschrift der, Deutschen

-P,egierung zu dem Gesetzentwurf über den- von Rapallo (Ver-
han!dl,un&apos;gen des Reichstags B.d. 37,4 Nr. 4546) enthält -zu Artikel 6

folgende Bemerkung:
im Sinne des Ar-&quot;Auf Gegenstände der Reichsgesetzgebung

tikels. 45 der Reichsverfassung bezieben&quot;5ich lediglich einige Be-

stimmungen des Vertrags. Da es aus politischen Gründen er-

wünscht war, den, Vertrag, soweit möglich, sofort in Kraft zu

setzen, ist nur für diese Bestimmungen die, Ratifikation vorbehal-

ten worden, Währenddie übrigen Bestimmungen mit der Unter-

zeichnung in Xraft getreten sind.. Gleichwohl hält Pe.ichs-

regierung es nicht für angebracht, den Vertrag, für die gesetz-
geberische Behandlung zu teilen. Sie legt &apos;deshalb den ganzen

; Vertrag zur G.enehmigung, vor.

Die.se Ausf.ührungen&apos;dürften wohl als ein Zugeständnis der Unzu-

läss-igkeit des Vorgehens der Reichsregierung gewertet werden, zeigen
jedenfalls aber-deutlich, die Unmöglichkeit des Ergebnisses, zu wel-

chem die&apos; herrschende Praxis führt.

Art. 12 des Ergänzungsabkommens zu dem zwischen dem Deut-

sehen Reichund der Russischen SoziaHstischen Föderativen Sowjet-

republik ain&quot; Aptil,&apos;1920 geschlossenen Abkommen über &apos;die Heim-

schaffung der beiderseitigen Kriegsgefangenen und ZivilInternierten

bestimmt, (RGBL 1921, S. 1162):
&quot;Dieses. Abkommen tritt mit der Unterzeichnung in Kraft, die

Art. 2, 4 und 9, soweit sie die Gewährung von Straffreiheit in sich

schließen, jedoch erst mit Austausch besonderer Ratifik;ations,
urkunden.&quot;

Die Beispiele lassen sich bellebig Vermehren, vgl. z, B., RQBL 1927

II, S. 19 ff. Aus neuerer Zeit sei erwähnt das deutsch-poInische Abkorn-
,nien&apos;über die vorläufige ]Regülting des Hplzverkehrs - aus Polen&apos; nach

S, 16 ff.). Art., 9Deutschlandvom 30. November 1927 (RGBL 1928 11,
bestimmt:

&quot;Das. Abkommen soll ratifiziert werden und tritt wegen der
unter 1 und 2 enthaltenen Veränderungen der ZollSätze mit der

gegenseitigen Übermittlung der Ratifikationsurkunden, im übrigen,
mit der Unterzeichnung in Kraft.`

In Art. 2 des&apos;Gesetzes vom 2. Febrgär (1?G 192811, S.
weichem der Peichstag, seine, Zustimmung: erklärte,&apos; heißt es.-

&apos;) Im englischen Text fehlt dieser Satz.

http://www.zaoerv.de
© 1933, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Die Methode des Abschlusses internationaler Verträge nach deutschern Recht 345

&quot;Dieses Gesetz tritt mit dem auf die Verkündung fQlgenden
Tage in Kraftl. Das Abkommen ist mit Ausnahme der in, Ziffer 1
und&apos;2 vorgesehenen Zollbindungen bereits in Kraft getreten. Der
Tag, an dem die Zolländerungen gemäß Ziffer, 9 des Abkommens
in:Kraft treten, ist im Peichsgesetzblatt bekannt zu machen.&quot;

Daraus ergibt sich, daß der P&quot;.e-ichsta sich mit diesem Verfahr,en
einverstanden erklärt und anerkannt hat, daß selne Zustimmung, die
zweifellos nach dem oben angegebenen und anerkannten Grundsatz
für das ganze Abkommen notwendig war-, völkerrechtlich jedenfalls
nicht erforderlich war.

Wie aber auch immer die,Praxis verfährt, es.steht außer Zweifel,
daß die Pegierung den g a n z e% n Vertrag v o r 1 e g en muß und nicht
einzelne Teile, dem Reichstag vorenthalten darf.

Ist die Zustimmung ohne Rücksicht, auf die Form erforderlich
und kommt es lediglich darauf an, daß -durch eine Vereinbarung zwi-
..schen dem.Reich und einem anderen Staat von ersterem rechtliche
Verbindlichkeiten, zu deren Durchführung ein Pei-chsg-esetz erforder-
lieh ist, übernommen werden, so muß es grundsätzlich auch ohne Be-
deutung sein, ob diese Verpflichtungen in mehreren getrennten Ur-
kunden festgelegt sind, die miteinander und nilt den in anderen Ur-
kund-en gewährten Rechten in einem sachlichen -Zusammenhang
stehen, wenn also z. B. einern Vertrag ein Notenwechsel angehängt
wird. Dies geschieht sehr häufig, oft wohl-, in demBestrebender Re-
.gierung, diese Aestimmun der Kenntnis der Öffentlichkeit zu ent-
.ziehen und dem Parlament vorzuenthalten. Grund für ein solches
Verhalten, können entweder,parlamentarische &apos;S sein,
die die Regierung befürchtet oder der aus ähnlichem Grunde, ent-
sprungene und geäußerte Wunsch des Vertragsgegners.

Ein solches Verhalten ist zweifellos unzulässig, worauf Tr i e&apos;
p e 1 mit Recht in seinem wiederholt zitierten Gutachten hingewiesen
hat. ]Es dürfte auch nicht genÜgen, wenn die Regierung durch Vor-
lage im Auswärtigen Ausschuß sich politisch eine Rückendeckung
schafft; dagegen wäre die Veröffentlichung dies-es vertraulichen
Noten,wechsels im Reichsgesetzblatt, nachdem der Reichstag seine
Zustimmungerteilt hat, nicht notwendig.

Was nun von den mit dem Vertrag oder später in Einzelabreden,
Notenwechseln, Zusatzabkommen, Schlußprotokollen oder sonstigen
Protokollen getroffenen Abmachungen zur&apos;n V e r t r a g gehört und
,mit Ihm vorgelegt we-ride-n muß, bestimmt sich nach objektiven Ge-
sichtspunkten. Jedenf&apos;alls müSsen alle Abmachungen vorgelegt wer-

den, gleichgültig. in welcher Form Sie getroffen sind, durch &apos;die der
Vertragsinhalt modifiziert wird.

Wenn die Gegenseite nur unter Vorbehalten einen Vertrag
zu ratifizieren bereit ist, müssen auch diese:Vorbehalte dem Peichs-
tag zur Zustimmung zuzeleitet werdeln. Ein Beispiel bietet der Freund-

Z. ausl. öff. Recht u. Völkerr. Bd. 3,_ T. x: Abh. 25
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Handels- und zwischen Deutschland und

den Vereinigten Staaten von Amerika vom 8. Dezember 1923, zu des-

sen Patifikation der amerikanische Senat nur unter gewissen Vorbe-

halten, die in einer Resolution vom 10. Februar 1925 ihren Ausdruck

gefunden haben, seine Zustimmung geben wollte. Diese Vorbehalte

sind durch einen Notenwechsel vom Jahre 1925 von Deutschland

akzeptiert worden. Der Notenwechsel. ist zusammen mit dem Ver-

trag dem Peichsta,g zur Zustimmung vorgelegt worden. Die Denk-

schrift Pegierung (Verhandlungen des Reichstages, Wahlperiode.
1924, Band 402, Nr. 111.6) besagt,darüber:

I &quot;Nachdem die beiden Regierungen durch den indem Senats-
beschluß vorgesehenen Notenwechsel vom 19. März 1925 ihre Zu-

stimmung zubeiden Vorbehalten erklärt haben, sind sie zu einem

integrierenden&apos;Teil des Vertrages geworden.&quot;
Im allgemeinen wird man wohl sagen können, daß spätere Ab-

machungen auch dann vorgelegt werden müssen, wenn sie sich auf

Bestimmungen des Vertrages beziehen, die- für sich allein nicht der

Zustimmung des Relchstages bedürften. Sicher wird aber auch die

Vorlage solcher Dokumente erforderlich sein, die Nebenabreden Oer
im, Vertrag nicht geregelte Materien, enthalten, die aber nur zusam-

men mit dem Vertrag Geltung haben sollen, also international keine

,Bindung herbeiführen, wenn nicht der Vertrag selbst in Geltung tritt.

T r i e p e 1 (Rechtsgutachten S. 46) führrt aus, daß ein Staatsver-

trag, auch wenn er sich nur zum Teil auf Gegenstände der ]Re-Ichs.-
gesetzgebung bezIehti die Zustimmting Ües Peichstages erhalten
haben i-nüsse,&apos;um Geltung zu erlangen, und fährt dann fort-.

&quot;Das entsprechende gilt aber auch, wenn ein Vertrag aus

einem Hauptstück und aus Beilagen. oder Anlagen besteht, mögen
sie Schlußprotokolle darstellen oder in der Form von Notenwech-
seln erscheinen.` Wenn sich auch nur an einer Stelle des &quot;Ver-
tragswerks&quot; eine Bestimmung findet, die in den Bereich Cier
Peichsgesetzgeb-ung gehört, so muß das, ganze dem Peichstag
vorgelegt werden, gleichviel, ob jene Stelle im Hauptvertrage
oder irgendwo in einer Anlage enthalten ist. Dem entspricht

i übrigens eine langjährige Übung.&quot;
Eine Ausnahme gilt nur für die Dokumente, denen keinerlei recht-

liehe Bedeutung zukommt wie etwa der oben erwähnten gutacht-
lichen Äußerung (Anlage 7 des deutsch-russischen Wirtschaftsproto-
kolls vom 28. Dezember 1928).

Wie oben erwähnt, wurde bei der Vorlage des deutsch-japan1-
sehen Handels- und Schiffahrtsvertrages zur Zustimmung nicht mit

vorgelegt das Übereinkömmen zwischender 1. Ci. Farbenindustrie und

der Japanischen Regierung sowie der darauf bezügliche Notenwechsel.
Die Verbindung mit dem genannten Vertrage und dem diesen ergan-

zenden Notenwechsel bestand lediglich darin, daß für den Fall der
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Kündigung der Übereinkunft eine Bestimmung des Schlußprotokolls
wegfallen sollte. Eine rechtliche Verbindung, die die Zustimmung des

Reichstages auch zu diesem Übereinkommen und dem Notenwechsel
erforderlich gemacht, hätte, bestand nicht.- Die Tatsache, daß der

Wegfall dieser Bestimmung des Schlußprotokolls von dem Außer-
kraftfreten des Überein-kommens abhängig gemacht wurde, ist jeder
.anderen Tatsache gleichzustellen, von der der Wegfall vertraglicher
Vereinbarungen abhängig gemacht wird.

Kommt es entscheidend auf den Zusammenhang an, in dem die
-verschiedenen Abmachungen international zueinander stehen, so

ist der Peichstag nicht gehindert, wenn die Regierung mehrere Ver-

-träge, die. selbständig nebeneinander stehen, mit dem Entwurf eines

Mantelgesetzes dem Reichstag zur Zustimmung vorlegt, dem einen

Vertrag zuzustimmen und den anderen abzulehnen &apos;). Erörtert wurde
,die&apos;Frage aus Anlaß der Vorlage des Gesetzes über die Abkoipmdn&apos;

Regelung von Fragen Teils X des Vertrags von Versailles,
-wobei schließlich der Außenminister zugeben mußte, daß zwar ein

juristischer Zusammenhang zwischen den einzelnen Verträgen nicht

&gt;bestehe, wohl aber eine sehr starke politische zwischen
-ihnen und &apos;dem Youngplan, der die gemeinsame Annahme alter Ab-
.kommen dringend erwünscht er$cheinen lasse.

Form der Zustimmung.

Als Zweck der Zustimmung des Reichstages wird meist ange-

geben, daß Schwierigkeiten entstehen könnten &quot;aus dem Abschluß
-von Verträgen über Gegenstände der Gesetzgebung, da in diesem
Falle die Umwandlung des Vertragsinhaltes in innerstaatliches Recht
-nicht der Exekutive, sondern der Legislative obliegt. Um hier P&apos;eibun-
gen zwischen der Übernahme völkerrechtlicher Pflichten und &apos;Ihrer
liinerstaatlichen Erfüllung möglichst vorzubeugen, sollte bereits vor

.dem Vertragsschluß das wichtigste Orzan der Legislative um seinen

Willen befragt werden&quot;&apos;)., Es läßt sich nun nicht verkennen, daß
Art. 45 Abs. 2 und Abs. 3 ein wesentlich-er Unterschied be-

-steh,t. Kriegserklärungen und Friedensschlüsse erfolgen durch

&quot;1?e(ichsgesetz&quot;, erfordern also das Tätigwerden sämtlicher&apos;zur Ge-
-setzgebung berufener Organe, während Art. 45 Abs. 3 für Bündnisse

-und, Verträge, die sich auf Gegenstände der Peichsgesetzgebung ble-

ziehen, nur die Zustimmung des Reichstags verlangt. Die Zustim-

mung des Reichstags bedeutet jedoch keine absolute rechtliche Sicher-

1) H a t s c h e k, a. a. 0. S. 527 ff.: &quot;Daß die Regierung nach innen einen
einheitlichen Zusammenhang gegenüber dem Parlament schaffen will, ist ihre

Sache, ändert aber nichts an der selbständizen Individualität jedes der unter
--einem Mantel zusammenzefaßten Verträze.&quot;

H e c k e 1, a. a. 0. S. 220 f.
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beit dafür, daß -nunmehr alle Maßnali-men getroffen werden können&gt;
die zur innersta-atlichen Durchführung der völkerrechtlich übernorn-.

nienen Verpflichtung erforderlich sind. Es wäre durchaus denkbar&quot;.
daß die-Durchführung später an dern Widerstande z. B. des P&quot;eichs-.-
,rats scheitert-.

Um dies zu verhindern, hat man in der Praxis den Ausweg ge-

wählt, daß man die Zustimmung in Gesetzesform Meldet; gleichzeitig-
wird dann in dem Gesetz die Reichsregierung ermächtigt, die zur,

Durchführung des Vertrages notwendigen Maßnahmen im Verord-

nungswege zu treffen, oder die notwendigen Ausführungsbestimmun-
gen werden in das Gesetz selbst aufgenommen. So wird es möglich,
auf Grund von Art. 69 zunächst für den Gesetzesentwurf die Zustim-

mung des RelChsrates einzuholen und erst, nachdem dieser ihm zu-

-gestimmt hat, dilö,Gesetzesvorlage an- den Peichstag weiterzuleitelf..
Wenn W a h 1 (a. a. 0. S. 132) ausführt:

&quot;gerade weil der Reichsrat bei der innerstaatlichen Rechts&apos;-.
bildung grundsätzlich nicht durch einen gültigen Vertrag gebun-
den ist&apos;wird in aller Regel des Reichsrats vor

dem*Zustimmungsbeschluß des Reichstags eingeholt. Fraglich ist
allerdings, ob man hier schon von einer opinio necessitatis in deg
maßgebenden Kreisen sprechen kann,&quot;

so übersieht er, daß die vorherige Vorlage an den Reichsrat der zwin--

genden Vorschrift dies Art. 69 entspricht und !-Irren Grund ausschließ-

lich -in der Gesetzesform der Zustimmung hat, daß aber nach, der

herrschenden Meinung ein Einspruch des Peichsrats auch dann mög-
lich Ist, wenn der Peichstag die Vorlage unverändert nach Be-

schlüssen. des Reichsrats im Vorverfahren nach Art. 69 angenommen

hat). Ist die. Möglichkeit eines Einspruchs durch den Relchsrat.
rechtlich auch dann nicht ausgeschlossen, wenn, er vorher-dier Ge--.

setzesvorlage der Relchsregierung zugestimmt hat und diese vom

.Reichstag unverändert angenommen worden ist, so muß sie -,umso-

eher dann bestehen, wenn der Reichstag zwar dem Vertrage zuge-

stimmt, die. Artikel des Gesetzentwurfs, die die Durchführun&quot;
stimmungen enthalten, aber abgeändert hat.

Trotz der üblichen Gesetzesform kann nach der herrschenden-
Meinung die Ratifikatlondes Vertrages durch den Peichspr,ä
vor Inkrafttretendes Gesetzes erfoIgen. Die Zustimmungdes Reichs.-

tags ist nicht -Gesetz und daher aueli nicht den Vor

cHiriifi über-E-Iins epruch, Volksentsch id und Publikation unter--

w&apos;orfen. Wenn A n s c h ü t z (a. a. 0. S. 264) dem Zustimmungsbeschlug
ein-en Doppelcharakter zuschreibt und, (S. 392). mit P o. e t z s c h-

ti e f f t e r,(a. a. Q.&apos; S. 326) dem Reichsrat ein Einspruchsrecht gibt, so.

1) vgl. Poetzsch- ,1.leffter g. 327 Anm. d; vgl. auch Gemeinsame-

Geschäftsordnung der Reichsministerien, besonderer Teil, 1929 § 53 -Abs. 1.
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ist daran nur. soviel richtig, daß nach der herrschenden Praxis die
un.d der Geset sbeschluß über die Transformation

äußerlich zusammenfallen, wenn die Bestimmungen. des Vertrages so

,gefaßt sind, daß sie ohne weiteres als inn-erstaatliches Recht ange-
wandt wer-den können. Zustimmung -und Transformation sind aber
deut-lieh dann zu unterscheiden, wenn der Vertrag nur Grundsätze
aufstellt, zu seiner Durchführung aber nähere Bestimmun,,gen durch
die Innerstaatliche Gesetzgebung erforderlich werden.

Zutreffend bemerkt H c c k e 1 (a. a. 0. S. 221):
&quot;Mag es sich aber um Bündnisse oder um. die anderen ge-m

nannten Verträge, handeln, in beiden Fällen erfüllt der Reichstag
eine außpuplitische Funktion, nicht&apos; eine solche innerstaatlicher -

1Ze--chtseizung. --E-str--!iFt--datl nicht zu, die Zustimmung des
ReiChstags als legislatorischen Akt zu bezeichnen und Einspruch

&apos;Ides Peichsrats und Volksentscheid dagegen zuzulassen..- r,

Mit Recht, verweist Heckel darauf, daß es ja noch gar:nicht
feststehe, ob ein,G der die,Transformgt-ion der Ver-
tragsbestimmungen in Landesr-echt bewirken würde,&apos; überhaupt er-

lorderlich werde; denn es könne nicht nur der Peichspräsident trotz
der Zustimmung dfes Parl.,anients.von der Ratifikation des Vertrages
Abstand nehmen, sondern auch der Vertragsgegner könne seine Ab
sieht&apos;aufgeben. Dies wäre z. B. denkbar, wenn er seinerseits die -

neventuell notwendige Zustimmu&apos; g seines, Parlamentes nicht erhalten
könne.

Gegen die Unterscheid-ung zwischen Zustimmungsbeschluß und
Transformation wendet sich W.a

--

a. a..-0-.S. 131). Seine Ausfüh-&apos;
aber nicht die Tatsache -ausräumen, daß Art. 45 &apos;Abs. 3

nur die Zustimmung des Peichstal(-lyes, nicht auch die des Reichsrats
verlangt. Wenn er meint, die andere Auffassung würde gerade. zu

dem Ergebnis führen, das die Mehrheit des Verfässungsausschusses
verrnieden wissen wollte, und es entstände jene unglückliche&apos;Dis-
krepanz zwischen völkerrechtlicher Gültigkeit und staatsrechtlicher

so ist dementgegenzuhalten, :daß dem klarlün
laut der Verfassung gegenüber die Absicht des Verfassungsaus-
schusses nicht in Betracht kommt. Die von ihm&apos;befürchtete Diskre-
panz -ist übrigens äußet&apos;st unwahrscheinlich; denn für den Reichsrat
ist die Situation eine ganz andere als für den Reichstag. Während
dieser frei ist, seine Zustimmung zu erteilen oder zu versagen, muß
der Reichsrat sich bei seiner Beschlußfassung Über das Transfor-
mationsgesetz darüber klar sein, daß die von der Ratifikation gefolgte
Zustimmung das Reich auch ohne, sein Placet völkerrechtlich bind-et,
er also eventuell mit einer Versagung der Zustimmung zur Trans-
formation einen völkerrechtswidrigen Zustand herbeiführen würde,
der das Reich ersatzpflIchtig macht. Damit ist sein p ol i t i s c h e r
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Einflu&quot;ß nicht ausgeschaltet. Die Beden die er gegen, den Ver
trag hat und die in seinem Einspruch gegen die Transformation in

Erscheinung treten, können sehr wohl entscheidende Wirkung-
haben. Nur liegt die Entscheidung nicht dem Reichsraf, der durch.,
die Verfassung ausgeschaltet ist, sond beim Peichspräsid-enten,
der den geäußerten Bedenken des Peichsrats durch Nichtratifizle-

rung des Vertrages Rechnung tragen kann und wird, wenn eine Zu-.

stlinmung Ües Reichsrats zum Erlaß der zur innerstaatlichen Durch-

führung -notwendigen gesetzgeberischün Maßnahmen auch in Zukunft
nicht zu,erwarten ist.

Auch die Praxis hält die Zustimmung des Reichstags für aus--

reichend., zur stagtsrechtlich gültigen Vollziehung der Patifikation und
macht dliese nicht von der Erfüllung der Formalitäten für die Inkraft-

etzung von Gesetzen abhängig. Einige Beispiele mögen genüggen.
,Dasam 15. Mai 1922 geschlossene deutsch-polnische Abkommen

über Oberschlesien -ist dem Relchstage am 23. Mai 1922 mit -dem Ent-&apos;
wurf des Zustimmungsgesetzes unterbreltet worden. Die Vorlegung-
erfolgte mit folgendem Anschreiben (Relchstagsdiucksachen Bd. 37,3

Nr. 4345).:

&quot;Dem Peichstag beehre ich mich den Entwurf eines Gesetzes
über das am 15. Mai 1922 in Genf geschlossene deutsch-polnische
Abkommen über Oberschlesien nach Zustimmung:des P&quot;eichsrats:
zur Beschlußfassung und mit dem Ersuchen vorzulegen, das wei-
tere unter Abkürzung der geschäftsordnungsMäßigert
Frist so zu beschleunigen, daß die Ratifizierung bis zum 27. Mat
stattfinden kann.&quot;

Der Vertragist in allen drei Beratungen in einer Sitzung am 30. Ma!
1922 erledigt worden Weichstagsdrucks. Bd. 355 S. 7687 un&apos;,d 7699)..
Das Gesetz datiert vom 11. Juni 1922 und ist im Reichsgesetz-
blatt vorn 13. Juni 1922 (S. 237) veröffentlicht worden; es trat, mit

dem Tage seiner Verkündung in `Kraft. Im gleichen Reichsgesetzblatt
(S. 585) ist unter dem 12. Juni 1922 der am 3. Juni erfolgte Austausch.

der Ratifikationsurkunden bekanntgemacht worden. Es ist also nicM

etwa die Ausfertigung und Publikation des die Zustimmung enthalten--

den Gesetzes abgewartet worden, sondern bereits vor Inkrafttreten.

desselben die Ratifikation vollzogen worden.
Die am 15. Juni 1922 unterzeichneten, Vereinbarungen zwischen

Deutschland und Polen einerseits und der interallilerten Regierungs-
und Plebiszitkommission andererseits sinddem Peichst,ag am 25. Juni-

1922 vorgelegt worden (Reichstagsdrucksachen Bd. 374 Nr. 4586).
Der Gesetzesbeschluß, der dlie Zustimmung enthält, ist vom 26. Juni&apos;.

(Sten. Berichte B.d.- 356 $. 8099 Die Ratifikationsurkunden wurden.

am 7. Juli 1922 in Oppeln im Archiv der Interalliierten Regierungs-
und Plebiszitkommission hinterlegt (RGBI. 1922 11 S. 738), das Ge-
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setz datiert erst vom 29. Juli und trat mit seiner Verkündung am

29.,August-1922 in Kraft&apos;).
Es wird also in der Praxis sehr deutlich ein Unterschied zwi-

schen Zustirnmungund Gesetz gemacht. Soweit ein Bedürfnis-,be-
steht, die Mitwirkung aller.zur innerstaatlichen Durchführung eines

Vertrages tätig werdenden Organe für die Inkraftsetzung des.
Vertrages zu s-iche&apos;rn, kann dies in der Weise, geschehen, daß der die

Zustimmung des Reichstages enthaltende Gesetzesheschluß dem
Reichsrat beschleunigt zugeleitet wird, der dann beschließen kann,
von seinern- Einspruchsrecht keinen Gebrauch zu machen. Meist aber
werden die politischen Bindungen durch die bloß vorläufige Unter-
zeichnung eines Vertrages.durch die Bevollmächtigten schon so stark

sein, daß eine Versagung der Zustimmung auch schon für den Peichs-
tag kaum möglich ist. Kennzeichnend in dieser Hinsicht ist eine

Äußerung des Abgeordneten Dr. B r e d t &apos;in der Reichstagssitzung
vom 6. Februar 1929 bezüglich des Kello,-gpaktes (Verh. d. Reichs-
tages 1928, Bd. 424, S,. 1067):

&quot;Wenn ein derartiger Vertrag von der Reichsregierung be7
reits unterschrieben worden ist und wenn sich die Reichsregie-
rung im Namen des Deutschen Reiches bereits dafür stark ge-
macht hat, dann ist es natürlich sehr. schwer, überhaupt dazu
Stellung zu nehmen.&quot;

Verf assungsändern de Gesetze.

Führt man den scharfen Unterschied zwischen Zustimmung im

Siniie von Art. 45 Abs. 3 und dem Gesetz zur Ausführung eines unter

diesen Artikel fallenden Vertrags durch, so könnte man fragen, ob,
falls die Durchführung des Vertrag-es eine Verfassungsänderung er-

forderlich macht, die Ztistimmung&apos;zum Vertrag gleichfalls mit der
für Verfassungsänderungen- erforderlichen ZweldrIttelmehrheit ge-

geben werden MUß 2).
Diese Frage hat bei der herrschenden Praxis, die Zustimmung

in die Form eines Gesetzes einzukleiden, !,in wesentlichen nur theo-
retisch,e Bedeutung. Jedoch ist wiederholt erörtert worden,. ob die
Annahme eines Zustinirnungsgesetzes eine Zweidrittelmehrheit er-

iordere, wobei dann diese Frage in die juristisch nicht ganz bedenken-
freie Form gekleidet wurde, ob der Vertrag, der zur Debatte stand,
verfassungswidrig sei. So z. B. der damalige Reichsaußenminis.ter
Dr. C u r t i u s bezüglich desdLiquidati,onsabko-m-
mens vom Oktober 1929 in der Peichstagssitzung vom 10. März 1930

1) Vgl. Heckel,a. a. 0. S. 222.
2) Dies wird abgelehnt von S c h il 1 e r, Der Eintritt des Deutschen Reiches,

in den Völkerbund als Rechtsirage, Archiv d. öffentl.-Rechts, Neue Folge, Bd. 11,
S. 67.
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(Sten. Berichte Wahlperiode 1928 Bd. 427 S. 4313) undbezügli.ch
desselben Gegenstandes der Staatssekretär Z w e i g e. r t, der von der
Frage der &quot;Verfassungsmäßigkeit dieses Abkommens&quot; spricht (eben-
da S.A316).

Was gemeint ist, ist--jedenfall&apos;S klar, Erwähnt sei, daß schließ-
lieh das Gesetz Über

&apos;

die Abkommen zur Regelung von Fragen des

T,e-ils.&quot;X des Vertrages von Versailles mit einfacher Stimmenmehrheit

in einer Fassung angenommen wurde, die nach der Ansicht der Mehr-
heitdie Bedenken gegen die Verfassungsmäßigkeit ausschloß (a. ä. 0.
S. 4397).

Diese Stellungnahme entspricht der Auffassung, daß bei Ver-

trägen, deren Durchführung ein verfassungsänderndes Relchsgesetz
notwendig mach-en würde&quot; die Zustimmung mit der qualifizierten -

Mehrheit des Art. 76 der Reichsverfassung erfolgen müsse &apos;).
Ist diese Auffassung&apos;zutreffend, danhist es nur folgerichtig, wenn

man für den - ganzen, Vertrag die qualifizierte Mehrheit fordert, auch

wenn viel-leicht nurdie Durchführung einer einzigen Bestimmung eine

Verfassungsänderung erfordern würde (vgl. T r i e p e l&apos;, Gutachten
S. 47).

Hervorzuheben ist, daß bei den Diskussionen der Jahre 1929 und
1930 wiederholt zum Ausdruck kam, daß es keine Instanz gebe, die

unabhängig über die Frage der erforderlichen qualifizierten Mehrheit
entscheide.

Bereits bei den Erörterungen über die Verfassungsmäßigkeit des
Gesetzes gegen die Versklavung des deutschen Volkes war die Forde-

rung erhoben worden, eine Instanz zu schaffen, die unabhängig und
autoritativ feststelle, ob ein Gesetz verfassungsändernd sei oder nicht

,(Abg.eordneter 13 r e d t, Verhandlungen d. Reichstags IV 1928, Bd. 426,
S. 3301 f.), damit &quot;mit dem Jonglieren über verfassungsändernde Ge-
setze im Reichstag einmal&apos; aufgehört werde&quot;. In seiner Erwiderung,
,scheint der damalige Reichsinnenminister S e v e r 1 n g von der- An-
sieht ausgegangen zu sein, daß die Reichsregierung die Verfassungs-
mäßigkeit bzw. Verfassungswidrigkeit der Gesetzentwürfe festzu-
stellen habe (vgl. seine Ausführungen a. a. 0. S. 3335). Andererseits
war z. B. der Abgeordnete v o n L i n d p i ti e r - W,1 1 d a u (Sitzung
v. 12. März 1930, Bd. 427,. S. 4384) der Auff.assung,daß &quot;eine Zufalls-

.mehrheit des Parliaments das Recht hat, darüber zu entscheiden, ob

die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für die Legalität eines Ge-

setzgebungswerkes. erfüllt sind oder nicht&quot;.

Diese Meinung dürfte allerdings nicht richtig sein. Anläßlich der

Reichstagsdebatten über die Zustimmung zu den Locarnoverträgeil

&apos;) Vgl. Poetzsch-Heffter, a. a. 0. S. 222; Triepel, Gutachten
S. 47.
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war die Frage der Notwendigkeit eines verfasSungsändernden Ge-
s,etzes gleichfalls aufgeworfen worden vgl. Sten. Berichte-, Wahl-
perlode 1924 Bd. 388, S. 4500, 4547, 4573, 4585-, 4642 f., 4646). Auch
hier hatte Idie Regierung die Frage mit zum &apos;feil nicht sehr durch-

schlagender verneint. Bei der Schlußabstimmung ergab
.sich nur eine einfache, Mehrheit. Auf die Beinerkung des Abgeord-,
neten v o n G r a e f e, daß das Gesetz also abgelehnt sei,. erklärte der
Relchstagspräsident L oe be (a. a. 0. S. 4655.) wörtlich:

&quot;Ich stelle diese Tatsache&apos; (daß die Voraussetzungen des
Art. 76 der Reichsverfassung nicht erfüllt seien) fest, ohne zu der
Frage der Vetfassungsmäßigkeit des Gesetzes&apos; Steliüng zu

nehmen.&quot;

In der Tat ist zur Entscheidung darüber, ob eine Verfassungs-
.anderung .,durch den Vertragsabschluß erforderlich wird, nicht&apos; der
P,eichstag, sondern der Rei chsp räsi dent berufen, genau

wie er bei sonstigen Gesetzen nachzuprüfen hat, ob die verfassungs-
rechtlichen Voraussetzungen ihrer Gilltigkeit vorliegen. Ist er der
Meinung, daß die einfache Mehrheit zur Annahme des Zustimmung-s-
gesetzes nicht -ausreiche, so kann er daraus einen Grund herleiten,
.den Vertrag nicht zu ratifizieren. Daß eine Prüfung,der Verfassungs-
mäßigkelt des Gesetzes durch den Relchspräsidenten stattzufinden
.hat, ist-nicht zu bestreiten. In seinem an den Peichskanzler gerichte-
ten Schreiben vom 18. März 1930 hat der Reichspräsident von. Hin-
denburg ausdrücklich darauf hingewiesen und ausgeführt (vgl. Eu&apos;ro-
päische Gespräche 1930 S. 221):

&quot;Aus dem gestrigen Vortrag des Herrn Reichsjustizministers
und der mit ihm bei mir erschienenen Herren habe ich die Über-
zeugung gewonnen, daß gegen das vom Peichstag verabschie-
dete Zustimmungsgesetz zum deutsch-Polnischen Liquidationsab-
kommen verfassungsrechtliche Bedenken nicht bestehen. Ich
habe gelegentlich des mir erstatteten Berichtes auch Kenntnis
,davon genommen, daß Pechtsgutachter, welche die Pegierungs-
vorlage als verfassungsändernd ansahen, jetzt ihre Bedenken als
behoben erachten, nachdemder Peichstag inder Entschädigungs-
frage eine von der ursprünglichen Vorlage abweichende Regelung
,beschlossen hat. Demgemäß habe ich nunmehr das Gesetz über
die Abkommen zur Regelung von Fragen des Teils X des Vertra-
ges von Versailles ausgefertigt und, zur Verkündung an das
Reichsgesetzblatt weitergeleitet.&quot;

Die eigentliche Frage, ob, unabhängig von der Form des
Gesetzes und der Verquickung mit dem Transformation.sakt, die Zu-
stimmung der qualifizierten Mehrheit des Art. 76 bedarf, kann bei der
gegenwärtigen Praxis nur dann auftauchen, wenn nach Annahme des
Zustimmungsgesetzes mit einfach-er Mehrheit der Relchspräsident aus

außenpolitisc,hen Gründen d Wunsch hat, den Vertrag zu ratiii-
zieren, obwohl auch nach seiner Meinung ein verfassungsänderndes
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Gesetz;- zur Durchführung des- Vertrages erforderlich wäre. Diese,
Frage ist bisher nur einmal erörtert worden, dürfte wohl auch in Zu-
kunft, nicht an die Öffentlichkeit kommen. Anläßlich der&apos; Debatten-
über die Dawesgesetze hat in der Peichstagssitzung vom 25.August
1924 (Sten. Berichte Bd. 381, S. 833) der damalige Abgeordnete
Dr. C.u r t,1 u s sich folgendermaßen geäußert:

&quot;Es scheint mir außer Zweifel, daß eine, überwältigende,
wenn auch einfache Majorität für alle Gesetze und das Schluß-
protokoll, mit Ausnahme- des Eisenbahngesetzes, im Peichstage
zu haben ist. Wird das Eisenbahngesetz nicht mit der nötigen
verfas:sungsmäßigen Mehrheit durch den Reichstag gebracht, so,

besteht an sich - ich weiß nicht, ob,das allgemein bekannt ist --

die Möglichkeit für den Peichspräsidenten gemäß Art. 45 der-
Peichsverfassung, das Schlußprotokoll in London vollziehen zu

lassen. Es bleibt-dann-nur noch das Eisenb-afingesetz als solches;
in der Schwebe, d. h. die Peparationskommission wird naturge-
mäß die Inkraftsetzung des Dawesplanes nicht aussprechen und
die Fristen für die wirtgchaftliche und militärische Räumung be-
g,innen nicht zu laufen. Es wird dann notwendig, daß die Zwei-
drittelmajorität für *das Eisenbahngesetz nachgeholt wird.&quot;

.Be1andlung der Staatsverträge im Reichstag.

Für die Behandlung der dem P&quot;eichstag vorzulegendün Staats-

verträge bestehen einige Sonderregeln. Da auch die Zustimmung
des- Reichstages gemäß Art. 45 Abs. 3 nach ständiger Praxis in Ge-
setzesform gekleidet wird, sind diese für beide Fälle, Art. 45 Abs. 2

und 3, dieselben.
!)le Gesetzentwürfe, die stets Peglerungsentw sind, werden

zunächst dem Relclisrat, vorgelegt und erst, nachdem dieser zuge-

stimmt hat, dem Reichstag&apos;). Daß dadurch ein späterer Einspruch
des. Reichsrats nicht ausgeschlossen ist, wurde bereits erwähnt.

In § 36 der Geschäftsordnung für den Reichstag vom 12. Dez..
1922 in der neuen Fassung vom 31. März 1931, wie auch sopstdurch-
weg, werden die Staatsverträge neben den Gesetzentwürfen genannt
und eine dreimalige Beratung derselben an,-,eo

Nach § 37 dieser Geschäftsordaung sind Änderungsanträge zu

Staatsverträgen überhaupt nicht zulässig. Streng genommen kommt

ein solcher Änderungsantrag schon deswegen nichtin Frage, weilder

P&quot;eichstag sich mitdern als solchem garnicht direkt be-

schäftigt, sbadern nur im Zusammenhang mitdern Gesetzartikel, der-

die Zustimmung ausspn,*cht.

11) Gemeinsame Geschäftsordnunz der Reichsministerien, Bes. Teil 1929, § 37,
3- &quot;Gesetzesvorlagen, die sich auf Verträge mit fremden. Staaten beziehen, hai
neben dem federführenden Ministerium stets das Auswärtige Amt miteinzubrin-
gen. Ausnahmen sind nur in besonderen Fällen mit Zustimmung des Reichsmini-
sters des Auswärtigen zulässig.&quot;.
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So ist auch § 42 Satz 2, der bestimmt, daß über Staatsver-

träge nur i- m g a n z e n abgestimmt werden
- kann, nur so zu ver-,

stehen, daß der Relchst,ag seine Zustimmung nicht teilweise versagen,

.leteilweise erteilen kann. Das bedeutet aber nicht, daß über den d&apos;
Zustimmung enthaltenden Gesetzentwurf nur im ganzen abgestimmt
werden könne. Ebenso, ist es idurchaus möglich, daß Bestimmungen
dieses Gesetzentwurfes Änderungen erleiden.

Und schließlich ist auch die Bestimmung des § 46, wo-nach über

Staatsverfräge keine besondere Schlußabstimmung stattfindet, nicht&apos;
so zu verstehen, daß Über das Zustimm-ungsgesetz keine Schlußab-

stimniung stattfindet.

Publikation der Verträge.

Ist das Gesetz über, den Staatsvertrag angenommen, so wird es

ivie jedes andere Gesetz vom Reichspräsidenten ausgefertigt und ver-

öffentlich, sobQld feststeht, daß der Reichsrat keinen Einspruch er-

hebt. Da das Gesetz binnen Monatsfrist verkün sein muß und der

Vertrag, der es erforderlich machte, als Anlage beigefügt wird, so

kommen häufig Verträge im ]Reichsgesetzblatt zum Abdruck, die

völkerrechtlich noch nicht in Kraft getreten sind.

Irn übrigen ist die Publikationim Relchsgesetzblatt verfassungs-
rechtlich nicht vorgeschrieben. Doch sind diesbezügliche Verein-

barungen mit dem Vertragsgegner zulässig.. Mitunter finden,sich auch

in den Verträgen Bestimmungen welcher Weilse die Be-

kanntmachung zu erfolgen hat. So heißt es z. B. in dem Vertrag
zwischen dem Deutschen Peich und dem Königreich Ungarn zur Aus-

gleichung der in- und ausländischen Besteuerung vom 6. November

1923 (]RGBL 1925, 11, S. 641) in Art. XVI Abs. 2:

&quot;Der ratifizierte Vertrag wird in jedem der beiden Staaten in

der amtlichen Gesetzsammlung in beiden authentischen Texten

veröffentlicht werden.&quot;

Eine ähnliche Bestimmung findet sich in Art. 7 des Vertrags zw!-

schen. dem Deutschen ]Reich und der Tschechoslowakischen ]Republik
vorn 25. März 1927 (ROBI. 1927 11, S. 1121). Auch hier ist die Ver-

öffenilichung kein Gültigkeitserfordernis, sondern Erfüllung&apos;einer
gültig- abgeschlossenen Vertragsverpflichtung.

Über die Veröffentlichung der Verträge etc. bestimmt § 69 der

gemeinsamen Geschäftsordnung der ]Relichsministeirien, Besonderer

Teil (1929):
Jm Peichsgesetzblatt werden veröffentlicht:

mit auswär*tigen Mächten abgeschlossene, zu veröffentlichende,
Verträge, sowie Bekanntmachungen über die Ratifikation solcher

Verträge.&quot;
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ir
in einer Anmerkung dazu heißt es, daß die Veröffentlichung im

P,eichsrninister!.alblatt oder im Peichsanzeiger ausreiche, faIls bel
bloßen P,..egierungs- und &apos;Verwgliungsabkornmen keine- Beschlußfas-
sung der gesetzgebenden Körperschaften und keine Ratifikation durch
den ReiChspräsidenten stattgefunden habe.

Besonders wichtige, die. Öffentlickkeit interessierende Verträge
werden gelegentlich, auch wenn, sie noch der Zustimmung des Reichs-
tages unterliegen, schon vorher ganz oder teilweise im nichtanitlichen
Tell des Reichsanzeigers publiziert mit dem Hinwels daraui, daß der

Vertrag noch -der Zustlimmung des Reichstages bedarf. Später findet
dann noch einmal die Veröffentlichung im Peichsg.,esetzblatt zusam

men mit dem Zustimmungsgesetz statt.

Staatsrechtliche Bedeutung des Art. 45 Abs. 2 und 3.
/

Die staatsrechtliche Bedeutungdes nach Art, 45 Abs. 2 erforder-
lichen Reichsgesetzes und der nach Art. 45 Abs. 3 geforderten Zu-
stimmung ist nach dem Gesagten klar.

Der Rcichspräsident darf trotz seiner gemäß Art. 45 Abs. 1 ganz
allgemeinen Vertretungsbefugnis ohne das Vorliegen eines Relichs-
gesetzes wed-er Krieg erklären noch Frieden&apos; schließen, und er darf
ohne die Zustimmung, des Reichstages weder. Bündnisse noch Ver-
träge abschließen, die sich auf Gegenstände der ReIchsgesetzgebung
beziehen.- Mit anderen Worten: Die grundsätzliche Ermessensfrel-
heit,des Reic4,sPräsidenten hinsichtlich der Ausübung der auswärtigen
Gewalt, die die Verfassung ihm verliehen hat, ist in diesen zwei Fällen
,eingeschränkt. Die Wirkung dieser Einschränkung ist aber eine ver-

schtedene.
Durch dien Erlaß des von Art. 45 Abs. 2 geforderten Reichs-

gesetzes Ist auch der Reichspräsident gebun,den. Er ist also ver-

pflichtet, dem Gesetz entsprechend selne Erklärungen abzugeben, so-

bald dieses -,in Kraft getreten ist&apos;). Er verfügt gegenüber diem Ge-
setzesbeschluß des P&quot;eichstages über keine weiteren Befugnisse, als
ihm gegenüber anderen Gesetzesbeschlüssen des Reichtages zu-

stehen. Er hat das Gesetz gemäß Art*70 auszufertigen und binnen
Monatsfrist zu verkünden, wobei er auf eine Prüfung,des Gesetzes.-
beschlusses bezüglich, des verfassungsmäßigen Zustandlekommens
desselben beschränkt ist. Daraus ergibt sich, daß er nicht vor dem

Inkrafttreten des Gesetzes, sondern frühestens gleichzeitig damit die
auf Grund des Gesetzes erforderlich gewordene Erklätung abgeben
kann. Seiner Entschließung bleibt lediglich vorbehalten, wann er das

Vgl. H e ck e 1, a. a. 0. S. 220; P 0 e t z s c h,- H e f f t e r S. 218/19; A n-

Ischütz, a. a. 0. S. 261; Schücking, a. a. 0. S. 43; Pohl im Handbuch
des Deutschen Staatsrechts Bd. 1, S. 493.
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Gesetz - natürlich nur innerhalb des in Art. 70 vorgesehenen Zeit
raums von einem Monat - verkünden und damit -in Geltung setzen,
will. Praktisch kann er natürlich, eine- von ihm alis unzweckmäßig er-

,achtete Erklärung hinausschieben und damit Kriegserklärung und
,Friedensschluß dadurch veThindern, daß er Innerhalb, eines, Monats
Volksentscheid nach, Art. 73 der Verfassung herbeiführt. Ist.aberdas.
Gesetz in Kraft getreten, so wird der Peichspräsident die danach&apos;er-7
Iorderlichen Erklärungen unverzüglich abgeben müssen; er darf dann,
.nicht mehr ein-en ihm geeIgneter erscheinenden Zeitpunkt abwarten.

AndersIm Falle des Art. 45 Abs. 3. Die Zustimmung des Reichs--
&apos;tags bedeutet keIne Verpflichtung des Reichspräsidenten, :den Vertrag
In der vorgelegten Form nunmehr endgültig abzuschließen. Er kann :

,auch bei Abschlußberelitschaft des Vertragsgegners die Ratifikätiorr
und die sonst zur Inkraftsetzung erforderlichen Akte hinausschieben
oder überhaupt unterlassen, &apos;wenn ihm dies aus allgemeinen außen-
politlischen Gesichtspunkten -zweckmäßig erscheint&apos;), er, kann neue
Verhan:,dIungen. mit dem Zweck der Abänderung des vorläufigen Ent- :
wurfes anknüpfen&apos;, wobei er dann n.ur eventuell den geän,derten Ent-&apos;
wurf erneut vorzulegen hat. Mit anderen Worten: Die ZustimmunZ -

bedeutet le,diglich eine Ermächtigung des Reichspräsidenten zum Ab-
schluß des von ihm geplanten Vertrages.

Daran wird nach der &apos;herrschenden Lehre dadurch nichts geän--
dert, daß die Zustimmung in Gesetzesform gekleidet wird, sodaß das
Gesetz seinem Wortlaut nach vollkommen mit dem übereinstimmt,.
auf Grund dessenein-Friedensvertrag unter Umständen unterzeichnet
wird-. Trotzdem ist in letzterem Falle, der Peichspräsident zum Ver-
tragsabschluß durch das Reichsgesetz verpflichtet, im ersten Falle
nur ermächtigt. Wollte man au&amp; in den Fällen des Art. 45 Abs. 3.
denP,als gebunden ansehen, so hätte der Reichstag-
die Möglichkeit, durch entsprechende Zustimmungsgesetze dem
P,eichspräsidenten bestimmte völkerrechtliche Akte vorzuschreiben p,.,
und so direkt in die Führung der Außenpolitik einzugre-!fCn, insbesoll- &quot;,Z. I

dere dann, wenn es sich um den,Beitritt zu multilateralen Vertra 2&apos; 1

geil

handelt, bei denen die Ausarbeitung Textes ohne Mitwirkung der 5

deutschen Stellen erfolgt -ist.

H.tier ist nun die- Frage zu prüfen, welches Orzan nach deutschem
Staatsrecht im Zweifel darüber zu entscheiden hat, ob ein Vertrag
der Zustimmung des Reichstages bedarf. Nur dieser Fall kann überm-

Heckel,a. a. 0. S. 2,21; Kraus, a. a. 0. S. 356:&quot;,Der Reichspräsident
bleibt auch im Falle erfolgter Zustimmung des Reichstages zu genehmigungsbe-
dürftigen Verträgen immer noch frei, ob er die betreffenden Verträge ratifizieren
und damit ihrevölkerrechtliche Verbindlichkeit für Deutschland herbeiführen.w.ill
oder nicht.&quot;. H a t s c h e k, a. a. 0. S. 501-.
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haupt zweifelhaft sein, während der Charakter eines Vertrages als
Friedensvertrag sich ohne weiteres aus seinem Inhalt feststellen läßt.

Es wurde schon oben betont,&apos;,daß das zur innerstaatlichen Wil-
JensbIldung bezüglich der völkerrechtlich erheblichen Erklärünigen,
berufene Organ der Reichspräsident ist, und daß Art. 45 Abs. 3 nur

eine Beschränkung dieser Funktionfestsetzt. Ob die Zustimmung des

Reichstags erforiderfic ist, entsc ei aher mangels -einer beson-
deren Verfassungshestimmung der Reichspräs.Ident. Soweit er nicht
selbst die Verträge abschließt, erteilt er die erforderlichen Vc&gt;ll-

machten; er muß also schon dann prüfen, ob es sich bei dem beab-

sichtigten Vertrage um Gegenstände handelt, die in das Gebiet der,

Reichsgesetzgebung fallen. Diese Prüfung kann allerdings nur eine

provisorische süin, solange der Text des Vertrages selbst, nichtJest-
b mu

-

des Reichstages insteht. Ergibt sich da, ei, daß eine Zustim ng

Frage ko&apos;minen könnte, so darf die Vollmacht nur vorbehaltlich, der

Ratifikation erteilt werden.
Es bleibt in jedem FaIle dem Reichspräsidenten überlassen, zu

bestimmen&quot;, ob der Vertrag mit Ratifikationsvorbehalt abzuschließen
ist oder nicht. Daß er nur Verträge mit diesem Vorbehalt Schließen,

dürfe, ist bisher von keiner Seite behauptet worden. Diese erste wich

tigste Entscheidung fiegt also, auch staatsrechtlich beim Präsidenten.

Schwierigkeiten könnten nur die sogenannten P,.e.,gieruijimMk-om-
men sowie die Verwaltungsabkomffien bereiten, die beid-e-AWh der

Verfassung keiner besonderen Behandlung unterliegen. Wemi sich
das. Reich dabei einer völkerrechtlichen Ühung entsprechend verhält
und unter der oben angegebenen Auslegung der Bestimmung des
Art. 45 Abs. 1 für den Abschluß dieser Abkommen die Bevollmächti-

gung durch den Minister des Auswärtigen oder den zuständigen
Ressortminister als ausreichend angesehen wird, so bleibt jedenfalls
verfassungsrechtlich, der Reichspräsident auch hier die letzte Instanz,
der die Kontrolle des. Verhaltens, der P, obliegt, die

er sich dadurch sichern muß, daß er sich rechtzeitig über die geplan-
ten Verhandlungen &apos;) und über ihren Stand orientieren läßt und so die

Möglichkeit behält, darauf zu wirken, daß nach seiner Meinung zu.-

stimmungsbedürftlige Verträge nur mit dem Patifikationsvorbehalt ab-

-geschlossen werden. Nach der Verfassung muß ihm auch in diesen
Fällen die letzte Entscheidung zukommen. Diese Auffassung wird
auch in der&apos;Praxis anerkannt. Darüber hinaus kann er, gegebenen-
.falls sich selbst den Abschluß des Vertrages-bezw. die txteilung der

Vollmacht vorbehalten.
Sind Vertrage und Abkommen mit Patiflkationsvorbehalt.,abge-

&apos;) Vgl. Gemeinsame Geschäftsordnung der Reichsininisterlen. Allg. Teil
(1927) § 106 Abs. 2: &quot;Der Reichspräsident ist zu, unterrichten, bevor Verhand-
lungen eingeleitet werden, die vertragliche Abmachungen bezwecken.&quot;
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schlossen, dann besteht die Möglichkeit, vor der endgültigen Bin-,

dung, die durch die Ratifikation erfolgt, die Zustimmung des Reichs-
tages einzuholen.

Ob die Zustimmung des Relühstags erforderlich. ist, entscheidet
endgültig der Reichspräsident und zwar spätestens bei der Vorlage
des Textes zur Ratifikatlon. Ist er der Mei,nung, daß eine Zustim-

mnn,g des Reichstagies nicht erforderlich sei, so -gibt eskeine Instanz,
die rechtlich eine Vorlage an den Reichstag anordnen und durch-
setzen könnte. Einie gegebenenfalls zulässige Anklage vor dein

Staatsl--,erichtshof kann ihrer Natur nach erst in Frage kommen, wenn

eine Verfassungsverletzung bereits vorliegt. Damit liegt die Entschei

dung darüber, ob verfassungsmäßig alles in Ordnung ist, beim Relchs-
präsidenten, der eine ähnliche Stellung hat wie bei der Nachprüfung
der Gesetzesbeschlüsse auf ihr verfassungsmäßiges Zustandeko-m-

men; der Unterschied filegt darin, daßder Gesetzesbefehl den eigenen
Staatsangehörigen gegenüber durch,die Publikation ini Reichsgesetz-
blatt erklärt wird, während die Patitikationserklärung durch Ober-
sendung der Urkunde dem ausländischen Staat ge-enüber abgege&quot;
ben wird. Durch diese letzte nicht anfechtbare Entscheidung über

das Vorliegen der durch die Verfassung aufgestellten Erfordernisse

das Zustandtkominen der Verträge,- die dem Reichspräsid..enten
dergleichzeitig -der völkerrechtliche Repräsentant des Reiches ist, zu&apos;

gewiesen ist, wird die`Einhelt- nach außen auch staatsrechtfich her-

gestellt.
Nur für den Fall einer schuldhaften Verletzung der kechte des

P,eich&apos;stages wäre dieser berechtigt, den Reichspräsidenten und den

Minister, der durch die Gegetizeichnung die Verantwortung über-

nommen hat, vor dem Staatsgerichtshof fur das, Deutsche Peich we

gensVerletzung der Relchsverfassung agzullagen (Art.
59). Es kann sich dann aber nur um den Fall eines offenen Verfas-

sungsbruchs oder eines offenen, Ermessensmißbrauchs handeln, sei

es, daß der Reichspräsidenteinen offensichtlich zustimmungsbedürf-
tigen Vertra&apos;g ohnie Zustimmung oder trotz verweigerter Zustimmung
des, Reichstages&apos;ratifiziert, sei es, daß er einen Friedensvertrag rati-

fiziert, ohne den Reichstag zu befragen oder obwohl das nachgesuchte
Reichsgesetz nicht zustandegekommen ist. Es würd aber dann die

Verfassungswidrigkeit seines Handelns noch von einer Untersuchung
der Frage abhängen, ob und inwieweit der Reichspräsident sich auf

Art. 48 der Reichsveriassung zur Rechtfertigung seines Verhaltens

berufen kann. Der Staatsgerichtshof könnte unter Umständen den

Reichspräsidenten für verfassungswidrig erklären; er könnte

aber, da er lediglich deutsches innerstaatliches Recht anzuwenden

hat, nicht seine völkerrechtliche Nichtigkeit feststellen; jedenfalls
würde eine solche Feststellung, wenn sie doch getroffen würde, für

http://www.zaoerv.de
© 1933, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


360 Schmitz

die Völkerrechtliche Gültigkeit ohne Bedeutung sein. Ob eine Ha,nd-

lung völkerrrechtlIch-gültlig ist oder nicht, kann nur dann von staats-

rechtlich bedeutsamen Tatsachen abhängen, wenn der Tatbestand

..ebenfalls völkerrechtlich. erheblich Ist.

&quot;,&apos;Völkerrechtliche Bedeutung des Art. 45 Abs. 2und 3.

Für die herrschende Meinung&apos;) steht &apos;allerdings fest, daß ein

vom ReichspräsIdenten abgeschlossener Vertrag der in Art. 45 -Abs.
2 und 3 bezeichneten Art völkerrechtlich nicht gültig ist,&apos; solange nicht
die Zustimmung des Reichsfags -bezw.* ein Reichsgesetz vorliegt&quot;
.daß also seine alIgemeine Vertretun:zsbefuznis nach Art. 45 Abs.A

-ist 2).völkerrechtlich beschränkt,--,-&quot;,
Diese Meinung beruft sich, auf die EntstehungsgeschIchte- der-

fraglichen Bestimmungen. Über die Bedeutung des. Art. 11 der alten

Reichsverfassung, auf die Art. 45 Abs. 3 zurückgeht, herrschte-Streit.,
Die überwiegende, insbesondere von L a b a n d vertretene Meinung er-.

kannte der Zustimmung -
des Reichstags nut staatsrechtliche Bedeu-

tung zu, sodaß der Kaiser ohne&apos; diese das Reich völkerrechtlich.. bin-,
dendü Verträge abschließen konnte. Da nun dieser kaiserlichen
Machtvo,1,1,kommenh!e&quot;,it nach&apos;außen nicht dieselbe Einheit der- Macht-
fülle, nach -innen gegenüberstand, ergab sich die Möglichkeit, daß der

Reichstag in eine Zwangslage dadurch versetzt wurde, daß beim Vor-

,liegen eines gültigen völkerrechtlichen Vertrages die zur Erfül:lung-
notwendigen innerstaatIfchen Gesetzesakteii
geführt, werden mußten, sollte nicht das Reich sich schadensersatz-

pflicht.ig Machen. Diese&apos;Möglichke,. wollte der Verfassung-sausschti13
von 1919 vermelden man war sich bei der.Schaffung der Bestim?-
mungen sowohl,des Abs. 2 wie des Abs. 3 des Art. 45 darüber einig,
daß d4rc.h&quot;, beide &apos;auch die völkerrechtliche-Nertretungsbefugnis des

Reichspräsidenten beschränkt werden sollte). Besonders klar war

in dieser Hinsicht die viel zitierte Äußerung des Üamaligen Reichs-.
inn.enministers Dr. P. r e u ß (a. a., 0. S. 282):

9.Ein internationaler Vertrag ist entweder gültig oder ungül-
tig; er kann nicht völkerrechtlich gültig, aber staatsrechtlich-unm.

1 gültig sein.&quot;

II. 1) Anderer Meinung ist S c h i 11 c r&quot; a. a. 0. S. 41 ff.
2) Vgl. z.B.Hatschek, a. a. 0. S. 485; Schücking, a. a. 0. S.43-,

K r a u s, a. a. 0. S. 348. Vgl. bezüglich der ganzen Frage S c h o e n, Wörterhuch
des Völkerrechts, v. Staa,tsverträge Bd. 11 S. 658 fi.

3) Daß dieses Ziel, auch wenn man sich der Auffassung des Verfassungs-
-ausschusses anschließt, durch die jetzige Fassung des Art. 45 Abs. 3 nur unVoll-
Ikommen erreicht wird, ergibt sich aus dem oben über das Wesen der Zustimmung
Ausgeführten.

1

4), Vgl. Berichte der verfassunggebenden deutschen Nationalversammlunz
Nr. 21 Bericht tu, Protokolle des -8. Ausschusses (2,5.&quot;Sitzung vom 8-. April 19-19&gt;
S. 280 ff.
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Die..Verteidiger der herrschenden Ansicht haben also zweifellos
die EntstehungsgeschIchte für sich. Das ist aber auch eigentlich
alles, was- zur Begründung der herrschenden Lehre angeführt wird.

Die Verweisung auf die Entstehungsgeschichte ist nun aber je-&gt;
denfalls ein Zeichen dafür, daß der Text als solcher auch eine andere
Deutung zuläßt. Nur K r a u s (a. a. 0. S. 349) glaubt aus Text
selbst die völkerrechtliche Erheblichkeit der Zustimmung des Relchs-
tages nachweisen zu können. Er m-eint, nur so könne das Dasein des
sonst überflüssigen Abs. 3 überhaupt erklärt werden. Das Ist nun,

zweifellos nicht richtig; es ist ebenso gut denkbar, daß Abs. 3 nur

die staatsrechtliche Seite regelt, die Vertretungsbieftignis nach außen
aber über nicht berührt. Dafür spricht vor allem, was auch die
herrschende Auffassung zugibt, daß die Zustimmung des R,
keinen Teil des völkerrechtlichen Rechtsgeschäfts ausmacht.; Man
vergleiche z. B. A n s c h ü t z, a. a. 0. S. 263 f.:

&quot;Die Zustimmung des P,-eichstages ist zwar nicht Bestandtell
der Patifikation (der Reichstag ist wie nach altern, so auch nach
neuem Staatsrecht nicht Teilnehmer des Ratifikationsakts), wohl
aber Voraussetzung ihrer Gültigkeit.&quot;

Dasselbe gilt von dem durch Abs. 2 vorgeschriebenen Peichs-
gesetz. Es handelt sich in beiden Fällen um rein interne Vorgänge,
die nach außen hin in keiner Weise in die Erscheinung treten, abge
sehen von der in neuerer Zeit üblich gewordenen Erwähnung in der
RatIfikationsurkunde.

K r a u s meint weiter, daß für die herrschende Ansicht &quot;die Z*-
I sammenbehandlung von auf Gegenstände der Reichsgesetzgebung

bezüg.1,ichen Verträgen mit Bündnissen&quot; spreche:
&quot;Denn bei Bündnissen ist es ganz offensichtlich, daß Art. 49&apos;

Abs. 3 nur auf ihren völkerrechtlichen Abschluß zielen kann. Es
ist kein Grund vorhanden, warum und in welcher Hinsicht die
auswärtige Reichsverwaltung durch Art. 45 Abs. 3 auch inn
staatlich beim Abschluß von Bündnissen, die eminent&apos; verwal-
tungsrechtlicher Natur sind, habe gebunden werden sollen.&quot;

Dieses &quot;vielleicht wichtigste&quot; Argument zugunsten der herrschen-
den Lehre ist nicht recht verständlich. K r a u, s meint wohl, daß die
gleiche rechtliche Behandlung beider Fälle aus denselben Gründen
erfolgt sein müsse. Ganz abgesehen davon, daß es ganz von der Art
des Bündnisses abhängt, ob es nicht auch. gesetzgeberische Maßnah-
men notwendig macht, ergibt sich gerade aus der Nebeneinander-
stellung von Verträgen und Bündnissen, daß ihre GleIchbehand.lung
auf Verschiedenen Gründen beruht. Übrioens beweist auch die von

der herrschenden Meinung zitierte Vorgeschichte, daß &quot;die Bünd-
nisse&quot; nachträglich und aus ganz. anderen Erwägungen in Abs. 3
rieben den Verträgen, die sich auf Gegenstände- der Reichsgesetz-

Z. ausl. öff. Recht u. Völkerr. Bd. 3, T. x: Abh. 26
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gebung beziehen, Erwähnung gefunden haben (Protokolle a. a. 0.

S. 283).
Ese somit sicher, daß für die herrschende Auffassung,

derText der Reichsverfassung einen durchschlagenden Beweis nicht
enthält..

Wenn,K r a u s (a. a. 0. S. 349) meint, daß die herrschende Meim

nung durchaus nichts völkerrechtliches impliziere, so kann dem nicht

ohne. weiteres zugestimmt weirden-

Auszugehen ist von. dem Fall des vorbehaltlosen Abschlusses

I
eines völkerrechtlichen Vertrages. Dieser wird im allgemeinen in der

Literatur nicht erörtert, obwohl gerade dabel deutlich wird, daß&apos; die,
herrschende Meinung nicht richtig sein kann. Daß der Peichspräsi

II dent Verträge ohne ein-en Pat-ifikationsvorbehalt abschli kann,
ist nicht, zu bestreiten. Gerade die Vereinbarung dieses Vorbehalts

aber beweist, daß der ohne einen solchen abgeschlossene Vertrag völ-

kerrechtlich bindend ist. Was hätte der Vorbehalt. für einen Sinn,
wenn der Vertrag ohne die Zustimmung des Reilchstag völkerrecht-

lich doch nicht perfekt werden könnte?

Der Vorbehalt der Ratifikation besagt nun aber nicht, daß die

gesetzgebenden Körperschaften zustimmen sollen, geschweige daß

eine Verpflichtung zur Elnholung dieser ZU&apos;stimmunig übernommen,

wird, sondern,nur, daß das Staatsoberhaupt, d. h. der völkertechtliche

Repräsentant, noch einmal ausdrücklich &apos;erklären muß,&apos;,daß er das Er-

gebnis der Verhandlungen, das in dem Vertragsentwurf schriftlich

fixiert worden ist, namens des von ihm vertretenenStäates akzeptiere
und diesen zur Erfüllung verpflichte. Nur von dieser Erklärung dem

Vertragsgegner gegenüber wird das Zustandekommen des Vertrages
abhängig gemacht.&apos; Es ist richtig, daß dieser Vorbehalt meist ver-

anlaßt wird durch die staatsrechtliche Notwendigkeit, die Zustimmung
des Parlaments einzuholen; doch kann er auch dar-auf beruhen, daß

man das Ergebnis der Verhandlungen und die endgültige Formulle-

rung des Vertrags, die unter. Umständen von den gehegten Erwartun-,

gen erheblich abweichen, noch einmal überprüfen will, um nicht durch

einen ve&apos;rfrühten definitiven Abschluß die Einheitlichkeit der Politik

zu gefährden. %s-internzur Willensbildung, die nach außen hin

in der Erklärung des verfassungsmäßig berufenen Repräsentanten
ihren Ausdruck -findet, erforderlich ist ist völkerrechtlIch gesehen

o. 1 gleichgijItig. Es ist Sacheder Verfassungen der einzelnen Mitglielder
der Völkerrechtsgem6inschaft, vorzuschreiben, welche Stellen sie

durch ihre Erklärung,-en völkerrechtlich. binden können.

Es wäre durchaus denkbar, daß die Verfassung-en nur die ge-

-meinsam,e Erklärung mehrerer &apos;Organe als völkerrechtlich relevant

&quot;ansehen.- Solange das aber nicht der Fall ist, kann nicht die völker-

rechtliche Gültigkeit ein-er Erklärung von einem, rein internen Vor-
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gang abhängig gemacht Werden, der sich der Kontrolle durch den

Vertragsgegner unter Umständen entzieht. Das könnte z. B. sehr:,
wohl dann der Fall sein&quot; wenn einem Vertrazeine Reihe von Noten

beigefügt sind, von,-denen, der oben geschilderten. Rechtslage zu-

wider, ein Teil dem Reichstag nicht vorgelegt worden ist. Die
herrschen-die Lehre von der völkerrechtlichen Wirkung der Zu-

stimmung müßte hier zu merkwürdigen Ergebnissen kommen; denn
es würden nicht nur, sc&gt;weit eine Zustimmung,des Relchstazes zu -dem
Notenwechsel nicht erloIgt, die darin getroffenen Vereinbarungen un-.

wirksam sein, sodaß weder das Reich gehalten, wäre, -.die darin fest-
gesetzten Verpflichtungen zu erfüllen, noch die Gegenpartei an die
-von ihr übernommenen gebunden wäre, sondern darüber hinaus wür-
,den sich Rückwirkungen auf die Gültigkeit des, Hauptvertrages er-

,geben und die Folge wäre eine ständige- Unsicherheit in- den. inter-
nationalen Beziehungen. S c h,0 e n (a. a. 0. S. 661) glaubt
Schwierigkeiten dadurch ausräumen zu können, daß -er erklärt, der. -

ganze völkerrechtliche Verkehr beruhe notwendig auf Treu und Glau-
ben, und so werdedem Vertragsgegner die Versicherung, daß die von
der Verfassung geforderte Zustimmung des Parlaments erteilt ist, ge-
nügen können. Das läuft darauf hinaus, daß der Vertragsgegner der
Erklärung eines Organs Glauben schenken soll, dem, man, Innerstaat-
lich nicht das Vertrauen daß es verfassungsmäßig

Ihandeln werde. Auf diesem Mißtrauen beruht ja diese Verkennung: -

des Wesens der Ratifikation, die jeglicher rechtlichen Bedeutung
,entkleidet wird.

Es bedarf keiner Ausführungeit darüber, welche verheerende
Folgen es für die Sicherung der&quot; internationalen BeziehtIn-
gen haben müßte, wenn jeder Vertragspartner des Reichs, zunäChst
-sich vergewissern müßte, ob die von seinein Repräsentanten, abge-
gebene Erklärung gültig sei oder nicht. Wenn P r e u ß (Protokolle
.a. a. 0. S. 282) seine Auffassung damit begründet: &quot;das Ausland muß
-unsere verfassungsmäßigen Bestimmungen kennen&quot;, so ist dem ent-

,gegenzuhalten, daß es niit der Kenntnis der Bestimmungen allein
-nicht getan ist, sondern daßeine ganze Reihe schiwierigerÄuslegungs-
fragen gelöst werden müssen, um festzustellen, ob ein -Vertrag der
-Zustimmung des Reichstages bedurft hätte od- nicht. Wenn man

nicht den Reichspräsidenten darüber als letzte verfassungsmäßige,
Instanz entscheiden lassen will und &apos;das will offenbar die herr
schende Lehre nicht, wenn sie. seine Ratifikationserklärung, die doch&apos;
nach pflichtgemäßer PrüftItig der, verfassungsrechtlIchen Lage, abge-
uben wird, nicht als verbindlich gelten, lassen will-, so würde Je
Kompetenzkonilikt zwischen zwei Verfass-ungso,rganen&apos;,_ für die es

innerstaatlich keine Entscheidungsinstanz gibt, zum Gegenstand in-

ternatIonaler Streitigkeiten gemacht werden. Denn, wenn es richtig

26*
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wäre, daß sich das P&quot;eich darauf berufen könnte, daß der Reichsprä-
sident einer Verfassungsbestimmung zuwider einen Vertrag abge-

1 lier in glschlossen habe, -,dann, könnte der Vertragsgeg eicher Weise

sich auf diese Verfassungsbesfimmung berufen, um darzutun, daß!

er an die Abmachungen nicht gebunden sei. Es würde also ein Streit,
der seinem Wesen&apos;nach eine dqmestic altair darstellt und.zur com-

Wence exclusive, ein-es jeden Staates gehört, vor ein internationales,

Forum gebracht werden können. Denn die ihm zu Grunde liegenden
Fragen könnten international nicht mehr einseitigo durch eine Erklärung
irgendeines innerstaatlichen Organes mit binden-der Wirkung für die

Gegenseite gelöst werden, wenn man den, Bestimmungen der Ab-

sätze 2 und 3 des Art. 45 völkerrechtliche Bedeutung belmäße; viel-

mehr würde die Interpretation der Gegenseite dann ebensoviel An-

spruch auf Beachtung erheben konnen. Eine Verschiebung dieses

internen Streites auf das völkerrechtliche Gebiet und damit die. Zu-

lässigkeit einer Einmischung fremder Mächte in innetstaatliche An-

gelegenheiten wäreetwas so außergewöhnliches, daß, ganz abgesehen,
von der Frage, ob die herrschende Meinung,mit dem geltenden Völ-

kerrecht in Einklang steht, einer Verfassungsbestim-mung nicht eine,

Auslegung gegeben werden kann, die einen Verzicht des Staates aut

einen wesentlichen Tell.seiner Unabhängigkeit, die selbständige Regel-
ung seiner Inneren Angelegenheiten, bedeuten würde.

Demgegenüber istdie Frage. der Schadensersatzpfli.cht von unter-.

geordneter Bedeutung. Würde der Relchsprüsident einem fremden

Staate gegenüber eine Erklärung abgeben, die das Pei-ch nicht bindet,
obwohl er als der völkerrechtliche Repräsentant des Peiches anzu-

sehen. ist, dann würde unter Umständen eine Schadensersatzpflicht
des Reiches gegeben sein, das für seine Organe und deren völker-

rechtsg-emäßes Verhalten haftet. Ob dies nur eine Haftung auf das

negative Interesse ist, wie S c h o e n annimmt, kann hier dahinge-
stellt bleib

Wie,dern auch sei, die herrschende Auffassung würde, wenn

mit ihr Ernst gemacht würde, nur dazu führen, die Unsicherheit in.
den internationalen Beziehungen zu vermehren.

Die Praxis hat sich wiederholt über die Bestimmung des Art. 45

Abs. 3 hinweggesetzt, ohne daß behauptet worden wäre, daß die in

Rede stehenden Vdtträge-bis zu der nachträglich durch den Reichstag
Zustimmung nur bedingt gültig gewesen seien. So wird in

der DenkschrIft&apos;zum Entwurf -eines Gesetzes über das am 10. August
1922 unterzeichnete deutsch-amerikanische Abkommen (Verharfdlun-
gen des 1, 1920, Bd. 376, Nr. 5481) zwar ausgeführt, dag

entgegen der Verfassung die Zustimmung vor dem Zeitpunkt des In-

krafttretens nicht eingeholt Worden sei; es wird daraus aber nicht

gefolgert,-daß der Vertrag, noch nicht in Kraft sei:
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&quot;Das Abkommen, das in verschiedener Richtung in private
Rechtverhältnisse eingreift, bedarf gemäß Art. 45 Abs. 3 der
Reichsverfassung der Zustimmung der gesetzgebenden Körper-
scha&apos;fteti. Bei internationalen Abmachungen, die unter diese Ver-
fassungsbestimmung fallen, wird, in&apos; der Regel so verfahren, daß
die Ratifikation vorbehalten bleibt, um die Zustimmung der Kör-
perschaften vor dem endgültigen Inkrafttreten einholen zu kön-
tien. Im vorliegenden Falle hat aus politischen Griinden von die-
sein Verfahren abgesehen werden müssen; Art. VI des Abkom-
mens bezeichnet als Zeitpunkt des Inkrafttretens den Tag. der

&apos;

Unterzeichnung. Die Reichsregierung bittet deshalb, die verfas-
sungsmäßige Zustimmung nachträglich zu erteilen. Außer-dem
wird im Hinblick darauf, daß zur Durchführung des Art. 1 Nr. 3
des Abkommens der Erlaß besonderer Vo,rschriften, insbesondere
solcher prozeßrechtlicher Art, erforderlich werden kann., in dein
Art. 2 des vorgelegten Gesetzentwurfs für die Reichsregierung
die Ermächtigung vorgesehen&quot;diese Vorschriften mit Zustimmung
des Reichsrats zu erlassen.&quot;

Auch die Vertreter der herrschenden Lehre, soweit sie sich.über die
Frage äußern, nehmen an, daß die Zustimmung des Reichstags zu dem

.ganzen Vertrage erforderlich ist-, wenn auch nur eine, Bestimmung sich
,auf einen Gegenstand der Reichsgesetzgebung bezieht. Es, wäre also
.dile Praxis, nach der ein Vertrag teilweise sofort in Kraft tritt und nur

,einzelne Bestimmungen, die der Zustimmung des Reichstajogs bedür-
len, erst nach dem Austausch der Ratifikationsurkunden, nicht nur

verfassungswidrig, sondern der ganze Vertrag würde solange völ
rechtlich ungültig sein, bis die Zustimmung des Reichstags vorliegt.
Beispiele für. diese Praxis sind oben (Umfang der Zustimmung) an-

.gegeben. Ein weiteres Beispiel findet sich ;im lReichsgesetzblatt 1921,
,S. 176. Durch Gesetz vom 14. Februar 1921, das am 23. Februar
1921 in Kraft trat, wurde dem durch Notenaustausch vom 3. März
1020 getroffenen deutsch-französischen Abkommen zugestimMt,
-nach seinem Art. 13 Abs. 2 sofort in Kraft treten sollte, obwohl sich
in Absatz Lmerkwürdigerweise noch ein I?atifik-ati&apos;olnsvo,rbehalt findet.
Die Peichsregierung hat freilich in ihrer Denkschrift (Verhandlungen
,d. verfassunggeb. Deutschen Nationalversammlung Bd. 343 Nr. 2734)
-dem Art. 13 eine andere Auslegung gegeben:

&quot;Mit Rücksicht auf die finanzielle Tragweite der Bestim-
mungen in dem Pensionsabkommen, die zum Teil (zu vgl. Art. 1
letzter Absatz, 4 und 5) in ausdehnender Auslegung, des Art. 62
des Friedensvertrages und auf Grund längerer Verhandlungen im
Vergleichswege zustandegekommen &apos;sind, erscheint die verfas-
sungsmäßige Genehmigung des Abkommens erforderlich. Die Be-
stimmung des Abs. 2 des Artikels ist dahin zu daß das
Abkommen sofort nach dem Austausch der Ratifika.tiönsurkunden
in Kraft tritt.&quot;

Bei den, Auseinandersetzungen über das Wiesbadener Protokoll
und das sogenannte Cuntze-Bemelmans-Abkommen- (RGBI. 1922 11,
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S. 625, 638) wurde der Regierung zum Vorwurf gemacht, daß sie die

Abkommefi ratifiziert habe, ohne die Zustimmung -des P,-eichstags, ein-

geholt zu haben (InterpellatIon A r n s t a d t und Genossen, Verh, d.

Reichstags 1920 Bd. 369, Nr. 2991). Von seiten der Interpellanten.
wurde auf Grund dieser Tatsache die Ansicht vertreten, daß-idie Ab-

kornmen,völkerreChtlich nicht gültig sein würden (Sten. Berichte, Bd.

355, S. 7923 ff.). Im Laufe -der Diskuss (Sten. Ber. S. 7959) hat

der Abgeordnete Emm.I.ngle-r über die Frage, der Gültigkeit die

folgenden, insoweit durchaus zutreffenden, Ausführungen gemacht-.
&quot;Ohne im einzelnen hier in staatsrechtliche Fragen hineinzu-

steigen, glaube ich doch drei Punkte hervorheben zu mussen. E,%

gibt eine völkerrechtliche Bevollmächtigung; diese haben die deut-
schen und die französischen Unterhändler durch ihre jeweiligetr,
Reichspräsidenten ganz zweifellos gehabt. Das steht fest, das.
hat uns der Herr Peichsaußenminister auch bestätigt und infolge-`
dessen ist es zweifellos, Aaß das Wiesbadener &apos;Abkommen sofort
nach Unterzeichnuiig völkerrechtlich gebunden ist. Es gibt ier-
ner eine staatsrechtliche Wirksamkeit,&apos; und der Herr Vertreter,
des Wiederaufbauministeriums, der Herr Sta&apos;atssekretär M ü 11 e r,
hat gestern ausgeführt,&apos;daß der Inhalt des Wiesbadener Abkom-
mens nicht derart gewesen sei, daß es ohne weiteres,dem&apos;Reichs,-
tag unterbreitet. werden müßte und, soweit sich finanzielle Konm
sequenzen daraus ergeben, wäre, es schon sowieso noch vorgelegt
worden. Ich muß zugeben, vom rein formalen Standpunkt aus.

kann man dieser Auffassung beipflichten. Aber neben dieser völ-
kerrechtlichen und verlfassungsrechtlichen Frage besteht auch
eine politische Verantwortlichkeit, und diese hätte verlangt, da3
das Wieshaldener Abkommen schon damals dem Peichstag vor-.

gelegt worden wäre.&quot;

Vereinbarung -der Zustimmung.

Ob -die Zustimmung des Peichstags zur Gültigkeit der int0
na en Verträge,dann erforderlich ist, wenn diesez id irn-Merr
trage selbst erwähnt.ist, kann,übrigens auch noch zweifelhaft ersehel-

nen. Dinn diese Erwähnung geschieht regelmäßig in einer Form, die

die Annahme, das tatsächliche Vorliegen der Zustimmung sel ent-

scheidend - was dann -natürlich den Vertragsgegner zur selbstän-

dig-en Nachprüfung berechtigte -- und nicht vielmehr- die Erklärung
des Reichspräsildenten, mehr oder weniger ausschließt. Die Erwäh-

nung.der parlamentarischen Genehmigung ist vielmehr meist nur, die

Begründung dafür, daß dieI nicht sofort erfolgen kann.

So heißt es-in Art. 13 Abs. 1 der Vereinbarung zwischen, Deutsch-
länd und Frankreich über den Warenaustausch zwischen dem Saar-

beckengebiete und dem deutschen Zollgebiet vom 23. Februar 1928

(PGBI. 1928 119 S. 57):
&quot;Diese Vereinbarung wird ratifiziert werden; der Austausch

der Ratifikationsurkunden soll in Paris stattfinden. Die in dem
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.anderen. Lande etwaerforderliche,Zustimmung dereinen oder
gesetzgebenden Körperschaften soll.sobald als möglich herbei-
geführt werden.&quot;,

Es wird also jedem Teil überlassen zu *beurteilen,- ob eine Zu-

stimmung des Parlaments erforderlich ist.

Ähnliche Klauseln werden von N i s o t (Journal Clunet 1931,
p. 349 ss.) zitiert. Allzu häufig dürften sie sich nicht finden.

Eine staats-, und v.ölkerrechtliche Anomalie -stellt indessen die

Ziffer VI des durch Notenwech vereinbarten vorläufigen Wirt-
sch-aftsabkommens zwischen dem Deutschen Reich und der türki-

schen Republik voln, 13. Dezember 1925 (RG131. 1926 11, S. 173) dar:

&quot;Das !gegenwärtige Abkommen wird vom -deutschen Reichs-
tag ratifiziert werden und sieben&apos;Tage nach dem Tage in Kraft
treten, an dem die deutsche Regierung die türkische Regierung
von der Ratifizierung in Kenntnis gesetzt hat.&quot;

Nicht nur ist&apos;hier der- völkerrechtliche Begriff der Ratifikation
volls verkannt&apos;), sondern die Formulierung erweckt zum min-

desten den Eindruck, daß auch der Reichspräsident, der. Vorschrift
des Art. 45 Abs. 1 zuwider, gänzlich ausgeschaltet wird, indem das

Inkrafttreten des Vertrages Von einer Mitteilung der.Regierung über

die durch den Reichstag abhängig gemacht wird.

Eine in ihrer. Bedeutung davon verschiedene Klausel findet sich

z. B. in Art. 111 des Handelsabkommens zwischen dem Deutschen

Reich und Honduras vorn 4. März 1926 (RG131. 1.926 11, S. 325):
Das gegenwärtige Abkommen soll ratifiziert werden, und

es sollen die Ratifikationsurkunden sobald als möglich ausge-

tauscht würden.
&quot;Das Abkommen soll in Kraft treten eine Woche, nachdem

die, deutsche Regierung und die Regierung von Honduras von der

in beiden Ländern erfolgten Ratifizierung, benachrichtigt sein wen
den. Es soll vom Zeitpunkt seines, Inkrafttretens ab drei Jahre

lang in Geltung bleiben und danach von jedem der vertragschlie-
ßenden Teile jederzeit,mit einer Frist von 12 Monaten gekündigt
werden können.&quot;

Hier handelt es sich! nicht um eine &quot;Ratifizierung&quot; durch den

Relchstag, sondern um die Ratifikation durch den Reichspräsidenten,
die nicht, wie sonst üblich, durch den Austausch der Ratifikations-
urkunden zur Kenntnis des Vertra&quot;gsgegners gebrachtwird, sondern

durch einander entsprechende formlose Mitteilungen- Diese Klausel

ist bei Verträgen mit überseeischen Mächten üblich&apos;), macht aber

den späteren Austausch der Ratifikationsurkunden nicht überflüssig.
..Die Bekanntmachung über:das Inkrafttreten erfolgt dann in einer von

11) Vgl. l vom 9. Februar 1931. Zeitschr. für ausl. öffentliches
Recht und Völkerrecht Bd. III, Teil 2 S. 147.

2) Vgl. Art. XXVII des Deutsch-Japa,nischen Handelsvertrages v. 20. Juli
1927 (P,-CrBI.,1927 II, S. 1087-).
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der üblichen etwas.abweichende-n Form., Manvergleiche z. B.
,Reichsgesetzblatt 1926 11, S. 352:

&quot;Bekanntmachung &apos;über das&apos; Inkrafttreten
-- d&apos;es Handelsabkommens zwischen dem Deut-

schen Reiche u-nd Guatemala, vom 16.Juni1926.
Das am 4. Oktober 1924 unterzeichnete Handelsabkommen

zWischen,dem Deutschen Reiche und Guatemala (RGBL 1925 11,
S. 155) ist gemäß Art. III Abs. 2 des Abkommens am 3. Juni 1926
in Kraft getreten. Die Ratifikationsurkunden sind am 12. Juni 1926
in Guatemala ausgetauscht worden.`

IV. D Ratif ikat-i on der Verträge.

Die Ratifikation ist stets erforderlich, wenn der Vertrag nicht
ohne weiteres&apos;in Kraft treten soll, sondern seine Geltung durch einen
besonderen Vorbehalt von einer besonderen Genehmigung und Ver-

bind,licherklärung durch, die Staatsoberhäupter abhängig gemacht
worden ist. Diese Ratifizierung durch das Staatsoberhaupt wird nur

wirksam, wenn dem Vertragsgegner die darüber ausgefertigte Ur-
kunde übermittelt worden ist oder er von der erfolgten Vollziehung
offiziell durch&apos;die zuständigen Organe - Außenminister oder diplo-
matilsche Vertreter - in Kenntnis gesetzt worden ist.

Wie oben bereits erwähnt, erfolgt die Ratifikation durch den

IZeichspräsidenten auf Grund, der allgemeinen Regel des Art. 45 Abs. 1
der Peichsverfassung. Daß die Patifikation auch in den Fällen vom

lZelchspräsidenten vorzunehmen ist, in denen nach Abs. 2 und 3 des
.Art. 45 die Mitwirkung anderer Organe vorgesehen ist, ergibt sich
sehr deutlich aus dem Text. in Abs. 1 werden als vom Reichspräsi-
denten zu schfießen die Bündnisse und andere Verträge ausdrücklich
erwähnt, die in Abs. 2 und 3 gleichfalls genannt sind. Die Ratifikation
liegt also nicht schon in dem Gesetzesbeschiluß, auch nicht in dem

möglicherweise bereits in Kraft befindlichen Gesetz. Das Relchs-
gericht hat dies in ein-er neueren Entscheidung vom 9. Februar 1931

(VIII 443/30) &apos;) anerkannt:
&quot;Die Revision verkennt den _v-ölkerrg-chtäche4_figgl:iff_der

Ratifikation, wenn sie diesen Akt durch die Zustimmung des
_TZ-eichstage zu dem Abkommen und die Verkündung im Reichs,-
gesetzblatt für vollzogen hält.&quot;

Die Ratifikationsformel lautet verschieden, je nachdem, ob es sich
um dem Reichstag zur Beschlußfassung gemäß Abs. 2 oder Abs. 3

vorgeldgte Verträge oder Abkommen handelt oder licht. Die
fache Ratifikationsformel hat- folgenden Inhalt:,

&quot;Nachdem der von -den Bevollmächtigten des Deutschen Rei-
ches und der Regierung in am unterzeichnete Ver-

&apos;) Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht, Bd. 111
T. 2, S. 147.
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trag.... sowie &apos;das zugehörige Schlußpr-otokoll, die wörtlich wie
folgt lauten mir vorgelegt worden ist, erkläre ich, daß ich den
Vertrag sowie das Schlußprotokoll bestätige und verspreche, ihn
erfüllen und ausfühten zu lassen.&quot;

Ist dagegen der Vertrag dern Refchstaz bezw. Relchstag und
Reichsrat vorgelegt worden, s,o enthält:die Ratifikationisurkunde noch
den Vermerk, daß der Vertrag &quot;die Zustimmung der an der Gesetz-
gebune beteiligten Körperschaften des Deutschen Reiches gefunden
habe&quot;&apos;). Da dIese Zustimmung, völkerrechtlich ohne--Bf--d-euWng ist,
,ist die Erwähnung in--d-e-r--Ra-t-Tiika-ti überflüssig und er-

klärt sich nur aus der oben darg,estellten herrschen-den Lehre; sie

.geht allerdings noch über das Erforderliche hinaus, indem sie sich
nicht auf die Erwähnung der Zustimmung des Reichstages be-
:schränkt

Mit-unter wird auch bei Regierungsabkommen ein Ratifikations-
vorbehalt gemacht, wobei dann ausdrücklich vereinbart wird, daß die
Ratifikation durch gewöhnlichen Notenwechsel zwischen dem Außen-
ministerium und der zuständigen Stelle des anderen Landes erfolgen
,soll. So heißt es in der Einleltung zu dem Abkommen über die Ani-u
wendung der deutschen&apos;Gesetze&apos;vom 16. Juli 1925 in Frankreich:

&quot;Diese Abkommen werden möglichst bald, und zwar gleich-
zeitig durch Notenwechsel zwischen dem Reichsminister,des Aus-
wärtigen und der französischen Botschaft in Berlin ratifiziert
werden.&quot;

Die Bekanntmachung über das Abkommen vom 10. Mal 1926
(RGBI. 1926 11, S. 347) lautet:

&quot;Zwischen der Regierung des Deutschen Reiches und der
Regierung der Französischen Republik ist am 10. Mal 1926 in
Paris ein Abkommen über die Durchführung,der deutschen Auf-
wertungsgesetze vom 16. Juli 1925 (RGBL 1925 1, S. 117 u. 137)
und der damit zusammenhängenden Fragen in Frankreich ge.-
schlossen worden. Das Abkommen hat mit,der im Notenwechsel
vom 4. Juni 1926 enthaltenen Änderung die Zustimmung der ver-

tragschließenden Regierungen gefunden und ist damit in Kraft
getreten.

Das Abkommen und der Notenwechsel werden nachstehend
veröffentlicht.&quot;

Die Übergabe der Ratifikaflonsurkunden an den Vertragsgegner
geschieht gewöhnlich in der Weise, daß die beiderseftigen Ratifika-.
tionsurkunden ausgetauscht werden, soweit es sich nicht um einen

,einseitigen Ratifikationsvorbehalt handelt. Im letzteren Falle wird die
Patliikationsurkunde dem zuständigen Vertreter, sei es durch den
,deutschen Außenminister, s,e,i es durch einen diplomatischen Ver-
treter im Auslande ausgehändigt. Der Austausch der Ratifikations-

1) Vgl. K r a u s, a. a. 0. S. 350.
Vgl. K r a u s, a. a. 0, S. 3-50 Anni. 26.
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I

,:urkunden erfolgt an dem gewöhnlich bereits im Vertrag vereinbarten

Orte. Eine besondere VoIlmacht ist.hierzu- nicht erforderlich, vielmehr

gelten die Außenminister und --die diplomatischen Vertreter im: Aus-
; lande allgemein als zur Übergabe und, zum Empfang der Ratifikations-
instrurnente bevollmächtigt.

i. Die Ratifikationserklärung darf in den, Fällen des Art. 45 Ahs. 2
i und 3, nach deutschem Staatsrecht erst abgegeben werden, nachderin
i das (lesetz über den Friedensschluß bezw. die Zustimmung des

Reichstages vorliegt.
Das hat auch die Reichsregierung wiederholt zugegeben; so

z. B. in der Dehkschrift zum Entwurf eines Gesetzes hütreffend das

deutsch-französische Abkommen Über elsaß-lothringische Rechtsan-
gel wo sie zu Art. 17 ausführt (Verhandlungen des Reichs-
tags 1, 1920 Bd. 363-, Nr. 8).4

&quot;Die Patifikation kann mit Rücksicht auf den Einfluß des Ab
kommens auf die Zuständigkeit der deutschen Gerichte nur mit

Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften erfolgen.&quot;
Es ist eine Folge der herrschenden Lehre von der völkerrechtlichen

Bedeutung dieser Akte, daß jetzt auch die vorherize Ratifikation als

staatsrechtlic ä ehen wird d Jon ist für sieh zul..,Ssig, ang enn die Ratifikat
eine Formalität, der eIne juristische Bedeutung nur insoweit zukommt,
als die in Frage stehenden Verträge bis z1U der&apos;nachträglich. durch
den 2eichstag erteilt-en Zustimmung bedingt gültig sein sollen, wie,

dIes A n s c h ü t z (a. a. 0. S. 264) im Anschluß an We n z e 1 (Jur!-
stische Grundprobleme S. 492) annimmt, der die Wirksamkeit der
Ratifikation für aufschiebend bedingt erachtet, die erst durch die Züi-

stimmung in Kraft gesetzt werde. Da über die YI de.,r--W- rrkung. 111,ns-
I erklärung des Präsidenten als völkerrechtlichen Repräsentanten des

1 1: Deutschen Reiches das Völkerrecht, nicht die Verfassung&apos;entscheIdet,
h-müßte ein Satz des Völkerrechts na gewiesen werden, daß... derartige &quot;

&apos;an sich, fehlerhafte Erklärungen durch die nachträgliche Zustimmung&gt;
eines anderen, gar nicht zur Abgabe von Erklärungen,
&apos;fremden Staaten berufenen 5t?,ats-o-rgans, also durch einen Internen

Akt, völkerrechtlich gültig.würden. Ein solcher Rechtssatz besteht aber
nicht. &apos;Eine Rückwirkung auf -den- Zeitpunkt des auch im Vertrage als
maßgeblich angesehenen Austausches der Ratifikattonsurkunden
könnte daher nicht eintreten.

Die- Ansicht von A n s c, h ü t z wird von K r a u s (a. a. 0. S. 350&gt;,
geteilt, wenn dieser auch ein solches Verfahren für &quot;mißlich weil ge-

fährli,ch&quot; hält, &apos;obwohl nicht einzusehen ist, worin diese Gefährlich-
keit liegen soll, wenn eine völkerrechtliche Bindung, wie K r a u s mit

der herrschenden Lehre annimmt, noch nicht, hat eintreten können.

Mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden gilt der.Vertrag-
als geschlossen.. Wann seine Bestimmungen in Kraft treten, bestimmt
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-sich nach -den darüber getroffenen Vereinbarungen. Gewöhnlich.wird&apos;.
als Zeitpunkt des Inkrafttretens das Datum -des Austausches der

-Ratifikationsurkunden angenommen oder ein von diesem Zeitpunkt
ab berechneter Termin.

Durch Bekanntmachung des Reichsaußenrninisters im Reichs-
gesetzblatt wird die Tatsache der Ratifikation und das Datum des
Austausches der Ratifikationsurkunden bekanntgegeben sowie der

Zeitpunkt, an dem der Vertrag 1,1 Kraft tritt. Eine Veröffentlichung&quot;&apos;
der Ratifikationsurkunden selbst findet nicht statt.

Daß mitunter vereinbart wird, daß der Vertrag als zustande-

gekommen gilt, sobald die beiderseitigen Regierungen einander die

erfolgte Ratifikation mitgeteilt haben, weil der Austausch der Rat!-
fikationsurkunden zu unliebsamen Verzögerungen der Inkraftsetzung,

-ifikation inführen könnte, wurde ber&apos;eits erwähnt. Der Begriff der Rat
diesen Vereinbarungen ist hier kein anderer; auch hier ist jnaßgebend--
die Erklärung des ReichspräsIdeAten, daß er den Vertrag bestätige&quot;
nicht_ die Zustimmung des-,Reichsiages.

V. Die innerstaatlicheWillensbildung in beson-
deren Fällen.

1. E r m ä c h t 1 g u n g s ge s e t z

Bei den V&apos;r ägen, die unter Art. 43 Abs. 3 fallen, wird die Zu-e

stimmung des Reichstages regelmäßigerst dann eingeholt, wenn der,
Text der Verträge durch Verhandlungen mit dem Vertragsgegner be-

reits festgelegt ist. Es kann nun unter Umständen zweckmäßig er-

scheinen, bei den Verhandlungen eine gewisse Freiheit bei der end-,
,lültlgen Formulierung zu haben und die politisch unerwünschte Mög-
lichkeit einer nachträglichen Versagung der Zustimmung durch den

R auszuschließen. In der Praxis hat sich die Obung gebildet,
in solchen Fällen durch ein besonderes Gesetz die P, e i c h s r e gl e-

rung zum Abschluß bestimmter Verträge mit genau umrissenem In-

halt zu ermächtigen. So wurde durch Art. 2 des,Gesetzes vom 23. Ja-
nuar 1920 (RGBL 1920, S. 77) die Relchsreglerungermächtigt, die Über-
leitung anhängiger Rechtssachen durch ein Abkommen mit der pol-
nischen Regierung zu regeln, und ihr dabei nur die Verpflichtung
auferlegt, das Abkommen im Reichsgesetzblatt zu veröffentlichen und
dem Reichsrat und der Nationalversammlung z u r K e n n tnis zu

bringen. Das daraufhin geschlossene Abkommen vom 20. Septem-
ber 1920 über die Überleitung der Rechtspflege ist denn auch nur im

Reichsgesetzblatt mit Bekanntmachung vom 8. Dezember 1920 (RGBI.
1920, S. 2043) veröffentlicht, nachdem der Austausch der Ratifi-
katioiStirkunden bereits*am, 30. November stattgefunden hatte.

In ähnlicher Weise, wurde durch § 1 des Gesetzes vorn 30. No--
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vdrnb-dr 1928 über den, Beitritt von Staaten zu den Haager Familien-

rechtlichen Abkommen die Reichsregieritne ermächtigt, dem. Beitrift

,von Staäte auch soweit dIe Voraussetzungen des Gesetzes vom

16. September 1924 dafür nicht vorliegen, zuzustimmdn.oderdie Ab-

ko&apos;rn&apos;-,ren Im Verhältnis zwischen dein Deutschen Reich und anderen

Staaten wieder -in Kraft zu setzen (RGBI. 1928 11, S. 630). Der Unter-.

schied liegt nur dar: ti,daß hierdie Ermächtigung für eine, unbestimmte

.Zahl von Verträgenerteilt wird.,

Nach Art. 2 des_ Gesetzes über die Anrufung des Ständigen Inter-

nationalen Gerichtshofes im Haag wird die Regierung ermächtigt,
Maßnahmen zu treffen, durch die in Abände.rung der bereits heste,-

henden allgemeinen Schiedsgerichts- und Vergleichsverträge die Ge.-

richtsbarkeit des Ständigen Internationalen Gerichtshofs oder eines

Schiedsgerichts in Ansehung aller in Art. j6 Abs. 2 des -Statuts auf-

geführten Arten von Streitigkeiten begründet oder ausgedehnt wird.

-In -,? Weise von dieser Ermächtigung Gebrauch gemacht wor-

den ist, ergibt sich beispielsweise aus der Bekanntmachung über die

Abänderung des deutsch-finnischen Schiedsgerichts- und Vergleichs-
vertrages.vom 14. März 1925, die unterdeib Datum des 24. Mai 1929

(RGBL 1929 11, S. 381) erfolgte. Die Änderung wurde in Form eines

Protokolls am 3. Dezember 1928 unterzeichnet und der vorgesehene
Austausch der Ratifikationsurkunden am 16. Mai 1929 vorgenotnmen.

In all diesen Fällen handelt es sich um die Ermächtigungen zum

Abschluß neuer oder zurÄnbestehender Abkommen, wobei aber

das Objekt genau umgrenzt ist. Hier entfällt dfe spätere, Zustimmung
des Reichstages. Trotzdem wird man nicht annehmen dürfen, daß es

sich lediglich um eine antizipierte.Zustimmung des Peichstages han-

delt; es liegt vielmehr tinezul ige &apos;.e...gLt?;jiche Delegation des Zu-

&apos;
stimmungsrechts an die Reichsregierung vor.

Nach außen hin wird an der Vertretungsbefugnis des

P&quot;eichspräsidenten bezw. der Peichsregierung nichts geändert,
obwohl in den Gesetzen, die P, e i c h s r e- g 1 e r u n g errnäch-

tigt wird. So ist z. B. der Vertrag wegen der Wiederinkraft-.

setzung einiger Haager Abkommen über das internationale Pri-

vatrecht im Verhältnis zwischen Deutschland und Italien vorn

23. März 1928 (RGiBl. 1929 11, S.. 635) auf Grund einer Vollmacht des

Reichspräsi,denten - allerdings vor dem Ermächtigungsgesetz vom

,30. November 1928 - abgeschlossen worden. Die vom Peichsaußen-

minister und vom Reichsjustizminister unterzeichnete Verordnung
vom 20. Juli 1929 lautet aber:

&quot;Auf Grund des Gesetzes vom 30. November 1928 (ROBI.
II S. 630) stimmt die Reichsregierung dem am 28. März.1928 in
Rom von Bevollmächtigten des Deutschen Reiches und des König-
reichs Italien unterzeichneten Vertrag&apos;weg&apos;en der Wiederinkraft-
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- setzung einiger Abkommen über das internationale Privatrecht,
im Verhältnis zwischen Deutschland und Italien zu.&quot;

Dann erst erfolgte der Austausch der Ratifikationsurkunden.
(22. Juli 1928).

Es muß aber auch angenommen werden, daß in die innerstaatliche
WilLensbildung nichtelngegriffenwerdensollte,soweitessichum,
die Zuständigkeit des Reichspräsidenten. handelt. Eine Änderung seiner

Stellung würde,eine Verfassungsänderung darstellen, die durch ein-

faches Gesetz nicht hätte erfolgen können. Anscheinend-ging man

ab-er bei diesen Ermächtigungen der Peichsr-egierung davon aus, daß

es sich um Angelegenheiten von geringerer Bedeutung handelte
oder um bloß vorläufige Regelungen, wie bei den gesetzlichen
Bestimmungen, durch -die die Reichsregierung ermächtigt wird,
schon bestehende Abkommen über die an sich vorgesehene
Gültigkeitsdauer hinaus zu verlangern oder richtiger deren Ver-

längerung mit der fremden Pegierung zu vereinbaren. Vergl.
z. B. Art. 2 des Gesetzes vom 20. August 192,4 über Verlängerung der
Gültigkeitsdauer des deufsch-pOrtuglesischen vorläufigen liand,els-&apos;
übereinkommens vom 28. April 1923 (RGBL 1924 11, S. 231) und die
weiteren eben darauf bezüglichen Gesetze vom 24. Februar 1925

(RGBI. 1925 11, S. 93 ff.) und, vom 23. Dezember 1925 (ROBI. 1925 ll,&apos;
S.&apos;1159).

,In ähnlicher Weise wurde durch Art. 2 des Gesetzes vorn&apos;
23. Juli 1925 betreffend das Abkommen zwischen Deutschland und&apos;
Polen über Erleichterungen im kleinen Grenzverkehr die Reichsregie-&apos;
rung ermächtigt, den Zeitpunkt des Inkrafttretens und des Außerkraft-
tretens des Abkommens im Einvernehmen mit der polnischen Pegie-
rung anderweit, als im Abkommen selbst vorgesehen, festzusetzen.

In dem&apos;Handels- und Schiffahrtsvertraig zwischen dem Deutschen
Reich und Jugoslawien vom 6. Oktober 1927 (RGBL 1927 11,
S. 1126 ff.) findet sich am Schluß die Erklärung, daß der Vertrag ganz
oder in einzelnen Teilen schon vor der Ratifikation so rasch wie

möglich in Kraft gesetzt werden soll, insofern es nach den Verfas-

sungs- bezw. Gesetzesbestimmungen gestattet ist. Durch Gesetz vom
13. Dezember &apos;1927 hat der Reichstag diesem Vertrag und auch der

Erklärung zugestimmt und die Peichsregierung ermächtigt, ihn zu

einem. mit der jugoslawischen Regierung zu vereinbarenden Zeitpunkt
vor der Ratifikation vorläufig in Kraft zu setzen. Das Inkrafttreten
ist dann auch nach einer Bekanntmachung vom 14. Dezember für den
20. Dezember 1927 vereinbart worden (a. a. 0. S. 1148).

In allen diesen Fällen handelt es sich um Ermächtigungen, die

gegenständlich beschränkt sind und sich durchaus im P&quot;ahmen des
nach allgemeiner Auffassung verfassungsrechtlich Zulässigen halten.

Ob generelle Errnächtigungsgesetze, durch die der Reichstag sich
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Seines Zustimmungsrechtes dauernd oder zeitweise begeben wÜrde,
verfassungsrechtlich zulässig sind, muß bezweifelt werden. Um solche

generellen Ermächtigungsgesetze handelt es. sich aber auch bei den

1, ki vom 10 jul1-1926 (RGBL 1926 II&quot;S. 4,21) undvom
&apos;-

4 Juli 1927 (RGBL 1927 11, S. 466) über die vorlä fige Anwen.,du

von irtschaftsabkommen n 1 c h t. Die gleichlautenden Arti.ke&apos;l 1 bei-

Gesetze bestimmen,:e

&quot;Die Pe!c4 ierpng, wird ermächtigt, mit Zustimmung des
Peichsrat irid&apos;eines Ausschusses des Reichstags Wirts.chaftsab-

&quot;j. kofflen mit ausländischen Staaten&apos; im-Falle - eines dringenden
i&apos; wirtschaftlichen Bedürfnisses und im Falle, daß der Reichstag

nicht versammelt ist, vorläufig, jedoch längstens für die Dauer

von drei Monaten, aqZpWgnden.
Im Falle der Ablehnung

4

eines Abkommens durch den Peichs-

tag ist von der vorläufigen &apos;Anwendung spätestens vier Wochen
nach der Beschlußfassung des Reichstags wieder abzusehen.&quot;

Auch hier handelt&apos;es sich lediglich um die vorläufige Anwendung,
durch die das Recht, des Reichstages zur Zustimmung nicht berührt

wird, wie sich deutlich aus Abs. 2 ergibt. Aber im, Gegensatz zu
dem oben genannten Fall des Handels- und Schiffahrtsvertrages mit

Jugoslawien wird hier nicht von 1 n k r a f t s e t z u n z, sondern nur

von A n w e n d u&apos;n g gesprochen. Nach dieser, wohl nicht, ohne Ab-

sieht gewählten Formulierung e*rscheint&apos;.die Reichsregierung nicht

direkt als ermächtigt, über die vorläufige Anwendung bindende, Ver-

einbarunggen mit dem Vertragspartner einzugehen.
Ähnlich wird in Art. 1 des Gesetzes, über, Zolländerungen vom

28. März 1931 (RGBL 193,1 1, S
&apos; 101) die Reichsregierung für eine

bestimmte Zelt ermächtigt, &quot;im Falle eines dringenden wirtschaft-

1ichen Bedürfnisses die vorläufige Anwendung zwelseitiger
Wirtschaftsabkommen mit ausländischen Staaten zu verordnen&quot;.
Das bedeutet auch zunächst-nur eineErmächtigung-für den Erlaß der

innerstaatlich notwendigen Regelungen. Eine Verschiebung der

Kompetenzen findet also zwischen Reichstag und Peichsregierung,
nicht zwischen Reichsregierung und Reichspräsidenten statt. Wenn

.M (Staatsvertrag. und Notverordnung, Zentralblatt für die&quot; ju-
ristlische Praxis, 1932, S. 424 f.) meint, daß durch das Zolländ,erungs-
gesetz die Regierung und nicht das Staatsoberhaupt zum. A b-

s c h 1 u ß gewisser Staatsverträge ermächtigt werde,--so übersieht er,

daß der Text sich wie bei den vorgenannten Ermächtigungsgesetzen.
von 1926 und 1927&quot;nur auf die innerstaatliche-Regelung bezieht, nicht,
auf eine&apos;zi&quot;vischenstaatliche Bindung. Wäre es die Absicht gewesen,
die Befugnis des Peichspräsidenten, die ihm nach Art. 45 Abs. 1 zu-&apos;

steht, zu beschneiden, so wurde ;ein verfassungsändern Gesetz er-

forderlich gewesen sein; daran kann nach der Stellungnahme -der.
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Reich zu dem Entwurf des Gesetzes gegen die Versklavung
des, deutschen Volkes kein Zweifel sein.

Das Gesagte gilt übrigens auch fürdle Verordnungen des&apos;Reichs-
präsidenten -auf Grund des Art. 48 Abs. 2 vom 1. Dezember 1931

(RG,131- 1931 1,S. 689) und vom 9. März 1932,(RGBL 1932 1, S. 121 ff.).
- .Jedoch folgt indirekt aus, der Befugnis zur vorläufigen Anwen-

dung auch -die Möglichkeit, im Rahmen dieser Befugnis vorläufige-.
Bindungen völkerrechtlicher Natur ohne Mitwirkung des Reichstags
einzugehen. Denn mit der Ermächtigung, für das Inland Normen, zu

schaffen, fällt auch die.Voraussetzung der Zustimmung weg. Es ist da-&apos;,

her auch nicht zu beanstanden, wenn auf Grund des Errnächtigungs-
gesetzes vom 14. Juli 1927 dIe deutsche Regierung mit der franzö-

sischen im Art. 48 des Handelsabkommens vom 17. August 1927

vereinbart hat (RGBL 1927 11, S. 523):
&quot;Das gegenwärtige Abkommen wird ratifiziert werden, und

der Austausch der Patifikationsurkunden wird in Paris statt-
finden.

Es soll, von einem zwischen beiden Regierungen zu ve.rein-
barenden Tage an vorläufig angewandt werden. Es kann von,
jedem&apos;der Hohen Vertragschließenden Teile vom 31. März 1929
ab jederzeit mit einer. Kündigungsfrist von drei Monaten und vor

diesem Zeitpunkt mit den,Fristen und unter den -Bedingungen ge-,

kündigt werden, die in den Bestimmungen bezüglieh des vorzei-

tigen Kündikungsrechts vorgesehen sind.

Wenn der gegenwärtige Vertrag nicht die Billigung der deut-
schen gesetzgebenden Körperschaften oder. der französischen
Kammern findet, verliert er seine Wirksamkeit 28 Tage, nachdem
die Billigung versagt&apos;worden ist.&quot;

]Eine Verschlebung der Zuständigkeiten zur Abgabe der Erklä-

rungen gegenüber dem Vertragsgegner ist auch durch diese Gesetze,
die ja direkt nur die innerstaatliche Anwendung regeln, nicht einge-
treten.

2. Ausnahmezustand,__-
Es ist no-ell die Frage zu erörtern, ob die Art und Weise des Ver-

tiagsabschInsses eine Veränderung erleidet, wenn im Deutschen Reich

die öffentliche Ruhe und Sicherheit erheblich gestört. oder gefährdet
ist. In diesem Falle kann nach Art. 48 Abs. 2 der Verfassung&apos; der

Reichspräsident dlie zur Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung
nötigen Maßnahmen treffen. &apos;Es wäre. denkbar, daß-er als eine dazu.

geeignete Maßnahme den Abschluß eines Vertrages ansähe, der an,

sich seinem Inhalt nach,d-le Zustimmungdes Peichstage-s oder sogar

eichsgesetzerforderlich machte, daß z. B. bei Gefährdun d r inne-ein P 9 e

ren,Ruhe, und Siche&apos;rheitein Bündnis abgeschlossen werden oder ein

Kredit von einem fremden Staat aufgenommen werden sollte. Die-

selbe Frage könnte auftauchen, wenn es sich um den Abschluß eines,
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Friedensvertrages handelte. Kann in solchen Fällen die Zustimmung
bezw. das Reichsgesetz durch eine Notverordnung ersetzt werden
oder kann der Reichspräsident ohne weiteres die fraglichen Verträge
ratifizieren?

H a t s c h e k (a. a. 0. S. 1.91, 482) meint, es folge aus der völker-
rechtlichen Bedeutung der Genehmigung des Peichsfages die Prinz!-
pielle Unzulässigkeit, auf dem Wege der Notverordnung die parla-
mentarische Genehmigung zu umgehen. Es ergäbe sich sonst für das
vertragschließende Ausland die mißliche Tatsache, daß es in dem&quot;,

Zeitpunkt,wo es den Vertragsgegner gebunden zu, h,aben wähne (Zeit-
Punkt der Ratifikation), ihn dennoch in Wahrheit -.tilcht gebunden
hätte, da die.-Notverordnung noch immer durch das Parlament außer
Kraft gesetzt werden könne. Für das Inland würde die Machtvoll-
komMenheit der Exekutive zu&apos;sehr erweitert.

Letzteres scheint derHauptgrund für diese Auffassung zu sei-n.
Denn die herrschen&amp; Lehre von der völkerrechtlichen Erheblichkeit
der Zustimmung bringt für das Ausland stets solange Ungewißheit,
als die Zustimmung des Reichstages nicht erfolgt ist, und auch dann
wurde unter Umstäntden noch Ungewißheit darüber bestehen, ob nicht
eine qualifizierte Mehrheit für dieselbe erforderlich war. Was aber
die prinzipielle Unzulässigkeit der Ersetzung der parlamentarischen
Zustimmung, durch Notverordnung anlangt, die aus !der völkerrecht-
liehen Bedeutung der Zustimmung folgen soll, so kann davon gerade
nach der Auffassung von H a t s c h e k und der herrschenden Lehre
nicht die Rede sein. Denn wenn völkerrechtlichdie, Bestimmung über
die Zustimmung des Reichstages von Bedeutung sein soll, so ist nicht
einzusehen, warum eine Bestimmung der Pelchsverfassung, die ge-
wisse Ausnahmen, für den, Fall des Ausnahmezustandes zuläßt, sei es,

daß1 die Zustimmung ohne weiteres -in Wegfall kommt, sei es,
daß sie durch die,Zustimmung eines anderen Organs ersetzt wird,.
völkerrechtlich nicht ebenso zu beachten sein sollte 1).

Die Frage des Ersatzes&apos;oder des Wegfalls der Zustimmung beim
Ausnahmezustand ist für die völkerrechtliche Gültigkeit ohne Bedeu-
tung, wenn dieser selbst. bezw. dem von Art. 45 Abs. 2 geforderten
Reichsgesetz eine völkerrechtliche Bedeutung nicht zukommt.

Stellt man sich auf den Standpunkt von H a t .e k, soj
j!!&apos;ein völkerrechtlich gültiger Vertrag für das&quot;
Deutsche Reich überhaupt nicht abgeschlossen--werden, wenn der
Reichstag, wie dies meist der Fall ist, nicht in Tätigkeit treten kann,
und dies, obwohl auf Grund des Art. 48 Abs. 2 der Reichspräsident

1) Ini Ergebnis ebenso S c h a d e, Der Ersatz der Zustimmung des Reichs--
tags zu Staatsverträgen,ini, Wege des Art. 48 IZV. Archiv des öffentlichen Rechts,
Neue Folge, Bd. 21-(1932) S. 383-
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die rechtliche Möglichkeit hat&apos;, dIe notwendigen Ausführungsverord-
nungen im Innern, wenligstens vorläufig, Zu erlassen. -

Die Praxis scheint allerdings auch von der gleichen- Auffassung
auszugehen. Würde sie auf&apos;.dem Standpunkt stehen, daß die Zustim-
mung des Reichstags gültig durch Notverordnung des P,.elchs-i
präsidenten ersetzt werden

-

oder,- was in diesem Zu-
sammenhange auf dasselbe herauskäme, überhaupt - entfallen
könnte, so würde das -Folge haben, -daß bei -einem späteren,
internationalen,Streit über die Gültigkeit des Vertrages das Vorlie-
gen der Voraussetzungen: des- Art-. 48, über die staatsrechtlIch
Präsident nach pflichtmäßigem Ermessien entscheidet -:ohne daß die&apos;
Möglichkeit einer Nachprüfung durch ein Gericht, selbst nicht durch
den Staatsgerichtshof&apos;) bestände,- zum Gegenstand internationaler
Diskussionen und eventuell,eines internationalen Schiedsgerichtsver-
fahrens gemacht werden könnte.

Schon die Verordnung.-des Peichspräsidenten, die am 14. Dezem-
ber 1924 auf Grund dies Art. 48 der Relchsv&apos;erfassung erging (RGBI.
1924 11, S. 431), ordnete nur an, daß d,ie Bestimmunzen des Zusatz-
vertrag-es vom 12. Juli 1924 zu dem deutsch-Ö,sterreichischen Wirt-
schaftsabkommen vom 1. September 1920 von den deutschen Behör-.
den vorläufig schon vor dem Im Vertrage vorgesehenen Austausch der,
Ratifikationsurkunden anzuwenden seien, wie dies dem Art. 8,des Ver-
trags, der eine eventuelle autonome vorläufige Inkrafts,etzupg vorsah,
entsprach. Der Standpunkt der Reichsregierung tritt deutlich in der.
Fassung der späteren Notverordnungen vom 1. Dezember 1931 (RGBl.
1931 1, S. 689) und 9. März 1932 (RGBL 1932 1, S,. -121) wieder zu

Tag In beiden wird,dieP,ermächtigt, &quot;iim Falle eines

dringenden wirtschaftlichen Bedürfnisses die V orläufige An-
w e n d u n g zweiseitiger Wirtschaftsabkommen, mit ausländischen.
Staaten zu v e r o r n c n&quot;. Diese Verordnungen sind dem Reichstag,
vorzulegen und auf sein Verlangen außer Kraft zu setzen.

-

Es wird also auch hier die Bestimmung so gefaßt, -daß es zurn,

mindesten den Anschein hat, als werde lediglich innerstaatliche An-
wendung, nicht aber eine außerstaatliche Bindung gestattet; doch
sollte wohl auch hier die MöglIchkeit vorbehalten werden, im Rah-
men der innerstaatlichen Ermächtigung Vereinbarungen mit anderen
Staaten zu treffen.

S c h a d e (a. a. 0. S. 372) meint, daß gegen diese Lösung je-
denfalls dann Bedenken bestehen, wenn, man den Ersatz der Zustim-
mung des Peichstages für unzulässig halte; denn das. Recht des
IR.eichstages zur Mitwirkung werde dadurch umgangen. ObwOhl, er

sich auf den Standpunkt der herrschenden Lehre &apos;stellt, kommt

&apos;) P o e t z s cl - H e i f t e r, a. a. 0. S. 236. RGSL 57, S. 384 f.

Z. ausl. öff. Recht u. Völkerr. Bd- 3, T. i: Abh. 27
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e au&apos;h zu de -timi ng.....dur,c in d di-e,*-.Zus uu

-hn en ersetzt wer-Erklärung des &apos;Reichspr-d den könne,--
4 Er&apos; &quot;n,1-mmtän, daß -4er

V
- -, &quot;&apos;

Ausnahmezustandes völkendent eim orliegen eines

rechtlich gültige Verträge abschließen könn diese würden in

ihrer Gültigkeit durch das spätere Verlangen.Ides Reichstages nach,

Aufhebung nicht berührt. Durch ein solches, Aufhebungsverlangen
entstehe aber eine staatsrechtliche Pflicht des Präsidenten, den Ver-

.ag vtra wie-der aufzulösen. Damit er gegebenenfalls dieser Verpflichtung
nachkommen könne, müsse er für verpflichtet gehalten werden, seiner

Ratifikation eine Klausel beizufügen, die ihn im:Fälle eines ausdtück-

licben Verlangens des Reichstages zur Kündigung ides Vertrages oder

zum PZücktritt berechtige.
r

-

ds- SG un - ätzlich wird vom tandpunkt des Staatsrechts aus der

Ersatz der.Zustimmung des Peichstages oder- der einfache Wegfall
dieses Erfordernisses fu&apos;,r &apos;zulässig zu erächten sein1 vorausgesetzt
daß,der Abschluß des Vertrages als zur Wiederherstellung der öffent-

lichen Sicherheit und Ordnung nötig erscheint 1).
Da es sich bei der&apos;Zustimmung des Reichstags nicht um ein

&apos;Gesetz im materiellen Sinn handelt und ein Gesetz im formellen Sinne

I

von der Reichsverfassung. nicht gefordert wird, so dürfte der Ersatz
I

bzw. der Wegfall der Zustimmung des Re.Ichstags- von der herr-

schenden Meinung für zulässig erachtet werden. Im übrigen muß hier

auf die sehr umfangreiche. Literatur zu, Art. 48 verwiesen wer-den.

Die Angabe von M t a 11, (a. a. 0. S. 423), daß, im deutschen
Staatsrecht ohne Einschränkung iml entgegengesetzten Sinne ent-

schieden werde, ist jedenfalls nicht zutreffend. Ob es aber richtig
ist, wie S c 11 a d, e dies will, den Reichsprä,sidenten für staats-
rechtlich verpflichtet zu halten&quot; .dem, Vertrage eine die ein-

seitige Lösung votbehaltende -Klausel - einzufügen oder seiner&gt;

Ratifikation einen solchen Voibehalt hinzuzusetzen, ist, zwei-

felhaft. Falls der Veriragsgegner darauf nich-t eingehen wür-

de, bliebe dem Reichspräsidenten nichts,.übrig, als den Abschluß des&apos;

Vertrages, den er für unbedingt nötig hält, züi unterlassen-. Man wird&apos;

bezUglich der Verpflichtung des Reichspräsidienten nicht zu strenge

Anforderungen ste-Ilen dürfen. Natürlich wird er all-es versuchen

Müssen, die Möglichkeit einer baldigen Lösung des- Vertrages,..durch-
zusetzen. Wie aber die Aufhebung sonstiger Maßnahmen unter Um

ständen auch nicht von heute auf morgen, sondern nur im Wege eines,

allmählichen Abbaues erfolgen kann, so, wird hinsichtlich der.Auflö-

sung der abgeschlossenen Verträge der P&quot;eichsprasident&apos;-seiner ver-

fassungsrechtlichen Pflicht genugen, wenn er, auf Verjangen. des

&apos;) Vgl. irn einzelnen S c h a d e, a. a. 0.
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Reichstages den Vertrag zum ersten nach seinen Bestimmungen mög-
lichen Termin wieder löst.

ZUdeinIst erst in jüngster&apos;Zeit wieder darauf hingewiesen wor-

den&quot; daß unter den Voraussetzungen des Art. 48 nicht nur,solche
Maßnahmeh zulässig sind, die überhaupt keine Dauerwirkunz hin-

terlassen &apos;).
Bei der, bisherigen Praxis, wie sie auf Grund der Notverordnun-

gen gehandhabt wird, handelt es, sich. nicht um einen Ersatz der Zu-

stimmung des Reichstages, sondern, nur um vorläufige Maßnahmen,
die die Zustimmung des Peichstages zwar hinausschieben, ihn aber

-nicht, endgültig ausschalten.

Dort wo ein Peichsgesetz, erforderfich ist, wie bei Kriegserklä-
rungen und Friedensschlüssen, erhebt sich die gleIche Frage. 0 r a u 2)
verneint die Möglichkeit selbständig-er Kriegserklärungen oder Frie-

densschlüsse durch den-Relchspräsidenten auf Grund des Art. 48 und

führt bezüglich Art. 45 Ahs. 2 aus:

nach -der Vorgeschichte dieser Norm unzweifelhaft be-
absichtigte Vorsorge, für die Beteiligung, des Partaments würde
zunichte werden, wenn es dem Reichspräsidenten gestattet wäre,
unter,den am Vorabend eines Krieges oder bei Bevorstehen eines

Friedensschlusses fast immer vorliegenden Voraussetzungen der
Diktatur selbständig Krieg zu erklären oder Frieden zu schließen.&quot;

Auch S c h a d e lehnt im Anschluß an. 0 r a u den Ersatz des

Reichsgesetzes, das nach Art. 45 Abs. 2 erforderlich ist, auf Grund,

des Art. 48 Abs. 2 ab. Dem dürfte zuzustimmen sein. Nur erscheint

der Fall der selbständigen Kriegserklärung kaum praktisch; denn

es wird sich nicht rechtfertigen lassen, daß eine solche eine nach

Art. 48 Abs. 2 zulässige, zur Wiederherstellung der öffentlichen Ord-

nung und Sicherheit nötige Maßnahme sei.; dies umsoweniger, als

ausdrücklich anerkannt ist, daß im Falle eines feindlichen Angriffes
Reichspräsident und Reichsregierung zur Abwehr mit militärischer

Gewaft ohne Kriegserklärung berechtigt sind (Anschütz a. a. 0.

S.262).
Neuerdings ist die Frage wieder erörtert worden, inwieweit da, 1

wo ausdrücklich das Erfordernis eines formellen Gesetzes in der

Reichsverfassung aufgestellt ist, ein Ersatz durch Notverordnung zu- i
lassig ist; im besonderen handelte es sich darum, festzustellen, ob

1

eine Krediterrnächtigung durch Notverordnung erfolgen könne, ob-

1) Vgl. P o e t z s c h - H e f f t e r, Kreditermächtigung auf Grund des
Art 48 der Reichsverfassung, Reichsverwaltungsblatt und Preußisches Verwal-

tungsblatt 1932, S. 321 ff-; K ü h n, e m a n n, ebenda.&apos; S. 404; Walter J e 11 i n e k.
Reichskredite und Diktatur. Rechtszutacbten.. Tübinzen 1932, S. 37 L; anderer

und daher mit meines Erachtens unrichtigem Ergebnis bezüglich Art. 45
Abs, 3 H e -i 1,b r u n n, Juristische Wochenschrift 1931, S. 1674.

2) A n s c h ü t z - T h o in a, Handbuch des deutschen Staatsrechts 11, S. 285.

27*&apos;
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,wohl Art. 87 ein formelles Gesetz dafür vorschreibt. Die Frage ist
überwiegend bejaht worden; indessen wurde,hel dieser Gele-genheit
wiederholt betont, daß es in der Rcichsverfassunz auch &quot;diktatur-
feste Vorbehalte&quot; gebe (vgl. A n s c h ü t z, Reichskredite und Dikta-
tur. Rechtsgutachten, Tübingen 1932, S. 6 ff.)., Je 111 n,e k (a. a. 0.,
S. 39) rechnet dazu ausdrücklich, allerdings ohne Begründung, die
Kriegserklärung durch Reichsgesetz gemäß Art. 45 Abs. 2. Ebenso
jetzt auch Anschütz a. a. 0. S. 286.

Vl. Die WillensbIldung -bei den Länderverträgen.

Nach Art. 78 Abs. 2 können die Länder in Angelegenheiten,deren
Regelung der Landesges,etzgebung zusteht, mit auswärtigen Staaten
Verträge schließen.

Dieses Recht ist ausdrücklich auf den Vertragsschluß mit aus-

wartigen S t a a t e n beschränkt, ist also dem Wortlaut nach enger
als die Befugnis des Relchspräsidenten nach Art. 45 Abs. 1.

L ä n d e r - K o n k ö r d a t e.

Diese Tatsache hat zu einem lebhaften Streit darüber geführt,
ob die Länder Konkordate abschließen können. P o e t z s c h - H e. f f-
tt r (a. a. 0. S. 217) spricht den Ländern die Zuständigkeit zum Ab-
schluß von Landeskonkordaten ab, obwohl auch er auf dem Stand-
punkt steht, daß Art. 78 Abs. 2 nur eine Ausnahme von Abs. 1 des-
selben Artikels bildet, der die Pflege der Beziehungen zwischen den
auswärtigen Staat-en für Reichssache, erklärt und obwohl auch er

(S. 339) annimmt, daß das Recht der Länder, mit dem Heiligen
&apos;

Stuhl
diplomatische Beziehungen zu unterhalten, durch Art. 7 Abs. 1
grundsätzlich nicht berührt wird. A n s c h ü t z (a. a. 0. S. 417, 419 f.)
geht davon aus, die von Art. 78 Abs. 1 unberührt gebliebene Be-
fugnis der Lan-der zur Aufrechterhaltung diplomatischer Beziehungen
zum Heiligen Stuhl auch das Recht zum Abschluß von Landeskonkor-
daten einschließe. Da nun -die Landeskonko,rdate nicht unter Art. 78
Abs. 2 fallen, so wür sich daraus ergeben, daß die Länder beim
Abschluß von Konkordaten frei. sind und nicht der Zustimmung des
Reiches bedürfen.

Die Praxis hat sich dieser Auffassun- angeschlossen. Aus den-

langen Diskussionen, die sich im Reichstag an den Abschluß des
bayerischen Konkordates&apos;) vom 29. März 1924 angeknüpft haben,
sind die grundsätzlichen Ausführungen des Staatssekretärs Zwei-
g er t in der Relchstagssitzung vom 17. Juni 1925 (Verhandlungen
des Reidhstages B.d. 386, S. 23.75 ff.) hervorzuheben. Daraus ergibt

1) Eingehend über die ganze Frage P, o t h e n b ü c h e r, Die bayerischen
Konkordate von 1924, Archiv des öffentl. Rechts. N. F. 8, S. 324 ff. -
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sich, daß -die bayerische Staatsregierung, einer früheren Zusage ent-

sprechend, das Konkordat vor selner Unterzeichnung der Reichsre-
gierung vorgelegt hatte, die ihrerseits Einwendungen dagegen nicht
erhoben hatte. Die Rechtsauffassung der Reichsregierung ergibt sich

aus den folgen-den Sätzen:

&quot;Nach Art. 78 Abs. 2. der Peichsverf,assung bedürfen zwar

Verträge, welche die Länder in, Angelegenheiten der Landes-
gesetzgebung mit auswärtigen Staaten schließen, der Zustimmung
des Reiches. Aber hier handelt es sich nicht um einen Vertrag
mit einem auswärtigen Staat. Wenn auch der Papst im völker-
rechtlichen Verkehr die Vorrechte eines Staatsoberhauptes ge-

nießt&quot;so kann der Päpstliche Stuhl doch nicht als ein auswärtiger
Staat im Sinne des Art. 78 angesehen werden.

&quot;Aus der Entstehungsgeschichte des Artikels ergibt sich viel--
mehr mit voller Klarheit, daß in dem Artikel die Fassung &quot;aus-

wärtige Staaten&quot; gerade deshalb gewählt wurde, um den Päpst-
lichen Stuhl nicht mit zu umfassen. Demgemäß ist die Befugnis
der Länder, die Beziehungen zur Kurie selbständig zu pflegen,
insbesondere Verträge mit ihr abzuschließen, durch den Art.. 78

der Reichsverfassung nicht beschränkt worden.&quot;

Inzwischen hat Preußen gleichfalls ein Konkordat mit dem Hei-

ligen Stuhl abgeschlossen (14. Juni 1929; Preußische Gesetzsamm-

lung S. 152). Die Zustimmung des Peichs ist weider in deni Gesetz
zu 41esem Vertrage vom 3. August 1929 (Gesetzsammlung S.&apos;151)
noch in der Bekanntmachung über die Ratifikation vom 13. August
1929 (Güsetzsammlung S. 173) erwähnt. Jedoch &apos;ist das Konkor-

dat, ebenso wie das bayerische, der Peichsregierung vorgelegt wor-

den, die aber, wie bei letzterern, lediglich die Verfassungsmäßigkeit
nachgeprüft hat&apos;).

Ang,elegenheiten, deren Regelung der Landesge-
setzgebung zusteht.

Verträge&quot;) durch die Länder sind in Angelegenheiten zulässig,
deren Regelung der Landesgesetzgebung zusteht. Danach können die

Länder nicht Verträge schließen, die zur ausschließlichen Zuständig-
keitder Reichsgesetzgebung gehören. Soweit eine konkurrierende Zu-

ständigkeit von Reichs- und Landesgesetzgebung besteht, können die

Länder solange mit fremden Staaten Vereinbarungen treffen, als das

Reich von seiner Befugnis zur gesetzlichen Regelung noch nicht Ge-

brauch gemacht hat. Dies ergibt. sich ohne, weiteres aus Art. 12 Abs. 1

der Peichsverlassung:
&quot;Solange und soweit das Reich von seinem Gesetzgebungs-

1) D a n z i z e r, Beiträge zum preußischen Konkordat. Breslauer Diss.

s. 11.
&apos;) Der Ausdruck &quot;Verträge&quot; ist auch hier im. weiter oben dargelegten Sinn

zu nehmen. Ebenso W a h 1, a. a. 0. S. 59.

http://www.zaoerv.de
© 1933, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Schmitz

recht keinen Gebrauch macht, behalten die Länder das Recht der
Gesetzgebung. Dies gilt nicht für die ausschließliche Gesetzgebung
des Reiches.&quot;&apos;)

Mit Recht hebt W a h 1 (a. a. 0. S. 60) hervor, daß Art. 78 Abs. 2

nur den Gegensatz landes.ZechtlIche, Regelung - reichsgesützliche
Regelung im Auge hat, daß, dagegen nicht die Landesgesetzgebung
in Gegensatz zur Landesverwaltung gestellt werden sollte. Daraus
,.ergibt,sich einmal, daß die Länder zum Abschluß von Verträgen auf
dem Gebiete,der Landesverwaltung befugt bleiben, andererseits aber,
daß sie auch bei reinen Verwaltungsabkommen der Zustimmung des
Reichs bedürfen. Diese Regelung ist durchaus zweckmäßig, da nach
den eInzelnen Landesrechten die Abgrenzung zwischen Angelegen-
heiten der Gesetzgebung und&quot; Verwaltung verschieden sein kann.

Bei der Abfassung,der Bestimmung ging übrigens auch der Ver-
fassungsausschuß von der Auffassung, aus, daß die Verwaltungsab-
kommen unter Art. 78 Abs. 2 fielen. Der Antrag H el n z e - K a h l&apos;),
der die Worte &quot;deren Regelung der Landesgesetzgebung zusteht&quot;
durch die Worte &quot;di nicht zur Zuständigkeit &apos;der. Reichsgesetzge-
bung gehören&quot; ersetzen wollte, wurde damit begründet, daß die po-
sitive Fassung des Entwurfs den Verwaltungsverträgen nicht gerücht,
werde. Er wurde abgelehnt, nachdem festgestellt worden war, daß
der Abänderungsantrag nur negativ ausdrücke, was der Entwurf po-
sitiv Sage. Bereits vorher hatte der damalige ReichsinnenmInister
Dr. P r e u-ß ausgeführt, daß für die Anwendung des Abs.,2 Überwie-
gend Verwaltungsverträge in Betracht kämen.

Steht Somit fest, daß grundsätzlich alle Verwaltungsverträge der

Zustimmung des Reichs bedürfen, so kann ein Zweifel sieh nur be-
züglIch der Fälle erheben, in denen die Reichsgesetzgebung den Län-
dern die Freiheit zur selbständigen Regelung von. Ang&quot;el&apos;egenheiten
geringerer Bedeutung übertragen. hat. -So sind z. B. auf Grund des
§ 4 der Paßverordnung vom 10. Juni 1919 (RGBI. 19199- S. 516) von

den süddeutschen Ländern Verelnbarungen&apos;mit den Nachbarstaaten
über Ausnahmen von Paßzwang- im Grenzverk-ehr abzesghlossen wor-

den&apos;).* Doch dürfte, soweit nichts anderes ausdrücklich bestimmt ist,
auch hier die Zustimmung des Reiches erforderlich sein.

Der Grundsatz, daß auch Verwaltungsabkommen der Länder
stets der Zustimmung des Reiches bedürfen, schließt nicht aus, daß

die Ländervorläufige Regelungen im Falle dringenden Bedürfnisses

treffen, die aber keine definitiven Abmachungen enthalten7 dürfen.

1) So auch die herrsche&apos;nde Meinung; vgl. Po etzsch-Hef f ter, a. a. 0.

S. 340; A n s c h ü t z a. a. 0. S. 418; N e c k e 1, a. a. 0. 215; W a.h 1, a. a. 0.
S. 57; P o h1, a. a. 0. S. 41.

2) Berichte und Protokolle S. 36.
3) Vgl. E 1 b e n, Die Staatsverträge Württernbergs init nichtdeutschen

Staaten (Völkerrechtsfragen, Heft 15) Berlin 1926 SS. 14, 101 ff.
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So findet sich (Verhandiungen&apos; des Reichstages, Wahlperiode 1924,
Bd. 410, Nr. ?566) -eine &quot;Vorläufige. Verständigung der Regierung,in
Schneidemühl, und eer Wojewodschaft in Poznan, über die Unter7
haltung der die Grenze bildenden Strecken der Netze und der

_Küddow&apos;vom 27. September 1921&apos; Diese vorläufige Verständigung,
die nach ihrem Art. 17 bis zum Abschluß des Hauptabkommens zum

Staatsvertrage vorbehaltlich der Genehmigung der beiderseitigen
Behördenleiter Gültigkeit haben sollte, ist durch Art. 40 des deutsch-
Polnischen Vertrages vom 27. Januar 1926 aufrecht erhalten worden.
Sie,ist auch vorher von der Peichsregierung nicht beanstandet wor-.

den, obwohl nirgenids eine etwa eingeholte Zustimmung derselben
ersichtlich ist.&apos; Nach preußischem Staatsrecht beruht die Zuständigkeit
,der&apos;P&quot;egierung in Schneidemühl auf § 2, Ziff. l&apos;u. § 10,der Instruktion

vom 23. Oktober 1817 (Gesetzessammlung für die Kgl. Preuß. Staaten
1817, S. 248). Einer Zustimmung des Laüdtage-s bedurfte es&apos;nach preu-
ßischeni Staatsrecht nicht. Die vorläufige Verständigung ist daher
auch nicht in der Preußischen Gesetzsammlung veröffentlicht.

Wie sich in den einzelnen Ländern die Willensbildung vollzieht,
richtet sich nach den, Landesverfassungen Nach ihnen bestimmf sich
insbesondere, inwieweii das zur Vertretung des Landes nach außen
berufene Organ - Staatsministerium, Senat, Staatspräsidefit oder
Ministerpräsideh,t - verpflichtet ist, di,e Zust!mmune der Volksver-

tretÜng einzuholen.

So bestimmt Art. 33 Abs. 3 der Verfassung für Braunschweig,
daß -das Staatsministerium zum&apos; Abschluß von Staatsverfrägen der

Zustimmung des Landtags bedarf. Art. 45 der Verfassung für Ham-
burg: bestimmt,daß dem Senat &quot;nach erfolgter Beschlußfas,sung der

Bürgerschaft, die Patifikation, von Staatsverträgen&quot; obliege.&apos; In
Hessen bedarf der Staatspräsidept zum Abschluß von Staatsverträgen
nur der Zustimmung des Gesamtministeriums fArt. 41 der Verfassung
von Hessen), während z. B.-§ 32 Satz der Verfassung von Württem-

b.erg anordnet:

&quot;Der Abschluß von Staatsverträgen bedarf der Zustimmung
des Staatsministeriums und des Landtags.&quot;

Für Preußen vergl. n Art. 49 Art. 29 der Verfassung:
jl) Der Lahdtag beschließt über die Gesetze nach Maßgabe

dieser Verfassung; er genehmigt den Haushaltsplan in Einnahme
und Ausgabe; er stellt die Grundsätze, für dle Verwaltung der
Staatsangelegenhelten auf und überwacht ihre Ausführung.
Staatsverträge bedürfen seiner Genehnligung,.wenn sie sich auf
Gegenstände der Gesetzgebung beziehen.&quot;

Zustimm.ung des Reichs.

Die Zustimmung des Reiches, stets erforderlich,ist, ist ihrer

http://www.zaoerv.de
© 1933, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


384 S c h m i t z

- Natur,nach bestritten. Auch hier neigt die herrschende Lehre dazu,
sie als völkerrechtlich erheblich anzusehen-,in dem Sinn, daß ein Län-
dervertrag völkerrechtlich -nicht verbindlich ist, bevor die Zustim-
mung des Reiches vorliegt).

Aus Art. 78 Abs. 2 läßt sich für diese Auffassung kein Argument
herl H e c k e 1 &apos;), der den Standpunkt der herrschenden Lehre
teilt, vertritt die Meinung, daß dem tand gegenüber die Zustimmung
des Reichs ein Akt der vollziehenden Gewalt, dem freniden Staat
gegenüber ein Akt der völkerrechtlichen Vertretung des Reiches sei.

Demgemäß solldie Erklärung gegenüber dem Land durch die Relchs-
regierung, gegenüber dem fremden Staat durch den Reichspräsiden-
ten abgegeben werden. Es ist sicher, -daß das, Wesen d&amp; Zustimmung
sich nicht danach bestimmen kann, wem gegenüber- sie im einzelnen
Fall erklärt wird.
W a h 1&quot; der zugibt, daß Art. 78 Abs. 2 dafür keinen Anhaftspunkt

biete, zieht eine Parallele zu Art. 45 Abs. III und verweist auf die-
Entstehungsgeschichte dieser Bestimmung%

Es soll also auch hier ein interner. Akt über die völkerrechtliche
Gültigkeit der Erklärung eines verfassungsmäßig berufenen Organs
entscheiden. Denn nach der herrschen-den Auffassung soll die Er-
klärung der Zustirn-mung nicht gegenüber dem Vertragsgegner, son-

dern gegenüber dem Land abgegeben werden. &apos;). Die Bedtenken, die
hiergegen bestehen, sind dieselben, die oben bei der Frage der Be-
deutung der Zustimmung des Reichstags dargelegt wurden.

Die Frage, wer die Zustimmung zu erteilen bat, ist außer rdent-0

lich streitig. P o e t z s c h - H e f f t e r&apos; meint, wohl im Anschluß an,

eine unklare Äußerung von P r e u ß im Verfassungsausschuß &apos;), daß
die Zustimmung des Reiches je nach Lage des Falles Zustimmung
der R-elchsgesetzgebung oder der Reichsverwaltung sei (a. a. 0. S.
340). Er hälf also unter Umständen ein Reichsgesetz für erforderlich,
läßt aber sonst eine Erklärung des zuständigen Ressortministers ge-
nügen. Nur Zuständigkeit des letzteren nimmt A n s c h ü t z (a. a. 0.
,S. 419) an, ihm folgen F 1 e 1 s c h m a n n (in Handbuch des Deut-
schen Staatsrechts, 1. S. 214) und W a h1 (a. a. 0. S. 68), während
P oh 1 (a. a. 0. S. 41) das Auswärtige Amt für zuständig hält, &quot;im

1) A n s c h ü t z, a. a. 0. S. 422; P o e t z s c h - e f&apos;f t e r, a. a. 0. S. 340;
Wahl, a. a. 0.S.63.

1) A. la. 0. S. 21s. Gegen ihn K r a u s. a. a. 0. S. 343.
3) Ganz ähnlich A n s c h ü t z. a. a. 0. S. 419.

So insbesondere W a h 1, a. a. 0. S. 67; A n s c h ü t z, a. a. 0. S. 419.
Berichte und Protokolle S. 283:

-.. jetzt bedürfen Verträge, die die Ein-
zelstaaten noch abschließen können, gleichfalls der Zustimmung des Reiches. Ob
das im Wege der Reichsgesetzgebung. oder der Peichsverwaltung geschieht,
hängt,1von der Art der Materie ab. Im wesentlichen wird es sich um Angelegen-
heiten der Landesgesetzgebung handeln, bei denen die &apos;Zustimmung des Reichs
die Wahrung der politischen Interessen des Reichs bezweckt.&quot;
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Einvernehmen mit den sonst beteiligten Ressorts&quot; die Zustimmung zu

erklären.
Die Praxis in dieser Hinsicht ist schwer- festzustellen. So ent-

hält § 1 des Gesetzes vom 23. März 1926 zu dem Staatsvertrag zwi-
schen Preußen und Österreich vom 18. September 1925 (Preuß. Ge-
setzsammlung 1926, S. 122) nur die Bestimmung:

&quot;Der nachstehende Staatsvertrag vom 18. September 1925,
der die Zustimmung des Reichs (Art. 78 Abs. 2 -der P&quot;eichsverfas-,
sung) erhalten hat, wird genehmigt.&quot;

Jedenfalls- dürfte die Auffassung, daß die Zustimmung vom

Reichspräsidenten zu erteilen sei, in der Praxis nicht durchgedrungen
sein, obwohl sie der herrschenden Meinung von der Völkerrechtlichew
Bedeutung der Zustimmung am ehesten entsprechen würde. Die
Ausführungen von W a h 1 (a. a. 0. S. 67), die dagegen gerichtet sind,
sind gerade vom Standpunkt seiner Grundauffassung nicht überzeu-
gend.

Die Zustimmung des Reiches muß eingeholt werden, bevor der
Vertrag endgültig abgeschlossen wird. Es können also die Länder,
wenn sie die Verfassungsbestimmung des Art. 78 Abs. 2 einhalten
wollen, Verträge nur unter Vorbehalt der Ratifikation schließen, es

sei denn, daß der Vertragsentwurf ne varietur endgültig festgelegt
und nur die Unterzeichnung noch vorbehalten ist.

Die herrschende Meinung (vgl. z. B. F 1 e 1 s c h m a n n a. a. 0.
S. 214) von der völkerrechtlichen Erheblichkeit der Zustimmung des
Reichs steht frellich auf dem Standpunkt, daß die Zustimmung auch
nachträglich erteilt werden könne, nimmt also auch hier der Rati-
fikation jegliche Bedeutung für das Inkrafttreten des Vertrages, ob-
wohl auch bei diesen Verträgen das Inkrafttreten üblicherwelse von

der Ratifikation abhängig gemacht wird. Man vergleiche z. B. § 3
des bereits erwähnten Vertrages zwischen Preußen und Österreich:

&quot;Der Vertrag soll in Preußen und in Österreich 14 Tage nach
Austausch der Ratifizierungsurkunden in Kraft treten.&quot;

Auch in dieser Hinsicht kann sich die herrschende Meinung nur

auf dfe Verhandlungen im Verfassungsa-usschuß berufen. Dort&apos;). war
nämlich ein Antrag Dr. C o h n s, der entsprechend der Rechtssprache
des bürgerlichen Gesetzbuchs das Wort &quot;Zustimmung&quot; durch
&quot;Einwilligung&quot; ersetzen wollte, um damit zum Ausdruck zu bringen,
daß die Zustimmungdes Reichs vor endgültigem Vertragsschluß ein-
geholt werden müsse, abgelehnt worden, weil beide Möglichkeiten, die
vorhergehende und die nachträgliche Zustimmung&quot; vorbehalten blei-
ben sollten. Wa h 1, der dies anführt, aber wohl die Unvereinbarkeit
der herrschenden Auffassung mit der internationalen Praxis erkennt,
suchteInen Ausweg, ilndern er die Meinung äußert, daß die Ratifikation
beim Abschluß bis zur Zustimmun,-serteilung vorzubehalten sei.

&apos;) a.
-

a. 0. S. 35, 36.
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